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«Risikoprävention wieder entdecken»

Fritz Wegelin
Vizedirektor ARE
fritz.wegelin@are.admin.ch

Editorial

3



Wo immer Menschen siedelten, mussten sie 

sich mit Risiken auseinandersetzen. Die Na-

tur diktierte früher die geeigneten Stand-

orte. Das sieht man heute noch an der Lage 

vieler Siedlungen im Alpengebiet, wo Dör-

fer, Weiler und Häusergruppen so ausgeklü-

gelt angelegt wurden, dass sie weder durch 

Steinschlag noch durch Lawinen und Über-

schwemmung gefährdet sind. Zudem wurde 

immer streng darauf geachtet, dass das 

knappe und wertvolle Kulturland möglichst 

erhalten blieb.

Im 20. Jahrhundert ging der Respekt vor 

der Natur immer mehr verloren. Die Folgen 

blieben nicht aus: zunehmende Schäden an 

Menschen, Häusern, Infrastrukturen und 

Kulturen. Deshalb beauftragte bereits 1972 

der Bundesbeschluss über die dringlichen 

Massnahmen auf dem Gebiet der Raumpla-

nung die Kantone, ohne Verzug Gefahren-

gebiete auszuscheiden. Priorität hatte die-

se Planungsaufgabe während der Wachs-

tums- und Expansionsphase der letzten 

Jahrzehnte aber nie. Heute ist man wie-

der sensibler geworden. Durch Unachtsam-

keit bei Siedlungserweiterungen, wach-

sende Flächenbeanspruchungen in Risiko-

gebieten, zusätzliche Versiegelungen so-

wie häufigere Naturereignisse sind weit 

grössere Schäden als in der Vergangenheit 

aufgetreten. Die Macht der medienwirksam 

verbreiteten Bilder, gepaart mit der Unge-

wissheit im Zusammenhang mit dem Klima-

wandel, wecken zusätzliche Aufmerksam-

keit für dieses Thema.

Neben Naturrisiken bestehen auch techni

sche, vom Menschen geschaffene Risiken. 

Produktion und Transport von gefährlichen 

Gütern können Menschen und Siedlungen 

bedrohen, was von der Planung nicht im-

mer genügend beachtet wird. So zeugt es 

beispielsweise kaum von einer vorsorgli-

chen Planung, wenn an einer Bahnlinie, auf 

der gefährliche Güter transportiert werden, 

neue Bauzonen ausgeschieden werden. 

Auch hier gibt es technische und raumpla-

nerische Möglichkeiten, um Risiken zu ver-

meiden.

Die Bevölkerung will Sicherheit. Sicherheit 

kostet viel. Zusätzliche Investitionen sind 

zweifellos notwendig. Sie übersteigen je-

doch die finanziellen Möglichkeiten bei wei-

tem, wenn man allein auf technische Mass-

nahmen setzt. Deshalb ist ein gut geplantes 

Vorgehen mit fundierten Grundlagen, guten 

Risikoeinschätzungen, klaren Prioritäten, 

zuverlässigen Gefahrenkarten und mit ge-

eigneter Standortwahl ein wichtiger Teil ei-

nes integralen Risikomanagements. Dieses 

Heft vermittelt zahlreiche Einblicke in die-

se vielfältige Problematik und macht zudem 

deutlich, dass Risikoprävention ein wieder 

zu entdeckendes Thema in einer verletzli-

cher gewordenen Welt ist.

forum raumentwicklung 3/20074
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Eine nachhaltige Raumentwicklung muss 

bestehende raumrelevante Risiken zwin-

gend berücksichtigen. Erstens, um dem 

Sicherheitsbedürfnis der Gesellschaft zu 

entsprechen. Zweitens, um sicherzustellen, 

dass die notwendigen Schutzvorkehrungen 

langfristig ökonomisch tragbar bleiben. Und 

drittens, um negative ökologische Auswir-

kungen durch Risiken oder durch entspre-

chende Schutzmassnahmen zu minimieren. 

Die möglichen Folgen der Klimaveränderung 

und die zukünftigen technologischen Ent-

wicklungen stellen dabei zusätzliche Her-

ausforderungen dar.

Risikoprävention als wichtiger Bestandteil einer 

nachhaltigen Raumentwicklung

Claudia Guggisberg
claudia.guggisberg@are.admin.ch

Fo
to

: 
E

va
 G

e
rt

sc
h

, 
G

e
o

g
ra

p
h

is
ch

e
s 

In
st

it
u

t 
d

e
r 

U
n

iv
e

rs
it

ä
t 

B
e

rn



6 forum raumentwicklung 3/2007

Welche Risiken gibt es in der 
Schweiz?

Im Bericht «KATARISK – Katastrophen 
und Notlagen in der Schweiz» des Bun-
desamts für Bevölkerungsschutz aus 
dem Jahr 2003 hat der Bund die ver-
schiedenen Risiken nach einer einheit-
lichen Methode analysiert, bewertet 
und einander gegenübergestellt. Das 
untersuchte Gefahrenspektrum um-
fasst Naturgefahren, technische Ge-
fahren und gesellschaftliche Entwick-
lungen, die ein Potenzial für Katastro-
phen und Notlagen aufweisen. Nicht 
betrachtet wurden hingegen wir t-
schaftliche, ökologische und machtpo-
litische Gefahren wie Terrorismus oder 
Krieg (Abbildung 1). Aus Sicht des Be-
völkerungsschutzes stellen die Risi-
ken infolge von Katastrophen und Not-
lagen zurzeit rund die Hälfte des ge-
samten Risikos der untersuchten Ge-
fahren dar. Dabei entfallen die gröss-
ten Risikoanteile auf starke Erdbeben, 
schwere Epidemien und grossräumi-
ge Hochwasser. Chemie-Störfälle und 
verschiedene weitere Gefahrenarten 
sind zwar im Bericht enthalten, kön-
nen aber in der Abbildung aufgrund ih-
rer relativ geringen Bedeutung nicht 
dargestellt werden. Die andere Hälfte 

auf einer Skitour – ist die Akzeptanz 
um einiges grösser, als wenn wir ein 
Risiko unfreiwillig eingehen müssen, 
beispielsweise, wenn damit zu rech-
nen ist, dass das Hotel von einer Lawi-
ne verschüttet wird. 
Ein einzelnes grosses Ereignis wird un-
gleich dramatischer eingeschätzt als 
entsprechend viele kleine Ereignisse. 
Ein Unfall mit 100 Toten beispielsweise 
wird von der Gesellschaft stärker ge-
wichtet und schlechter akzeptiert als 
100 Unfälle mit je einem Toten.
Risiko ist definiert durch Wahrschein-
lichkeit und Grösse eines Schadens. 
Das heisst, dass neben einer Gefahr 
mit einer gewissen Eintretenswahr-
scheinlichkeit und einer bestimmten 
Wirkung – zum Beispiel einem Hoch-
wasser oder einem Chemieunfall – 
auch ein Schadenpotenzial nötig ist, 
um ein Risiko zu begründen. Das kön-
nen Menschen sein, die sich im Gefah-
rengebiet aufhalten, oder Sachwerte. 
In einer anderen Definition wird Risi-
ko als Folge einer Entscheidung oder 
Nichtentscheidung angesichts einer 
gegebenen Gefahr begrif fen. Beide 
Definitionen lassen bereits vermuten, 
dass sich die Raumplanung als Träge-
rin von räumlichen Entscheiden um Ri-
siken kümmern muss.

Tagtäglich gehen wir mehr oder weni-
ger bewusst Risiken ein, als Verkehrs-
teilnehmer auf dem Weg zur Arbeit 
oder als begeisterte Berggänger und 
Varianten-Skifahrer am Wochenen-
de. Zumindest theoretisch wissen wir 
um diese Risiken und glauben, sie ein-
schätzen und tragen zu können. Was 
aber wäre, wenn uns am Arbeitsplatz 
plötzlich eine Giftgaswolke aus einem 
auf der nahen Bahnlinie entgleisten 
Güterwagen überraschte? Oder wenn 
unser Hotel in den Bergen von einer 
Lawine weggefegt würde?
 

Was uns Sicherheit und Risiko 
bedeuten

Sicherheit gehört zu den grundlegends-
ten Bedürfnissen jedes Menschen und 
ist eine zentrale Voraussetzung für das 
Wohlergehen der Gesellschaft und die 
wirtschaftliche Entwicklung eines Lan-
des. Eine absolute Sicherheit gibt es 
aber nicht. Sicherheit ist vielmehr der-
jenige Zustand, bei dem wir das ver-
bleibende Risiko als akzeptabel einstu-
fen. Dabei hängt die Akzeptanz von Ri-
siken von verschiedenen Faktoren ab: 
Wenn ein Risiko freiwillig eingegangen 
wird – zum Beispiel die Lawinengefahr 

Abb. 1: Vergleichende Übersicht über die Risiken in der Schweiz aus Sicht des Bevölkerungs-
schutzes (Quelle: Bundesamt für Bevölkerungsschutz)
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re Naturgefahren und technische Risi-
ken. Jürgen Pohl, Professor an der Uni-
versität Bonn geht davon aus, dass da-
bei drei Betrachtungsebenen von Be-
lang sind: die der Risikoquellen, die 
der Ausbreitung und die des Schaden-
potenzials. Daraus ergeben sich die in 
der nachstehenden Tabelle aufgeführ-
ten Einfluss- und Steuerungsmöglich-
keiten der Raumplanung (Abb. 2).
Bei der Umsetzung der Risikopräven-
tion in der Raumplanung sind vor al-
lem die kantonale Richtplanung und 
die kommunale Nutzungsplanung, aber 
auch die Baubewilligungsverfahren ge-
fordert. Wichtige Voraussetzung für 
eine raumplanerische Risikopräventi-
on sind nach dem Stand der Technik 
erarbeitete Grundlagen wie Gefahren-
karten oder Risikostudien. Die raum-
planerische Risikoprävention wird an-
gesichts der steigenden Schadensum-
men zunehmend auch von den Versi-
cherungen gefordert und unterstützt.
Für die Berücksichtigung von Naturge-
fahren in der Raumplanung publizier-
te das ARE 2005 gemeinsam mit an-
deren Bundesämtern eine Empfehlung 
(www.are.admin.ch/themen/raumpla
n u n g / 0 0 2 4 4 / 0 0 4 3 2 / 0 0 4 3 4 / i n d e x .
html?lang=de). Eine analoge Publika
tion über die Berücksichtigung der 
Störfallprävention in der Raumplanung 
ist zurzeit in Erarbeitung.

Claudia Guggisberg, 

1962, studierte in Bern 

Geographie und verfass-

te ihre Lizenziatsarbeit 

im Rahmen der Ereig-

nisanalyse der Unwetter 

1987, bevor sie 1991 ins 

damalige Bundesamt 

für Raumplanung eintrat. Seit 2002 leitet sie 

die Strategiegruppe Richtplanung im ARE. Da-

neben vertritt sie das ARE in der Nationalen 

Plattform Naturgefahren (PLANAT) und im Be-

ratenden Organ für Fragen der Klimaänderung 

(OcCC).

den: «Was kann geschehen?» Als zwei-
ter Schritt muss das Risiko bewertet 
werden: «Was darf geschehen?» Da-
bei spielen neben gesellschaftlichen 
und ökologischen Aspekten vor al-
lem auch ökonomische Überlegungen 
wie Zahlungsbereitschaft der Gesell-
schaft und Verhältnismässigkeit einer 
Schutzmassnahme eine wichtige Rol-
le. Und schliesslich müssen die nöti-
gen Massnahmen gewählt werden, um 
die Schutzziele zu erreichen: «Was ist 
zu tun?» Ein integrales Risikomanage-
ment basiert auf einer optimalen Kom-
bination von Massnahmen zur Vorbeu-
gung und Bewältigung eines Ereignis-
ses sowie zur Regeneration. Die Raum-
planung ist Teil dieses integralen Risi-
komanagements und leistet einen we-
sentlichen Beitrag zur Prävention. Sie 
stellt insbesondere eine angepasste 
Nutzung gefährdeter Flächen sicher 
und trägt damit zur Begrenzung des 
Schadenpotenzials und zur Risikore-
duktion bei.

Was kann Raumplanung zur Risiko-
prävention beitragen?

Für die Raumplanung relevant ist ein 
Risiko immer dann, wenn es räumlich 
lokalisierbar ist und Auswirkungen auf 
im Raum verteilte Sachwerte oder Per-
sonen hat. Dazu zählen insbesonde-

des Risikos setzt sich aus Alltagsereig-
nissen wie Verkehrsunfällen sowie Be-
rufs-, Haus-, Freizeit- und Sportunfäl-
len zusammen. Längst nicht für alle 
diese Risiken kann die Raumplanung 
einen Beitrag zur Prävention leisten.

Vergleichbarkeit der Risikokonzepte 
ist wichtig

Angesichts des knappen Raums in der 
Schweiz und der begrenzten f inanzi-
ellen Mittel für die Sicherheit ist es 
wichtig, dass die verschiedenen Risi-
ken nach vergleichbaren Methoden 
beurteilt und gehandhabt werden. Als 
übergeordnete Zielsetzungen könn-
ten etwa die folgenden Punkte aus der 
Strategie Naturgefahren des Bundes 
genannt werden:
• Gewährleistung eines akzeptierten 
Sicherheitsniveaus nach einheitlichen 
Kriterien.
• Reduktion von bestehenden und Ver-
meidung neuer Risiken.
• Effektiver und effizienter Einsatz der 
Mittel für eine optimale Reduktion der 
Risiken.

Als methodische Basis, um diese Ziele 
zu erreichen, ist jeweils ein Risikokon-
zept mit den folgenden grundlegenden 
Vorgehensschrit ten notwendig: Zu-
erst muss das Risiko analysiert wer-

Naturgefahren Technische Risiken

Risikoquelle Nur beschränkter Einfluss:  
angepasste Nutzung der Einzugs
gebiete, zum Beispiel Versiegelungs-
problematik

Standortwahl von entsprechenden 
Betrieben beziehungsweise Linien
führung von entsprechenden Ver-
kehrs- und Energieversorgungsinfra-
strukturen 

Ausbreitung Schaffen von Retentionsräumen – 
zum Beispiel mehr Raum für Fliess-
gewässer – sowie Freihalten von 
Räumen für technische Schutzmass-
nahmen

Nur beschränkter Einfluss: ange-
passte räumliche Anordnung der 
Nutzung oder Forderung von ent-
sprechenden Schutzmassnahmen

Schaden- 
potenzial 

Angepasste Nutzung:  
keine neuen Bauzonen,  
Nutzungseinschränkungen  
oder Bauauflagen

Angepasste Nutzung:  
nach Möglichkeit keine hohen Be-
völkerungsdichten in der Umgebung 
von Risikoquellen beziehungsweise 
Schutzmassnahmen treffen

Abb. 2: Einfluss- und Steuerungsmöglichkeiten der Raumplanung
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«Der Klimawandel fordert

die Versicherer heraus»

Interview: Pieter Poldervaart
Fotos: Helen Weiss

Extremereignisse wie Winterstürme, Hagel 

und Überschwemmungen nehmen zu – auch 

in der Schweiz. Der Rückversicherer Swiss 

Re beteiligt sich deshalb an Forschungspro-

jekten, um die zukünftige Entwicklung bes-

ser einschätzen zu können. Als Konsequenz 

fordert der Konzern die Versicherten zur Ko-

operation auf, um Schäden vorzubeugen, so 

Pamela Heck, Swiss Re-Expertin für Naturka-

tastrophen und Klimawandel. Doch auch der 

Staat müsse aktiv werden und mit Gefah-

renkarten, raumplanerischen Massnahmen 

und Bauvorschriften dazu beitragen, das Ri-

siko von Naturgefahren zu minimieren.

Pamela Heck (1972) schrieb ihre Doktorarbeit und Post-

doc in Klimatologie an der ETH Zürich. Seit 2000 arbeitet 

sie in der Swiss Re Naturgefahrengruppe und entwickelt 

Risikomodelle für atmosphärische Gefahren wie Stürme, 

Hurrikane oder Hagelgewitter. Als Klimakoordinatorin der 

Naturgefahrengruppe engagiert sie sich in der Zusam-

menarbeit mit Universitäten im Rahmen des Nationalen 

Forschungsschwerpunkts Klima (NFS Klima). Sie vertritt 

Swiss Re im Forum für Klima und globale Umweltver-

änderungen (ProClim), im Beratenden Organ für Fragen 

der Klimaänderung (OcCC), im Nationalen Forschungs-

programm Klima und im Intergovernmental Panel on Cli-

mate Change (IPCC).
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Im Bericht «Klimaänderung und die 
Schweiz 2050» des Beratenden Organs 
für Fragen der Klimaänderung (OcCC) 
habe ich am Kapitel über Versicherun-
gen mitgearbeitet. Darin untersuchten 
wir die wichtigsten Auswirkungen der 
Klimaänderung auf die Sachversiche-
rung, und zwar für schwere Ereignis-
se, die alle 200 bis 300 Jahre zu erwar-
ten sind. 
Für die Schweiz sind Überschwemmun-
gen mit Schäden von über drei Milliar-
den Franken das bedeutendste Risiko, 
gefolgt von Stürmen mit Schäden von 
etwa drei Milliarden Franken. An dritter 
Stelle steht Hagel mit unter zwei Milli-
arden Franken Schadenspotenzial. Er-
eignisse in dieser Grössenordnung er-
wartet man zwar nur alle 200 bis 300 
Jahre. Da es sich aber um einen statis-
tischen Mittelwert handelt, könnte es 
theoretisch auch möglich sein, dass ein 
solches Ereignis zweimal kurz hinterei-
nander auftritt.

Aber Hagelschäden beispielsweise 
kannte man ja schon immer.

Doch die Auswirkungen nehmen zu. Die 
Statistiken zeigen, dass seit 1940 die 
Grosswetterlagen, die in der Schweiz 
für extreme Hagelereignisse verant-
wortlich sind, deutlich zugenommen 
haben. Weil Hagel sehr lokal auftritt, 
ist es allerdings schwierig, ihn mit Kli-
mamodellen zu simulieren und Progno-
sen zu machen.

Hängt die Rangliste der Wetter-
schäden auch mit der teuren Infra-
struktur zusammen, die in den be-
troffenen Regionen gebaut wurde 
oder wird?

Tatsächlich ist es so, dass es nur dort zu 
einem bezif ferbaren Schaden kommt, 
wo auch materielle Werte existieren. 
Ein Wettervorkommnis weit weg von 
der Zivilisation, zum Beispiel über ei-
nem Meer, ist insofern wenig drama-
tisch. Wenn hingegen ein Wirbelsturm 
an der Küste von Florida die dort reich 
vorhandene Infrastruktur zerstört, hat 

Tatsächlich sind die heutigen Scha-
densmodelle komplexe computerba-
sierte Modelle. In unserem Sturmmo-
dell zum Beispiel sind tausende von 
Stürmen aus Hunderten von Jahren in-
tegriert. Das Modell berechnet, wie 
ein bestimmtes Gebäude auf einen be-
stimmten Sturm reagiert, und beziffert 
einen monetären Schaden. Dies wird 
für alle tausende im Modell enthalte-
nen Stürme und alle im Portfolio versi-
cherten Gebäude durchgeführt.

Wie integrieren Sie die Auswirkun-
gen der Klimaveränderung auf Stür-
me in Ihrem Schadensmodell? 

Zusammen mit dem Institut für Atmo-
sphäre und Klima der ETH Zürich ha-
ben wir eine Studie durchgeführt, in 
der wir Sturmschäden in Europa im 
heutigen Klima mit Sturmschäden in ei-
nem zukünftigen Klima verglichen ha-
ben. Dabei koppelten wir Klimamodelle 
der ETH Zürich und der internationalen 
Wissenschaftsgemeinschaft mit unse-
rem Schadensmodell. Heraus kam eine 
Prognose der Sturmschäden über Euro-
pa für die Periode 2071 bis 2100, die ei-
ne Zunahme von 20 bis 70 Prozent ge-
genüber der Referenzperiode von 1961 
bis 1990 voraussagt. Solche Resulta-
te werden in unserem Schadensmodell 
und unserem Risikomanagement be-
rücksichtigt.

Was bedeutet dies in Franken?

Statt wie heute mit jährlich europaweit 
4,2 Milliarden Franken versichertem 
Schaden aus Winterstürmen werden 
wir 2100 voraussichtlich mit 5,6 Milli-
arden Franken zu rechnen haben. Die 
Schweiz ist in diesem Szenario im unte-
ren Bereich angesiedelt und muss eine 
Zunahme von etwa 20 Prozent erwar-
ten – was immer noch volkswirtschaft-
lich einschneidend ist. Weit schwerer 
trif ft es Deutschland, wo sich die Schä-
den mehr als verdoppeln werden.

Welche Extremereignisse kommen 
auf die Schweiz im Detail zu?

Auf 42 Milliarden Franken schätzt 
die Swiss Re die weltweiten Schä-
den aus den Naturkatastrophen für 
das zu Ende gehende Jahr. Das wä-
ren 27 Milliarden mehr als 2006, 
aber deutlich weniger als 2005.  
Erkennen Sie einen Trend?

Schadenszahlen der letzten Jahrzehn-
te zeigen, dass die Variabilität und die 
Schwere von Naturkatastrophen welt-
weit zunahmen. Dieser Trend wird sich 
auch in Zukunft fortsetzen und viel-
leicht sogar verstärken.

Welche Arten von Naturgewalten 
fallen besonders ins Gewicht für 
einen globalen Rückversicherer  
wie Swiss Re?

Weltweit haben die Wirbelstürme im 
Nordatlantik mit mehr als 120 Milli-
arden Franken das grösste Schaden-
spotenzial für die Versicherungsindus-
trie. Besonders deutlich machte dies 
das Jahr 2005, als allein der Hurrikan 
Katrina mit Schäden in der Höhe von 
rund 70 Milliarden Franken zu Buche 
schlug. Betrachtet man nur die wetter-
bedingten Naturkatastrophen, so fol-
gen auf die Auswirkungen der Wirbel-
stürme in den USA die Winterstürme in 
Europa mit Lothar (1999), Daria (1990) 
oder Kyrill (2007). Das Schadenspoten-
zial beträgt hier 42 Milliarden Franken. 
An dritter Stelle kommen Taifune in Ja-
pan mit 24 Milliarden Franken. Ereig-
nisse dieser Grössenordnung erwartet 
man alle 100 bis 200 Jahre. 

Wie weit ist die Swiss Re von den 
zunehmenden Schäden betroffen?

Swiss Re muss jene Schäden zahlen, für 
die sie Erstversicherungen rückversi-
chert. Wie bei Erstversicherern müs-
sen auch unsere Prämien den erwarte-
ten Schaden reflektieren. Um dafür ge-
wappnet zu sein, entwickeln und be-
nutzen wir komplexe Schadensmodel-
le. 

Das tönt aufwändig…
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den seltenen, unvorhersehbaren Fall 
zuständig. Werden Überschwemmun-
gen oder andere Grossereignisse zur 
Regel, muss somit anderswo angesetzt 
werden, um die Risiken zu minimieren: 
bei den Baunormen oder bei der Raum-
planung. Gerade die Raumplanung hat 
diesbezüglich eine wichtige Aufgabe. 
Was heute errichtet wird, soll ja auch in 
den nächsten 50 bis 100 Jahren stehen. 
Man muss deshalb gut abwägen, wo 
und wie man neue Wohn- oder Produk-
tionsgebäude erstellt, um nicht schon 
in absehbarer Zukunft von den Natur-
gewalten überrascht zu werden.

Fordern Sie also beispielsweise 
strengere Baunormen, damit die 

Vorab: Was aus Sicht der Schadensprä-
vention wichtig wäre, kann aus ande-
ren Gründen verkehrt sein. Es ist nun 
einmal so, dass Infrastrukturen wie 
Umschlagterminals per se in Meeres-
nähe sein müssen. Auch die Nähe zu 
Flüssen ist für viele Branchen attrak-
tiv, sei dies wegen der Logistik oder um 
Kühlwasser zu beziehen. Dazu kommt, 
dass günstige Gewerbeflächen oft in 
Flussauen liegen. Mit diesem Dilem-
ma lässt sich so lange leben, bis ge-
wisse Naturkatastrophen zum Normal-
fall und fast schon vorhersagbar wer-
den. Dann widerspricht es dem Versi-
cherungsprinzip, solche Infrastruktu-
ren vertraglich abzusichern. Denn ei-
ne Versicherung ist per Definition für 

das natürlich massive wirtschaftliche 
Schäden zur Folge.

Je grösser die Siedlungsdichte, des-
to bedeutender also der Versiche-
rungsschaden?

Ganz so einfach ist die Rechnung nicht. 
So stellt sich die Frage, wie gross die 
Versicherungsdurchdringung ist. Denn 
wo kein Vertrag besteht, wird unsere 
Branche natürlich auch nicht zahlungs-
pflichtig. Einen wichtigen Einfluss hat 
auch die Art der Infrastruktur: Handelt 
es sich um reine Siedlungen, oder be-
stehen wichtige Produktionsanlagen 
von Gewerbe und Industrie? Entschei-
dend ist ferner die Schadensanfällig-
keit der Gebäude. Betrachtet man die 
letzten Jahrzehnte, stehen für die Zu-
nahme der Schäden zwei Gründe im 
Vordergrund: Zum einen bewirken die 
klimatischen Veränderungen mehr Na-
turereignisse, die zum andern grössere 
versicherte Werte tangieren. 

Werden solche Erkenntnisse beim 
Bau neuer Gebäude beherzigt?

Nicht zwingend, denn neben dem 
Schutz vor äusseren Einwirkungen 
haben Gebäude ja zahlreiche weite-
re Funktionen. Immer wichtiger wird 
die Ästhetik – die in vielen Fällen dem 
Funktionalen übergeordnet ist. Wir be-
obachten immer mehr Bauten, die mit 
empfindlichen Bauteilen erstellt wur-
den.

Können Sie dafür ein Beispiel nen-
nen?

Ein klassischer Fall ist der Sonnen-
schutz. Früher wurden dafür massive 
Holzläden montiert. Die heutigen La-
mellenstoren mögen aus ästhetischer 
Sicht an Neubauten sinnvoll sein, doch 
bei einem Hagelgewitter werden sie 
arg in Mitleidenschaft gezogen. 

Wie nimmt Swiss Re Einfluss darauf, 
dass Investitionen nicht in gefähr-
deten Regionen getätigt werden?
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den oder aktiv evakuiert werden 
müssen. Ist also die Gesellschaft 
gezwungen aufzugeben, was nicht 
mehr vor Naturgefahren geschützt 
und damit versichert werden kann?

Wenn die Gefährdung zu gross wird, 
muss die Versicherung marktwir t-
schaftlich denken und auf eine Police 
verzichten. Nützen Raumplanung und 
Objektschutz nichts mehr, werden ge-
wisse Flächen wohl von einer Nutzung 
ausgenommen werden. Umgekehrt 
profitieren heute schon Objekte, die 
sehr sicher und an gut geschützten La-
gen gebaut werden, von günstigeren 
Bedingungen. 

Wie steht es mit dem Klima im Jahr 
2100?

Klar ist, dass das bisher ausgestos
sene CO2 zu steigenden Temperatu-
ren führen wird, selbst wenn wir jetzt 
das Steuer herumreissen. Wie auch die 
Swiss Re befassen sich mehr und mehr 
Firmen ernsthaft mit dem Thema und 
ziehen Konsequenzen für die eigene 
Geschäftsführung. Das gibt Hoffnung.

Häuser starkem Sturm widerstehen 
können?

Die Versicherungsindustrie ist insge-
samt daran interessiert, dass die Bau-
normen den in Zukunft wachsenden 
Anforderungen Rechnung tragen. Dar-
über hinaus versuchen wir im Gespräch 
mit den Kunden individuell Einfluss zu 
nehmen. 

Und welche Rolle kommt der öf-
fentlichen Hand bei der Präventi-
on zu? 

Als Versicherer unterstützen wir die 
Schaffung von Baunormen oder von Re-
gistern, die geeignete Baumaterialien 
aufführen. Ein zentraler Punkt ist zu-
dem, dass die Gefahrenkartierung wei-
tergeführt wird. Denn die Nützlichkeit 
dieser Karten hat sich etwa bei der Bi-
lanzierung des Hochwassers vom Au-
gust 2005 bewiesen: Bei rund 80 Pro-
zent der Gefahrenkarten lagen die Ex-
perten mit ihrer Einschätzung richtig. 
In Nid- und Obwalden konnte man dank 
den realisierten Schutzmassnahmen 
grössere Schäden vermeiden. 

Sind Ihnen aus dem Ausland besse-
re Projekte der Gefahrenpräventi-
on bekannt?

Die Strategien sind von Land zu Land 
sehr unterschiedlich. In Frankreich et-
wa kann es bis zur Umsetzung der Ge-
fahrenkarten 20 Jahren dauern. Aus
serdem besteht das Problem, dass 
oft die Erkenntnisse über Gefahren da 
sind, aber die Konsequenzen aus Kos-
tengründen nicht gezogen werden. In 
Grossbritannien wiederum ist die Ge-
fahrenkartierung nicht zentral und 
staatlich koordiniert, sondern die Ini-
tiative geht eher von den Versicherern 
aus. Selbst wenn die Schweiz interna-
tional gesehen eine Vorreiterrolle in-
nehat, das Ei des Kolumbus haben wir 
noch nicht gefunden. 

Ein Szenario besagt, dass in Zu-
kunft ganze Täler entvölkert wer-

Swiss Re will CO2-neutral werden

pld. Im Jahr 2006 verursachten die 
weltweit 10’800 Mitarbeitenden von 
Swiss Re rund 67’000 Tonnen CO2. 
Bis 2013 soll der CO2-Ausstoss um 
15 Prozent reduziert und der Rest 
kompensiert werden. Die verblei-
benden 85 Prozent werden durch ei-
ne Investition in den Community De-
velopment Carbon Fund (CDCF) der 
Weltbank kompensiert. Dieser Fonds 
unterstützt Projekte zur Verbesse-
rung des Klimaschutzes und der Le-
bensverhältnisse der Bevölkerung in 
Entwicklungsländern. Ein weiteres 
Beispiel, um dieses 2003 gesetzte 
Ziel zu erreichen, ist in der Schweiz 
der Kauf von klimaneutralem biofair-
Treibstoff über die Schweizer Firma 
Gebana AG. Darüber hinaus belohnt 
Swiss Re jene Mitarbeiter, die sich 
auch privat möglichst klimaneutral 
verhalten. Abhängig von den regi-
onalen Gegebenheiten unterstützt 
Swiss Re die Anschaffung von abgas-
armen Autos mit Hybridantrieb, die 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
oder die Installation von Sonnenkol-
lektoren mit der Hälfte der Investiti-
on bis maximal 5000 Franken.



12 forum raumentwicklung 3/2007

Die Schweiz ist auf gut funktionierende 

Infrastrukturen angewiesen. Ein Strategie

papier will nun zeigen, wie sich die Infra-

strukturen von nationaler Bedeutung bis 

2025 entwickeln sollen, und welche Stoss-

richtung sich für den Bundesrat empfiehlt.

Guido Vasella
guido.vasella@gs-uvek.admin.ch

Strategie zur Zukunft 

der nationalen Infrastrukturen
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Schliesslich wird darauf basierend die 
weitere Stossrichtung des Bundes-
rats zur Sicherstellung von leistungs-
fähigen Infrastrukturen für die Zukunft 
dargestellt. 

Guido Vasella (1964), lic. 

oec. publ., Studium der 

Betriebswirtschaft an 

der Universität Zürich. 

Seit 2001 im  Direktions-

stab des Generalsekre-

tariats UVEK tätig.

lichen Eigenheiten können sich jedoch 
unterschiedliche Akzente ergeben. 
Die Infrastrukturstrategie für den Zeit-
horizont 2025 ist aktuell im Departe-
ment für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation (UVEK) in Erarbeitung 
und soll in der zweiten Jahreshälfte 
2008 veröffentlicht werden. Für die er-
wähnten Sektoren wird in einem ers-
ten Schritt über den heutigen Stand 
der nationalen Infrastrukturnetze ori-
entiert. Danach werden die wesentli-
chen Herausforderungen für die einzel-
nen Infrastruktursektoren geschildert. 

Leistungsfähige Infrastrukturen ge-
hören zu den Standortvorteilen der 
Schweiz. Infrastrukturnetze sind Le-
bensadern – seien dies Verkehrswege 
wie Strasse, Schiene und Luftfahrt, Te-
lekommunikationsnetze oder Leitungs-
netze für die Energieversorgung. Sie 
sind Schlüsselfaktoren für die künftige 
wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung eines Landes. Dies um-
so mehr, als die zunehmend vernetz-
te Wirtschaft von einwandfrei funktio-
nierenden und leistungsfähigen Infra-
strukturen abhängig ist. 
Der Bundesrat hat sich das Ziel ge-
setzt, eine Strategie zur Zukunft der 
schweizerischen Infrastrukturnetze 
zu entwickeln – dies im Einklang mit 
den Erfordernissen einer nachhaltigen 
Entwicklung. So steht die Infrastruk-
tur auch vor ökologischen Herausfor-
derungen wie Naturereignissen, die zu 
Schäden an Strassen, Schienen oder 
Versorgungsnetzen führen können. Die 
Strategie soll folgende Fragen beant-
worten:
• Welche Massnahmen sind nötig, um 
die Infrastrukturnetze in ihrer heutigen 
Substanz zu erhalten?
• Wie können die Infrastrukturnetze 
möglichst effizient betrieben werden?
• Welche Ausbauten sind notwendig, 
damit das Wirtschaftswachstum der 
Schweiz gesichert ist?
• Wie lassen sich die schweizerischen 
Infrastrukturnetze möglichst effizient 
mit den europäischen Netzen verknüp-
fen?
• Wie müssen angesichts der knappen 
Mittel die Prioritäten gesetzt werden?

Der Fokus liegt auf den Infrastrukturen 
von nationaler Bedeutung. Dazu ge-
hören die Verkehrswege wie Strasse, 
Schiene und Luftfahrt, die Telekommu-
nikations- und die leitungsgebundenen 
Energienetze. In der Regel sollten sich 
die nationalen Netze mit den rechtli-
chen Verantwortlichkeiten des Bun-
des decken. Die aufgeführten Fragen 
stellen sich für alle Infrastrukturnet-
ze. Aus ihren technischen und betrieb- AlpTransit – eine der wichtigsten Infrastrukturen von nationaler Bedeutung
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Die Unwetterereignisse der letzten Jahre – 

wie beispielsweise der Wintersturm Lothar 

im Dezember 1999, die extreme Trocken-

heit des Sommers 2003 oder auch die erst 

kürzlich erlebten Hochwasser 2005 und 

2007 – zeigen, wie verletzlich unser Lebens-

raum hinsichtlich Naturgefahren geworden 

ist. Das Schadenausmass der Naturkatas-

trophen nimmt ständig zu. Die Gründe da-

für sind vielfältig: Wertsteigerung und -kon-

zentration, anfälligere Infrastrukturen, stei-

gende Ansprüche an Mobilität und Kommu-

nikation, grössere Unsicherheiten infolge 

des Klimawandels. Deshalb gilt es, Risiken 

zu mindern, neue Risiken möglichst zu ver-

hindern und vor allem das Bewusstsein für 

Naturgefahren zu schärfen. Dazu trägt seit 

zehn Jahren die Nationale Plattform Natur-

gefahren (PLANAT) bei.

Simone Hunziker
simone.hunziker@bafu.admin.ch

Die Nationale Plattform Naturgefahren PLANAT
G
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Die Strategie heute

Die PLANAT-Strategie «Sicherheit vor 
Naturgefahren» strebt für die Schweiz 
eine neue Risikokultur im Umgang mit 
Naturgefahren an. Dazu werden gesell-
schaftlich, ökonomisch und ökologisch 
vertretbare Schutzziele definiert, das 
heisst Grenzen für die Sicherheitsan-
strengungen beim Schutz von Leib und 
Leben sowie von Hab und Gut gesetzt.
Beim integralen Risikomanagement 
kommen mögliche Massnahmen der 
Vorbeugung, Bewältigung und Rege-
neration gleichwertig und über sämt-
liche Naturgefahren hinweg zum Ein-
satz, wobei sie aufeinander abge-
stimmt sind. In erster Linie werden 
kostengünstige und besonders wirksa-
me Massnahmen gewählt. Auch in Zu-
kunft muss trotz bester Vorbeugung 
mit grossen Schäden gerechnet wer-
den. Es ist deshalb wichtig, auch Not-
fallkonzepte zur Bewältigung von Kri-
sensituationen zu entwickeln. Zentral 
ist ferner, f inanzielle Schäden im pri-
vaten Bereich mit Hilfe der Versiche-
rungen zu bewältigen.

Schrittweise Umsetzung 

Die Risiken aus Naturgefahren sind ei-
nem ständigen Veränderungsprozess 
unterworfen. Deshalb müssen inskünf-
tig die strategischen Grundsätze mit 
einer Erfolgskontrolle periodisch über-
prüft und den neuen gesellschaftli-
chen, politischen und finanziellen Rah-
menbedingungen angepasst werden. 
Die PLANAT hat die heutige Situation 
analysiert. 
Der Synthesebericht «Strategie Na-
turgefahren Schweiz» zeigt, dass die 
Schweiz jährlich 2,9 Milliarden Fran-
ken in den Schutz vor Naturgefahren 
investiert. Der Bericht bewertet auch 
den heutigen Umgang mit Risiken aus 
Naturgefahren und schlägt einen Akti-
onsplan vor, der die Risiken weiter ver-
mindern und das Risikobewusstsein 
erhöhen soll. Die Projekte des Aktions-
plans setzen drei Schwerpunkte:

Um Naturgefahren in der Schweiz bes-
ser vorzubeugen, rief der Bundesrat 
1997 die Nationale Plattform Naturge-
fahren PLANAT ins Leben. Sie ist zu-
sammengesetzt aus zwanzig Fachleu-
ten aus allen Landesteilen der Schweiz. 
Ihr Hauptziel ist der bewusstere Um-
gang mit bestehenden und künftigen 
Naturrisiken im Sinn einer präventiven 
Risikokultur. 
Der optimale Schutz der Schweizer Be-
völkerung, ihrer Lebensgrundlage so-
wie erheblicher Sachwerte vor den ver-
schiedenen Naturgefahren stellt eine 
gemeinsame Aufgabe von Bund, Kanto-
nen, Gemeinden, der Wirtschaft und je-
des einzelnen Individuums dar. Haupt-
aufgabe der öffentlichen Hand ist es, 
die Risiken aufzuzeigen und zu min-
dern; doch muss auch jede und jeder 
Einzelne Eigenverantwortung überneh-
men und durch Objektschutzmassnah-
men im Rahmen seiner Möglichkeiten 
Schäden verhindern oder reduzieren.

Naturgefahren gehen jeden etwas an

Wie die Erfahrungen der letzten Jah-
re zeigen, konnte die Zahl der Todes-
opfer von Naturkatastrophen zwar re-
duziert werden, die Sachschäden und 
insbesondere die indirekten Schäden 
nahmen jedoch zu. Die bisherige Poli-
tik im Umgang mit Naturgefahren, die 
primär die Gefahrenabwehr zum Ziel 
hatte, darf rückblickend als er folg-
reich bezeichnet werden. Die Zunahme 
der Besiedlungsdichte und die enorme 
Wertsteigerung sowie die vielfältigen 
Bedürfnisse in Beruf und Freizeit ver-
grössern jedoch das Risiko durch Na-
turgefahren laufend. Umwelteinflüsse 
wie der Klimawandel können zukünftig 
die Bedrohung durch einzelne Natur-
gefahren verschärfen. Für unsere Ge-
sellschaft stellt es eine anspruchsvolle 
Aufgabe dar, das sich daraus ergeben-
de Risiko auf ein erträgliches Mass zu 
vermindern. Eine bewusst gelebte Ri-
sikokultur soll in der Gesellschaft ein 
umfassendes Verständnis für den Um-
gang mit Sicherheitsfragen fördern. 

Gefahrenkarten aus rechtlicher Per-
spektive

Gefahrenkarten zeigen, wo Siedlun-
gen in der Schweiz von Naturgefah-
ren bedroht sind. Damit dienen sie 
als Grundlage für die Ausscheidung 
von Gefahrenzonen und für die Fest-
legung der Nutzungsauflagen. In den 
Bundesgesetzen über den Wasser-
bau (WBG) und den Wald (WaG) wer-
den die Kantone verpflichtet, Gefah-
renkarten für Hochwasser, Lawinen, 

Rutschungen sowie Sturzprozesse 
zu erstellen und diese bei der Richt- 
und Nutzungsplanung sowie bei den 
übrigen raumwirksamen Tätigkeiten 
zu berücksichtigen. 2004 veröffent-
lichte PLANAT die Studie «Rechtliche 
Aspekte im Zusammenhang mit der 
Gefahrenkarte». Neben der Klärung 
rechtlicher Aspekte enthält die Pu-
blikation auch eine Beurteilung der 
gesetzlichen Regelungen auf Stufe 
Bund und Kantone. Das neu erschie-
nene Merkblatt «Gefahrenkarten aus 
dem rechtlichen Blickwinkel» der 
PLANAT fasst die Erkenntnisse und 
Antworten zu den wichtigsten recht-
lichen Fragen zusammen, die sich bei 
der Umsetzung in den Kantonen und 
Gemeinden ergeben können.



16 forum raumentwicklung 3/2007

• Weiterentwicklung des «Risikokon-
zepts Naturgefahren»:
Praxisorientierte Leitfäden sowie ein 
Aus- und Weiterbildungsangebot sollen 
das integrale Risikomanagement fes-
tigen. Das «Risikokonzept Naturgefah-
ren» soll sodann durch gezielte Studien 
weiterentwickelt werden.
• Risikodialog und Zuständigkeiten:
Eine von allen Betroffenen getrage-
ne Kultur des Risikobewusstseins soll 
mit einem breit geführten Dialog ver-
ankert werden. Auch die Zuständigkei-
ten, Organisationsstrukturen und -ab-
läufe beim risikobewussten Umgang mit 
Naturgefahren sollen optimiert werden. 
Bisher nicht geregelte Zuständigkei-
ten für bestimmte Naturgefahren wie 
zum Beispiel Extremtemperaturen oder 
Sturm sollen geklärt werden.
• Controlling:
Die Risiken aus Naturgefahren und die 
investierten Mittel für Schutzmassnah-
men sollen künftig systematisch erfasst 
und laufend beurteilt werden, sodass 
das Verhältnis von Kosten und Wirksam-
keit geprüft werden kann.

Das Eidgenössische Departement für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommu-
nikation (UVEK) wird diesen Aktions-
plan bis Mitte 2008 zusammen mit den 
zuständigen Bundesstellen und der 
PLANAT umsetzen. www.planat.ch

Simone Hunziker (1973) 

studierte Geografie an 

den Universitäten Frei-

burg und Bern und hat 

in ihrer Diplomarbeit die 

Reaktionsweisen von 

Wildbacheinzugsgebie-

ten untersucht. Bei der Nationalen Plattform 

Naturgefahren PLANAT ist sie seit 2003 für die 

Öffentlichkeitsarbeit zuständig. Daneben ar-

beitet sie als wissenschaftliche Mitarbeiterin 

in der Abteilung Gefahrenprävention des Bun-

desamts für Umwelt BAFU, an das die PLANAT 

organisatorisch angegliedert ist. Seit 2005 be-

treut sie auch die Geschäftstelle der Plattform 

Naturgefahren der Alpenkonvention PLANALP.

Ende Winter 1994 wurde ein alter Rutschhang in den Freiburger Voralpen unerwartet rasch re-
aktiviert. Auf dem Gebiet der Gemeinde Plasselb wurde die Ferienhaussiedlung Falli Hölli voll-
ständig zerstört. Die Schäden an den rund 30 Gebäuden betragen über 15 Millionen Franken 
(Foto: Hugo Raetzo, Bundesamt für Umwelt BAFU)
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PPR: Frankreichs Instrument für eine 

umfassende Risikoprävention

Das französische Ministerium für Umwelt und nachhaltige Entwicklung

Der französische Präventionsplan für vor-

hersehbare Naturrisiken (Plan de Préven-

tion des Risques Naturels Prévisibles, PPR) 

zeigt die Risiken mit dem Ziel auf, den Scha-

den an Menschenleben und Sachwerten zu 

verringern. Für ein bestimmtes Gebiet wer-

den die Risikokenntnisse zusammengetra-

gen, daraus die Abgrenzung der gefährde-

ten Zonen abgeleitet und Vorgaben für die 

Planung und das Bauen gemacht. Der PPR 

definiert zudem die planerischen Massnah-

men und Nutzungsvorgaben für bereits vor-

handene Bauten und Anlagen in den Risiko-

zonen sowie allgemeine Präventions- und 

Schutzmassnahmen, welche die öffentliche 

Hand und Privatpersonen ergreifen müssen. 

Damit trägt der PPR dazu bei, dass die Sied-

lungsentwicklung vornehmlich in risikofreie 

Zonen gelenkt wird.
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Analyse, die eventuell durch Experti-
sen zu weiteren potenziellen Risiken 
ergänzt wird, mündet in eine Gefah-
renkartierung, in der das Ausmass der 
möglichen Ereignisse abgeklärt wird. 
Die Gefahrenkarte und die Analyse des 
Schadenpotenzials, die gemeinsam 
mit den lokalen Partnern durchgeführt 
wird, bilden die Grundlage für die Aus-
arbeitung des PPR. Durch die Kombi-
nation der Gefährdung mit dem Scha-
denpotenzial lassen sich die Risikozo-
nen definieren.

Der PPR umfasst:

• den Erläuterungsbericht, der die Ana-
lyse der berücksichtigten Gefahrenpro-
zesse und ihrer Auswirkungen auf Per-
sonen und auf bestehende und künf-
tige Sachwerte erklärt. Der Bericht er-
klärt die Grundsätze bei der Ausarbei-
tung des PPR, begründet die gewählten 
Massnahmen und erläutert die getrof-
fenen Regelungen;
• einen Plan im Massstab von 1:10’000 
bis 1:5000, der die vom PPR beschrie-
benen Zonen darstellt; dabei handelt es 
sich um gefährdete Zonen sowie um Zo-
nen, in denen die Raumplanung die Ri-
siken erhöhen oder neue Risiken verur-
sachen könnte;
• ein Reglement mit den für die jewei-
ligen Zonen geltenden Vorschriften. Das 
Reglement macht Vorgaben für Präven-
tions- und Schutzmassnahmen, die von 
den Privatpersonen und Behörden bei 
der Umsetzung von neuen Projekten ge-
troffen werden müssen, aber auch für 
Massnahmen zum Schutz von beste-
henden Sachwerten und Aktivitäten.

Zusätzliche Präventionsarbeit

Der PPR ist verbindlich für Privatperso-
nen, Unternehmen und für die Behör-
den aller Ebenen, insbesondere bei der 
Erteilung von Baubewilligungen. Der 
PPR gehört deshalb als Anhang zum 
kommunalen Nutzungsplan, falls ein 
solcher vorhanden ist. 

bewusstsein sowie die Umsetzung von 
individuellen Präventionsmassnahmen 
gefördert werden.

Das Wesen des PPR

Beim PPR handelt es sich um ein vor-
gegebenes Verfahren zur Berücksichti-
gung von Naturrisiken in der Raumpla-
nung. In Gebieten mit einer hohen Ge-
fährdung bildet der PPR eine vom Staat 
erstellte Grundlage zur Information der 
Bevölkerung und der Raumplaner über 
die Risiken. 
Der PPR regelt die Bodennutzung, wo-
bei die für eine Zone festgestellte Ge-
fährdung und die Vermeidung einer zu-
sätzlichen Erhöhung des Risikos be-
rücksichtigt werden. Die Bandbrei-
te der Regelungen reicht von der Bau-
möglichkeit mit bestimmten Aufla-
gen bis zum Bauverbot in denjenigen 
Fällen, in denen das bestehende Risi-
ko oder die Vermeidung einer zusätz-
lichen Vergrösserung des Risikos dies 
verlangen. Damit kann die Siedlungs-
entwicklung in die am wenigsten ge-
fährdeten Gebiete gelenkt werden, 
wodurch sich Personen- und Sach-
schäden verringern lassen.

Erstellung eines PPR

Der PPR wird unter der Leitung des 
Präfekten des Departements erstellt 
und von diesem nach der Konsultati-
on der Gemeinden sowie einer öffent-
lichen Vernehmlassung genehmigt. Die 
betrof fenen Gebietskörperschaf ten 
werden von Anfang an in die Ausar-
beitung des PPR einbezogen; der Ein-
bezug der Öffentlichkeit soll eine brei-
te Abstützung des Prozesses ermögli-
chen. Der PPR kann eine oder mehrere 
Risikoarten behandeln und eine oder 
mehrere Gemeinden abdecken.
Ausgangspunkt für den PPR bildet in 
der Regel die historische Analyse der 
wichtigsten Naturereignisse, von de-
nen das untersuchte Gebiet in der Ver-
gangenheit heimgesucht wurde. Diese 

Naturgefahren verhüten bedeutet, 
durch Berücksichtigung beziehungs-
weise Vorwegnahme der Naturgefah-
ren die Sicherheit von Personen und 
Sachewerten zu gewährleisten. Diese 
Politik strebt eine nachhaltige Raum-
entwicklung an und setzt auf die fol-
genden Massnahmen:
• Naturgefahren und ihre Auswir-
kungen besser erforschen;
• nach Möglichkeit eine Überwachung 
der Naturgefahren sicherstellen;
• die Bevölkerung sensibilisieren und 
über Risiken und Schutzmöglichkeiten 
informieren;
• die Risiken in den Raumplanungsent-
scheiden berücksichtigen;
• vorhandene und geplante Bauten und 
Anlagen schützen und der Gefahr an-
passen;
• Lehren aus vergangenen Ereignissen 
ziehen.

Umfassende Risikoprävention

Die umfassende Risikoprävention wird 
durch die Instrumente der Raumpla-
nung auf alle von Naturrisiken bedroh-
ten Gebiete und über alle Staatsebe-
nen angewandt: regional und interre-
gional, departemental und kommunal 
oder überkommunal. 
Auf kommunaler oder überkommunaler 
Ebene erstellen die Behörden Raum-
konzepte und Nutzungsplanungen, 
welche die Naturgefahren berücksich-
tigen müssen. Auf dieser Ebene wer-
den in Frankreich die Präventionspläne 
für vorhersehbare Naturgefahren (PPR) 
am häufigsten umgesetzt.
Mit der Erstellung von Schutzbauten 
werden die Schäden an bestehenden 
Siedlungen und Bauten vermindert und 
die Lebensbedingungen in solchen Ge-
bieten verbessert. Mit Notfallplanun-
gen werden die Organisation und das 
Krisenmanagement im Ereignisfall gere-
gelt. Diese Notfallpläne sind für Gemein-
den, die über einen genehmigten PPR 
verfügen, obligatorisch. Schliesslich sol-
len mit einer vorbeugenden Information 
der Bürgerinnen und Bürger das Risiko-
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das Risiko in der Raumplanung zu be-
rücksichtigen. Zu nennen sind insbe-
sondere die von den Behörden erstell-
ten Nutzungsplanungen.

(Übersetzung)

Online-Dokumentation
• Internet-Portal zur Risikoprävention:  

www.prim.net
• Gefahrenkartierung: http://cartorisque.prim.

net

Ministerium für Umwelt und nachhaltige Ent-

wicklung; Direktion für Verhütung von Umwelt-

verschmutzung und Risiken; Unterdirektion für 

die Verhütung von Grossrisiken.

20, avenue de Ségur, F - 75007 Paris

Die Unterdirektion für die Verhütung von 

Grossrisiken entwickelt in Frankreich die Prä-

ventionspolitik für wesentliche Risiken auf na-

tionaler Ebene. Sie definiert und koordiniert 

die lokal umgesetzten Massnahmen zur Erfor-

schung und Berücksichtigung von Grossrisiken 

in der Raumplanung und in der vorbeugenden 

Information.

öffentliche kommunale Sitzungen min-
destens alle zwei Jahre sowie die Infor-
mation von Käufern und Mietern.

Bilanz der PPR

Von 36’000 französischen Kommunen 
sind 16’000 von Naturrisiken betroffen. 

Im September 
2007 ver füg-
ten 5900 Ge-
meinden über 
einen verord-
neten PPR und 
5151 über ei-
nen geneh-
mig ten PPR. 
Es werden nie 
alle gefährde-
ten Gemein-
den über ei-
nen PPR verfü-
gen. Für weni-
ger gefährde-
te Gebiete be-
stehen auch 
andere Mög-
lichkeiten, um 

Der PPR ist auch über die getroffenen 
Regelungen hinaus von Interesse. Denn 
der PPR begründet für Gebietskörper-
schaften, Privatpersonen und Kleinun-
ternehmen den Anspruch auf Subven-
tionen. Ausserdem verpflichtet er zur 
vorbeugenden Information. Dazu ge-
hörden die kommunalen Informations-
dokumente über Hauptrisiken (DICRIM), 
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Veränderungen des Raums und veränder-

te Risikokenntnisse nach Überschwem-

mungsereignissen standen im Mittelpunkt 

eines vom Staatssekretariat für Bildung 

und Forschung finanzierten zweijährigen 

Forschungsprojekts. Die Studie beruht auf 

den zwei Überschwemmungsereignissen 

Saillon/VS 2000 und Lully/GE 2002. Anhand 

der Arbeit konnte aufgezeigt werden, dass 

solche Krisensituationen tiefgreifende Ver-

änderungen der räumlichen Dynamik sowie 

der Organisationsformen in Prävention und 

Ereigniseinsatz auslösen.

Räumliche Veränderungen und Risikokenntnis  

bei Überschwemmungsereignissen:  

Eine Studie ihrer Wechselbeziehungen

Valérie November
valerie.november@epfl.ch
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Die Ergebnisse der Studie zeigen auf, 
dass Überschwemmungsereignisse zu 
neuen Erkenntnissen geführt haben. 
In Genf zum Beispiel zeigte die Krise 
ein Risiko auf, das bislang vom Kan-
ton nicht als solches identifiziert wor-
den war: Die Überschwemmung wurde 
nämlich – entgegen der Annahme der 
Experten – nicht durch das Hochwas-
ser des Flusses Aire verursacht, der in 
Siedlungsnähe verläuft, sondern durch 
abfliessendes Niederschlagswasser. 
Ausserdem zeigen Überschwemmungs
ereignisse latent vorhandene, aber 
noch nicht in die institutionellen Ver-
fahren integrierte Kenntnisse auf. So 
existierte in Lully zwar seit 2000 eine 
Gefahrenkarte, die aufzeigt, dass das 
betroffene Gebiet in einer blauen Zo-

In beiden untersuchten Fällen wurden 
die beteiligten Akteure nach Rolle und 
Funktion bei Vorsorge, Warnung und 
Ereignisbewältigung er fasst. Zudem 
wurde ein Inventar der von den Akteu-
ren verwendeten Dokumente erstellt. 
Die Analyse ermöglichte es, das Ereig-
nismanagement zu evaluieren (Vorbe-
reitungsgrad vor und Reaktion wäh-
rend der Krise), organisatorische An-
passungen nach der Krise aufzuzeigen 
sowie das Konzept und den Formali-
sierungsgrad, den die Akteure vor be-
ziehungsweise nach den Überschwem-
mungsereignissen festgelegt hatten, 
zu ermitteln. Ausserdem wurden die 
nach den Ereignissen eingeführten 
neuen Warn- und Prognoseprozesse 
dokumentiert.

Überschwemmungen bewirken, abge-
sehen von den Schäden, dem Wieder-
aufbau und den damit verbundenen 
Zahlungen und Versicherungsleistun-
gen häufig bedeutende Veränderungen 
des Raums, wie etwa die Änderungen 
des Grundstückswerts und der Zonen-
pläne. Weiter führen sie zu wesentli-
chen organisatorischen Anpassungen, 
wie sie die Veränderung der Krisen-
managementstrukturen, institutionel-
le Veränderungen oder das Erscheinen 
neuer Akteure darstellen. 
Das eingangs erwähnte Projekt un-
tersuchte nun die Raumdynamik und 
den Lernprozess im Zusammenhang 
mit Überschwemmungsereignissen in 
städtischen Gebieten. Zwei Fälle von 
Überschwemmungen, die hauptsäch-
lich neu gebaute Quartiere im gefähr-
deten Gebiet betrafen (Saillon, Kanton 
Wallis, 2000; Lully, Kanton Genf, 2002), 
wurden in einer Forschungsarbeit im 
Rahmen des COST-Programms C19 
«Verletzlichkeit urbaner Infrastruktu-
ren und Risikomanagement: Erkennt-
nisse und Auswirkungen von Über-
schwemmungen in der Schweiz» von 
einem Team aus Geografen der Univer-
sitäten Genf, Lausanne, Freiburg, Zü-
rich und der Eidgenössischen Tech-
nischen Hochschule Lausanne unter-
sucht (November V., Reynard E. (Dir. ) , 
2006).1

Dabei standen die folgenden Themen 
im Vordergrund:
• Wie wird das Überschwemmungs
risiko in der Raumplanung berücksichtigt 
(Risikovorwegnahme und Risikopla-
nung)?
• Welche Tätigkeiten der Wasserwirt-
schaft (Wasserentnahme, Festlegung 
der Abflussmenge, Revitalisierung von 
Wasserläufen) und welche Akteure 
üben einen Einfluss auf den Umgang mit 
Überschwemmungsrisiken aus?
• Wie werden die Lehren aus Krisen
situationen und aus Katastrophen gezo-
gen? Welche institutionellen oder son-
stigen Akteure sind betroffen?

Gefahrenkarte der Region Lully (Kanton Genf), erschienen 2000.

Erhebliche Gefahr
Mittlere Gefahr

Geringe Gefahr
Geringe Gefahr
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Überschwemmungsereignis 2005 analysiert

Die Überschwemmungen im August 2005 verursachten in der Schweiz Schä-
den von rund drei Milliarden Franken. Bis Ende 2007 führen das Bundesamt 
für Umwelt und die Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft eine 
Ereignisanalyse durch. Ein Teilprojekt von Bettina Witmer und Hans Kienholz 
von der Universität Bern befasst sich mit der raumplanerischen Umsetzung 
von Gefahrenkarten. Da in diesem Bereich erst wenige Gemeinden prakti-
sche Erfahrung besitzen, ist eine systematische Auswertung nicht möglich. 
Doch konnten in den zwölf betroffenen Kantonen mehrere aufschlussreiche 
Fallbeispiele gefunden werden. Das Teilprojekt stellt einerseits vorbildliche 
Massnahmen im Bereich Raumplanung zur Schadensreduktion dar, ander-
seits werden auch bestehende Vollzugslücken ermittelt. Wie sich zeigt, ha-
ben die Ereignisse 2005 in verschiedenen Gemeinden eine Überprüfung der 
Massnahmenplanung und eine Revision der Ortsplanung ausgelöst. Vieler-
orts wird angestrebt, die Gefahrenkarte möglichst rasch umzusetzen. Insbe-
sondere sollen Gefahrengebiete beim Bauen wenn immer möglich gemieden 
werden. Ist dies nicht machbar, sind bei der raumplanerischen Umsetzung 
in Zonen mit geringer oder mittlerer Gefährdung künftig auch Risikoüberle-
gungen anzustellen und präventive Massnahmen zu ergreifen.	  
 
Reto Camenzind	  
reto.camenzind@are.admin.ch	  
Roberto Loat	  
roberto.loat@bafu.admin.ch

bessern soll. In Genf wird das Projekt 
zur Renaturierung des Flusses Aire neu 
zusätzlich auf das Ziel ausgerichtet, 
bestehende Bauten zu schützen. Die-
se wenigen Beispiele bestätigen, dass 
die Ereignisse von 2000 und 2002 Wis-
sen und Know-how erweitert und so 
zur Neuorganisation des vorhandenen 
Wissens beigetragen haben.
Abschliessend kann festgehalten wer-
den, dass die mit Überschwemmungen 
verbundenen Risiken und Krisen auch 
die räumliche Entwicklung und die 
Raumordnungspolitik verändern, weil 
sich auch das Netz der Akteure ange-
passt hat. Die Schaffung von Einsatz-
dispositiven und eines Krisenmanage-
ments erweist sich jedoch als effizien-
ter als eine Anpassung der Raumpla-
nung, da diese im Allgemeinen mehr 
Zeit braucht.  

(Übersetzung)

ne liegt, in der mit einer mittleren Ge-
fährdung gerechnet werden muss. Die-
se Information wurde in der Raumpla-
nung, besonders bei den Baubewilli-
gungsverfahren, nicht berücksichtigt. 
Das Ereignis hatte zur Folge, dass eine 
kantonalen Stelle geschaffen wurde, 
die Baugesuche bezüglich der Hoch-
wassergefahr beurteilt. 
Schliesslich tragen Überschwemmungs
ereignisse, was die Vorhersage und 
das Krisenmanagement betrif ft, dazu 
bei, dass die Organisation und die Zu-
sammenarbeitsformen sowie die Absi-
cherung von Kommunikationsdisposi-
tiven teilweise neu gestaltet werden. 
Dazu f inden sich in der Studie zahl-
reiche Beispiele, wie etwa die Schaf-
fung eines lokalen Führungsstabs für 
den Katastrophenfall in Saillon oder 
die Einführung eines kantonalen Not-
fallplans für Rhôneüberschwemmun-
gen, der die Kommunikation und Zu-
sammenarbeit der verschiedenen kan-
tonalen und kommunalen Akteure ver-

1 Das Forschungsteam bestand aus Valérie 
November (EPFL), Emmanuel Reynard (Uni-
versität Lausanne), Louis Boulianne (CEAT-
EPFL), Jean Ruegg (Universität Lausanne), 
Reynald Delaloye (Universität Fribourg), 
Marc Zaugg (Universität Zürich), Marion 
Penelas (EPFL), Caroline Barbisch (EPFL) und 
Luzius Thomi (Universität Lausanne).

Valérie November, 1968, 

ist seit Oktober 2006 

Inhaberin einer För-

derungsprofessur des 

Schweizerischen Nati-

onalfonds (SNF) an der ETHL und leitet dort 

die Study Group on the Spatiality of Risks (Es-

pRi). Seit 15 Jahren befasst sie sich mit dem 

Verhältnis zwischen Raum und natürlichem, 

ökologischem und sozialem Risiko sowie mit 

der Veränderung des Raums durch Risiken. Va-

lérie November leitete das Forschungsprojekt 

über Überschwemmungsrisiken im Rahmen 

des COST-Programms C19, «Verletzlichkeit ur-

baner Infrastrukturen und Risikomanagement: 

Erkenntnisse und Auswirkungen von Über-

schwemmungen in der Schweiz».
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Naturkatastrophen führen neben materiel-

len Schäden auch zu einer erheblichen emo-

tionalen Belastung. Eine Studie zeigt, dass 

es gerade diese affektive Betroffenheit ist, 

die zu Präventionsmassnahmen motiviert. 

Risikokommunikation sollte daher neben 

technischer Information vermehrt emotio-

nale Belange einbinden, um ein angepass-

tes Risikoverhalten zu erreichen.

Michael Siegrist
msiegrist@ethz.ch
Heinz Gutscher
gutscher@sozpsy.uzh.ch

Risikokommunikation muss emotional werden
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auch, dass die direkte Hochwasser-Er-
fahrung das Ergreifen von Präventions-
massnahmen bloss begünstigt, aber 
keineswegs garantiert. So hat nur ge-
rade jeder zweite der vom Hochwas-
ser Betroffenen Massnahmen gegen 
künftige Hochwasserschäden ergrif-
fen. Grössere bauliche Veränderungen 
wurden von den wenigsten realisiert; 
unter anderem lassen sie sich von den 
Kosten davon abhalten. Doch zweifeln 
viele Betroffenen auch daran, dass sol-
che Massnahmen wirksam sind. Die-
sem kaum den Fakten entsprechen-
den Pessimismus steht auf Seiten der 
Nichtbetrof fenen ein ebenso unge-
rechtfertiger Optimismus gegenüber. 
Sie wiegen sich oft in der falschen Si-
cherheit, ihr Haus sei gut gegen Hoch-
wasser geschützt.

Alarmsysteme haben Potenzial

Die dargestellten Zusammenhänge ha-
ben klare Folgen für die Risikokommu-
nikation. Die bisherigen Informations-
broschüren zum Thema Hochwasser 
sind zu technisch. Die negativen Emo-
tionen, die mit einem Hochwasser ver-
bunden sind, werden nicht oder völlig 
unzureichend thematisiert. In der Risi-
kokommunikation müssen neben den 
möglichen materiellen Schäden ver-
stärkt auch af fektive Konsequenzen 
von Hochwasser aufgegriffen und the-
matisiert werden, so dass sich die an-
gesprochenen Hausbesitzer besser in 
die Lage der betrof fenen Personen 
versetzen können. Eine zentrale Rol-
le in der Risikokommunikation kommt 
darüber hinaus der Verbesserung der 
Warnsysteme zu. Die Betroffenen wur-
den insbesondere gefragt, welche In-
formationen beim Hochwasser für sie 
wichtig gewesen wären. Dabei wurde 
am häufigsten eine rechtzeitige War-
nung genannt. In den Warn- und Alarm-
systemen scheint also erhebliches Ver-
besserungspotenzial zu stecken. Da-
bei darf jedoch nicht vergessen wer-

Grundloser Pessimismus und 
falsche Sicherheit

Im Rahmen der Studie wurde einer 
vom Hochwasser betroffenen Perso-
nengruppe die Frage gestellt: «Was war 
für Sie das Schlimmste am Hochwasser 
2005?» Gleichzeitig wurden die Nicht-
betrof fenen gefragt: «Was wäre für 
Sie das Schlimmste bei einem Hoch-
wasser?» Die beiden Gruppen liefer-
ten ganz unterschiedliche Antworten: 
Für die Betroffenen gehörten Gefühle 
wie Ungewissheit, Unsicherheit, Angst, 
Schock, Machtlosigkeit und Hilf losig-
keit zu den dramatischsten Auswirkun-
gen des Hochwassers. Die Nichtbetrof-
fenen dagegen nannten kaum negative 
Affekte. Dieses Ergebnis weist klar da-
rauf hin, dass es den Menschen sehr 
schwer fällt, sich in negative Ereignis-
se hineinzufühlen. Entsprechend wur-
den von den Nichtbetroffenen auch die 
emotionalen Konsequenzen der Ver-
schmutzung des Hauses durch Wasser, 
Schutt und Schlamm sowie der zeitli-
che Aufwand für die Räumung deut-
lich unterbewertet. Dafür überschätz-
ten sie die Bedeutung der materiellen 
Schäden an Haus, Landschaft und Per-
sonen. Obwohl bei den Nichtbetrof-
fenen der Fokus somit viel klarer auf 
den materiellen Verlusten liegt, sind 
es vor allem die Betroffenen, die in ih-
ren Häusern Schutzmassnahmen um-
setzen. Viele haben ihr Verhalten ge-
ändert und lagern zum Beispiel keine 
wertvollen Gegenstände mehr im Kel-
ler. Zudem haben sie häufig kleinere 
bauliche Massnahmen wie neue Mau-
ern oder Keller fensterabdichtungen 
veranlasst oder halten Sandsäcke und 
Bretter bereit, die als Wasserbarrieren 
benutzt werden können. 
Dieses Verhalten unterstreicht die 
Wichtigkeit von Emotionen als Moti-
vatoren für das Ergreifen von Präven-
tionsmassnahmen. Vorschrif ten von 
Versicherungen oder Informationsbro-
schüren erscheinen demgegenüber 
zweitrangig. Allerdings zeigt die Studie 

Mit Präventionsmassnahmen kann sich 
die Bevölkerung bis zu einem gewissen 
Grad gegen Naturgefahren wappnen. 
Ziel der Behörden muss es daher sein, 
Bedrohungslage und Vorsorgemass-
nahmen in eine angemesse Balance zu 
bringen. Diese Aufgabe wird allerdings 
durch den Umstand erschwert, dass 
Experten die Risiken mathematisch-
abstrakt als Produkt von Eintretens-
wahrscheinlichkeiten und potenziellen 
Schäden wie Todesfällen und materiel-
len Verlusten beschreiben. 
In der Bevölkerung dagegen bestim-
men das bildlich-vorstellbare Zerstö-
rungspotenzial sowie die Bedrohung 
für künftige Generationen die Ein-
schätzung von Naturrisiken. Die effek-
tive Eintrit tswahrscheinlichkeit sol-
cher Katastrophen wird in dieser Lai-
en-Perspektive gerne unterschätzt – 
gerade bei sehr seltenen Ereignissen. 
Auf der anderen Seite halten sich zum 
Teil auch Personen aus Gebieten, die 
aus Expertensicht kaum bedroht sind, 
für gefährdet. Mit welcher Risikokom-
munikation können die Behörden sol-
che Fehleinschätzungen abbauen und 
die Menschen gleichzeitig dazu moti-
vieren, angemessene Schutzmassnah-
men umzusetzen? 
Licht auf diese Frage wirft die Studie 
«Risikokommunikation und Naturgefah-
ren», welche die Nationale Platt form 
Naturgefahren (Planat) bei der Sozial-
forschungsstelle der Universität Zürich 
in Auftrag gegeben hatte. Untersucht 
wurden die Bedeutung der Risikokom-
munikation sowie der Zusammenhang 
zwischen Vorsorgeverhalten und per-
sönlicher Betroffenheit am Beispiel der 
Hochwasserkatastrophe 2005. Dabei 
zeigte sich, dass sich Wissen und Ein-
stellung zu Hochwasserrisiken bei je-
nen Hausbesitzern, die persönlich zu 
Schaden gekommen sind, deutlich vom 
Informationsstand von Hausbesitzern 
aus nicht betroffenen Regionen unter-
scheiden, – auch wenn diese laut Ge-
fahrenkarten in ähnlich bedrohten Ge-
bieten wohnen.
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den, dass jedes Warnsystem auch die 
Gefahr von Fehlprognosen birgt. Denn 
einerseits können falsche Alarme aus-
gelöst werden, welche die Bevölke-
rung vor Überschwemmungen warnen, 
die am Ende gar nicht eintreten. Ande-
rerseits kann eine Warnung vor einer 
tatsächlichen Überschwemmung auf-
grund von Fehleinschätzungen unter-
bleiben. Die breite Bevölkerung ist sich 
dieser Problematik kaum bewusst. Je-
der dritte Befragte hält beispielsweise 
absolut zuverlässige Alarmsysteme für 
machbar, was nicht realistisch ist. Auf-
grund der mit der vorliegenden Studie 
erhobenen Daten kann die Frage noch 
nicht beantwortet werden, wie die Be-
völkerung auf mehrere Fehlalarme re-
agieren würde. Doch ist zu befürchten, 
dass ein solches Alarmsystem rasch 
nicht mehr von allen ernst genommen 
würde.
Der Schlussbericht steht zum Down-
load bereit unter www.planat.ch.

Hochgehende Flüsse wirken emotional anziehend – trotz unmittelbarer Überschwemmugnsgefahr
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Die Raumplanung hat die Aufgabe, räumli-

che Tätigkeiten und Entwicklungen aufein-

ander abzustimmen. Störfälle ihrerseits ha-

ben erhebliche räumliche Auswirkungen. 

Deshalb muss sich die Raumplanung mit der 

Störfallvorsorge beschäftigen.

Sabine Mühlinghaus (1971) ist 

promovierte Geografin der Uni-

versität Zürich. Seit 2003 ist sie 

beim ARE zuständig für den Zweit-

wohnungsbau und für Fragen im 

Schnittbereich zwischen Umwelt-

schutz und Raumplanung.

Sabine Mühlinghaus,
sabine.muehlinghaus@are.admin.ch

Koordination von Raumplanung und 

Störfallvorsorge
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te Untersuchung der Risikosituation 
und möglicher weitergehender Mass-
nahmen notwendig. Zusätzlich muss in 
diesen Fällen eine sorgfältige Interes-
senabwägung vorgenommen werden. 
Besteht ein hohes öffentliches Inter-
esse an einem Vorhaben, so kann die-
ses trotz eines erhöhten Risikos rea-
lisiert werden. Doch müssen flankie-
rende Massnahmen angeordnet wer-
den, um das Risiko innerhalb einer vor-
gegebenen Frist auf ein tragbares Ni-
veau zu senken.
Mit einer frühzeitigen Koordination 
von Störfallvorsorge und Raumplanung 
sind oft eff iziente Lösungen möglich. 
In den meisten Fällen geht es nicht da-
rum, ob ein Vorhaben realisiert wer-
den kann oder nicht. Vielmehr steht 
zur Debatte, welche begleitenden 
Massnahmen eingeleitet werden müs-
sen, damit trotz der Risikosituation ge-
baut werden kann. Oft kann das Risiko 
beispielsweise durch eine geeignete 
Ausrichtung der einzelnen Räume oder 
des ganzen Gebäudes gesenkt werden. 
Weiter spielt die Anordnung der Fens-
ter und Fluchtwege eine grosse Rol-
le. In einer Vielzahl der Fälle dürften 
solche Massnahmen ohnehin für einen 
angemessenen Lärmschutz notwendig 
sein.
Die Planungshilfe «Raumplanung und 
Störfallvorsorge» wird zurzeit überar-
beitet.  Grundlage dafür sind die Resul-
tate einer Konsultation im Jahre 2006. 
Dazu kamen Diskussionen mit den 
Kantonen und Bahnunternehmen, die 
im Frühling 2007 stattfanden. Im An-
schluss an die für Frühling 2008 vor-
gesehene Publikation der überarbeite-
ten Version der Planungshilfe soll das 
Vorgehen schrittweise auf Risiken aus-
gedehnt werden, die von ortsfesten 
Anlagen, Rohrleitungen und Strassen-
transporten ausgehen. Mit dieser um-
fassenden Berücksichtigung der Anlie-
gen der Störfallvorsorge soll die Raum-
planung dazu beitragen, Nutzungen an 
attraktiven Standorten zu ermöglichen, 
ohne dass dabei die Sicherheit der Be-
völkerung gefährdet wird.

Zudem ist die Interessenabwägung 
bei der Bahn besonders anspruchsvoll. 
Denn einerseits besteht ein hohes öf-
fentliches Interesse, Gefahrguttrans-
porte auf die Schiene zu verlagern. An-
dererseits stellt die verdichtete Nut-
zung von Standorten, die gut mit dem 
öffentlichen Verkehr erschlossen sind, 
ein zentrales Anliegen der Raumpla-
nung dar. 

Nur relevante Risiken vertieft ab-
klären

Damit die Planungsprozesse nicht un-
nötig erschwert werden, sieht die Pla-
nungshilfe vertiefte Abklärungen nur 
dann vor, wenn sie aufgrund der Risi-
kosituation unabdingbar sind. Auf der 
Basis von transportierten Gefahrgut-
mengen und strategischen Überlegun-
gen definiert die Planungshilfe, welche 
Abschnitte des Bahnnetzes risikore-
levant sind. Es wird angestrebt, dass 
diese in den Sachplan Verkehr sowie 
in die kantonalen Richtpläne übernom-
men werden. Als relevant in Bezug auf 
die Störfallvorsorge gelten nur Nut-
zungsplanvorhaben im Umkreis von 
100 Metern rund um diese risikorele
vanten Abschnit te. Diese Vorhaben 
müssen daher genauer unter die Lu-
pe genommen werden. Insbesonde-
re gilt es, die potenzielle Zunahme der 
Wohn- und Arbeitsbevölkerung sowie 
die Grösse neuer publikumsintensi-
ver Einrichtungen abzuschätzen. Auf-
grund dieser Daten wird die Risikore-
levanz des Vorhabens ermittelt. Ledig-
lich Vorhaben mit hoher Risikorelevanz 
bedürfen einer vertieften Abklärung. 
Dabei werden die möglichen Sicher-
heitsmassnahmen gemäss Stör fall -
verordnung an der Quelle geprüft. Pa-
rallel dazu wird abgeklärt, ob zweck-
mässige und kostengünstige raumpla-
nerische Massnahmen zur Verfügung 
stehen. Falls sich so das Risiko auf 
ein tragbares Mass senken lässt, darf 
das Vorhaben realisiert werden. Bleibt 
das Risiko dagegen trotz dieser Mass-
nahmen untragbar, ist eine detaillier-

Treibstoffe, Brennstoffe sowie chemi-
sche Grundstoffe und Erzeugnisse sind 
für unsere Gesellschaft und Wirtschaft 
notwendig. Sie müssen in grossen 
Mengen produziert, transportiert und 
gelagert werden. Dabei kommt es zwar 
nur selten zu Unfällen, diese können 
aber katastrophale Auswirkungen auf 
Bevölkerung und Umwelt haben. Seit 
1991 regelt die Störfallverordnung den 
Umgang mit diesen Stoffen. Die Verord-
nung richtet sich – dem Verursacher-
prinzip des Umweltschutzgesetzes fol-
gend – an die Verursacher der Risiken, 
also an die Betreiber von Produktions-
anlagen, Transportinfrastrukturen und 
Lagerhallen. Diese Unternehmen müs-
sen alle Massnahmen zur Senkung des 
Risikos treffen, die nach dem Stand der 
Sicherheitstechnik verfügbar und wirt-
schaftlich tragbar sind. Durch die ver-
stärkte Siedlungsentwicklung im Um-
feld von Anlagen und Transportachsen 
erhöhen sich allerdings die Risiken, 
die von diesen Anlagen ausgehen, weil 
dadurch eine grössere Anzahl Perso-
nen von möglichen Störfällen betrof-
fen ist. Dies kann so weit gehen, dass 
die notwendigen Massnahmen, um die 
Sicherheit zu gewährleisten, für den 
Anlagenbetreiber immer aufwändiger 
werden oder aus wirtschaftlichen und 
technischen Gründen gar nicht mehr 
realisiert werden können. Diese Ent-
wicklung stellt auch für die Raumpla-
nung eine Herausforderung dar.
Das Thema Störfallvorsorge wurde in 
der Raumplanung der meisten Kanto-
ne bisher nur punktuell und sehr all-
gemein behandelt. Um diese Situati-
on zu verbessern, erarbeiten die Bun-
desämter für Raumentwicklung (ARE), 
Umwelt (BAFU) und Verkehr (BAV) die 
Planungshilfe «Raumplanung und Stör-
fallvorsorge». Diese soll eine systema-
tische Koordination von Raumplanung 
und Störfallvorsorge ermöglichen. Die 
Planungshilfe beschränkt sich in ihrer 
ersten Fassung auf die Risiken von Ge-
fahrguttransporten auf der Schiene. 
Diese Thematik ist aufgrund der engen 
Verknüpfung von Schienennetz und 
Siedlungsgebiet besonders dringlich. 
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Die weltweiten Getreidevorräte sind auf 

ein sehr tiefes Niveau gefallen. Gleichzei-

tig nimmt die Konkurrenz um gute, ertrags-

reiche Böden zu. Die Risiken bezüglich der 

Ernährungssicherung in der Schweiz haben 

sich dadurch verändert. Auch in Zukunft 

soll deshalb die inländische Produktion in 

einer Krise allfällige Versorgungsengpässe 

mindern helfen. Der Sachplan Fruchtfolge-

flächen will zu diesem Zweck das hiesige 

Produktionspotenzial Boden sichern.

Anne Babey
anne.babey@are.admin.ch
Katharina Wüthrich
katharina.wuethrich@bwl.admin.ch

Die Globalisierung als Herausforderung für die 

Schweizer Ernährungssicherheit
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Wegen des zunehmenden Verlusts an 
Landwirtschaftsland erliess der Bun-
desrat 1992 den Sachplan Fruchtfol-
geflächen, der für die einzelnen Kan-
tone Kontingente von Fruchtfolgeflä-
chen festlegt. Das Ziel des Sachplans 
ist der Erhalt von insgesamt 438’560 
Hektaren. Diese sind die agronomisch 
besonders wertvollen Teile des für die 
landwirtschaftliche Nutzung geeigne-
ten Kulturlands der Schweiz. Die Um-
setzung des Sachplans durch die Kan-
tone und Gemeinden im Rahmen der 
Richt- und Nutzungsplanung stösst je-
doch auf Probleme. Denn die besten 
ackerfähigen Böden liegen zum Teil ge-
rade in den begehrtesten Siedlungser-
weiterungsgebieten. Trotzdem ist der 
Sachplan FFF das bisher einzige wirk-
same Instrument, das den quantita-
tiven Bodenschutz für einen Teil der 
landwirtschaftlichen Böden auf Bun-
desebene dauerhaft sicherstellt.

Anne Babey, 1960, stu-

dierte in Neuenburg 

und Zürich Geografie 

und Raumplanung. Sie 

arbeitete an der Richt-

planung des Kantons 

Jura mit sowie in pri-

vaten Planungsbüros in 

der Schweiz und im Ausland. Beim Bund war 

sie Sekretärin der Eidgenössischen Natur- und 

Heimatschutzkommission (ENHK). Seit 1995 

ist sie wissenschaftliche Mitarbeiterin im ARE 

für die Bereiche Landwirtschaft und Sachplan 

Fruchtfolgeflächen.

Kathar ina Wüthr ich, 

1979, studierte in Basel 

Biologie. Sie arbeitete 

am Forschungsinstitut 

für biologischen Land-

bau im Bereich Lebens-

mittelsicherheit. Als 

wissenschaftliche Mit-

arbeiterin im Bundesamt für wirtschaftliche 

Landesversorgung vertritt sie den Bereich Er-

nährung in der interdepartementalen Arbeits-

gruppe Fruchtfolgeflächen.

sowie gezielter Züchtung konnte die 
Produktivität der Schweizer Landwirt-
schaft in den letzen Jahrzehnten kon-
tinuierlich gesteigert werden. Paral-
lel dazu hat die Bedeutung der privat-
wirtschaftlichen Lagerhaltung generell 
dank dem Ausbau der Transportkapazi-
täten und der tiefen Energiekosten ab-
genommen. Insbesondere die schnel-
le Warenverfügbarkeit und die zuneh-
mende Just-in-time-Produktion trugen 
dazu bei. Dagegen ist der Aussenhan-
del mit landwirtschaftlichen Gütern in 
den letzten Jahren gestiegen. Diese 
Entwicklungen gehen mit Abhängigkei-
ten und neuen Risiken einher. Sie sind 
demografischer, ökologischer, klima-
tischer und wirtschaftlicher Art oder 
beruhen auf der Erschöpfung von Res-
sourcen. In dieser Situation bedeutet 
Risikoverminderung im Ernährungsbe-
reich unter anderem, das Potenzial der 
inländischen Lebensmittelproduktion 
aufrechtzuerhalten. Die langfristige Si-
cherung dieses Produktionspotenzials 
und dabei insbesondere des Bodens 
als nicht erneuerbare Ressource stellt 
die eff izienteste Vorsorge zugunsten 
der Schweizer Bevölkerung dar. Gleich-
zeitig tragen diese Anstrengungen da-
zu bei, unsere ethische Verpflichtung 
zur Entlastung anderer Länder ein-
zulösen. Diesem Ziel steht allerdings 
die Tatsache entgegen, dass in unse-
rem Land täglich elf Hektaren acker-
fähiger Boden verschwinden, meistens 
zugunsten von Siedlungsflächen. Da-
durch vermindert sich das Produkti-
onspotenzial und somit der Beitrag der 
Inlandproduktion zur Ernährungssiche-
rung in zukünftigen Krisen.

Sachplan als taugliches Instrument

Die Schweiz ist – verglichen mit an-
deren europäischen Ländern – arm 
an ackerfähigen Böden. Das Prinzip 
der Nachhaltigkeit verpflichtet uns, 
den kommenden Generationen intak-
te Ressourcen zu hinterlassen, die ih-
nen auch in Zukunft eine sichere Nah-
rungsmit telversorgung ermöglichen. 

Die Zeiten der agrarischen Überpro-
duktion sind vorbei, die weltweiten La-
gerbestände von Getreide reichen mo-
mentan gerade noch für ein bis zwei 
Monate. Die Bevölkerung nimmt kon-
tinuierlich zu, während ackerfähige 
Böden verloren gehen – auch in der 
Schweiz. Je nach Weltgegend sind die 
Ursachen dafür unterschiedlich: Sied-
lungserweiterung sowie die Abnahme 
der Bodenfruchtbarkeit durch Erosion, 
Verdichtung und Versalzung. Die welt-
weite Nachfrage nach agrarischen Roh-
stoffen ist in den letzten Jahren nicht 
nur aufgrund der Bevölkerungszunah-
me und des erhöhten Bedarfs an Nah-
rungsmitteln, sondern auch wegen der 
vermehrten Produktion pf lanzlicher 
Treibstoffe und Energieträger gestie-
gen. Darüber hinaus verursachen die 
verstärkt spürbaren Auswirkungen der 
Klimaveränderung neue, schwer abzu-
schätzende Risiken für die Versorgung 
mit Agrarprodukten. Diese Entwicklun-
gen führen teilweise zu massiven An-
gebotsschwankungen auf den interna-
tionalen Märkten. Davon ist auch un-
ser Land betroffen, das sich zu rund 
einem Drittel aus Importen ernährt. Im 
Energiesektor – der wichtig für die Be-
reitstellung landwirtschaftlicher Pro-
duktionsmittel wie Stickstof fdünger 
und Diesel ist – hängen wir sogar zu 
80 Prozent vom Ausland ab. Mit Blick 
auf die Ernährungssicherung hat eine 
Gruppe von Agrarnettoimportländern 
deshalb auf Initiative der Schweiz bei 
der WTO eine Aufhebung der Export-
restriktionen und -verbote der Liefer-
länder gefordert. Dies würde in einer 
Krise den Zugang der Importländer zu 
landwirtschaftlichen Rohstof fen ver-
bessern.

Sicherstellung der Ernährungsbasis

Die Ernährungssicherung der Schweiz 
stützt sich auf drei Eckpfeiler: Inland-
produktion, Pf lichtlager und Impor-
te. Dank verbesserter Anbautechni-
ken, effizientem Einsatz von Produkti-
onsmitteln wie Dünger und Pestiziden 
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«Redécouvrir la prévention,  

pour réduire les risques»

Fritz Wegelin
vice-directeur ARE
fritz.wegelin@are.admin.ch

Editorial



S’établir quelque part comporte forcément 

des risques. Autrefois, les habitants d’une 

région observaient la nature; les nombreu-

ses constructions anciennes dans les Alpes 

témoignent de la connaissance qu’ils avaient 

des emplacements propices à l’implantation 

des villages, des hameaux et des bâtiments. 

Ces témoins ont traversé les âges, épargnés 

par les chutes de pierres, les avalanches et 

les inondations. De plus, la préservation des 

rares et précieuses terres cultivables était 

une préoccupation prioritaire.

Au XXe siècle, le respect de la nature a com-

mencé à s’estomper. Conséquences: une 

augmentation des victimes humaines et des 

dommages aux constructions, aux infrastruc-

tures et aux cultures. En 1972, l’Arrêté fé-

déral instituant des mesures urgentes dans 

le domaine de l’aménagement du territoire 

chargeait les cantons de délimiter sans re-

tard le périmètre des territoires dangereux. 

Durant les années de croissance et d’expan-

sion qui ont suivi, cette tâche d’aménage-

ment n’a cependant jamais été prioritaire. 

Aujourd’hui, cette tâche suscite un regain 

d’intérêt car les dommages occasionnés ont 

considérablement augmenté. En effet, on a 

oublié de tenir compte de ces risques lors 

de l’extension des zones à bâtir; on a coloni-

sé des surfaces dans les zones de danger; on 

a imperméabilisé les sols… et les catastro-

phes naturelles se sont multipliées. La force 

des images véhiculées par les médias, conju-

guée aux incertitudes liées aux change-

ments climatiques, relancent l’intérêt pour 

ces questions.

Les dangers sont d’origine naturelle ou an-

thropique (risques techniques). La produc-

tion et le transport de matières dangereuses 

peuvent présenter des risques pour la popu-

lation et l’habitat. L’aménagement du terri-

toire n’en tient pas toujours suffisamment 

compte. Délimiter de nouvelles zones à bâtir 

le long d’une ligne ferroviaire utilisée pour 

le transport de matières dangereuses n’est 

pas une preuve de prévoyance. Dans ce do-

maine, des risques peuvent être évités par 

des mesures techniques, mais aussi par des 

précautions prises en matière d’aménage-

ment du territoire.

La population recherche la sécurité; mais la 

sécurité a un prix. Des investissements sup-

plémentaires sont certes indispensables. Ce-

pendant, les possibilités financières restent 

très modestes et seraient largement insuffi-

santes si l’on voulait seulement se protéger 

par des mesures techniques. 

La gestion intégrée des risques exige par 

conséquent des procédures bien étudiées à 

partir d’analyses solides, une appréciation 

minutieuse des dangers, une hiérarchisation 

claire des priorités, une cartographie fiable 

des zones de danger et un choix judicieux 

des implantations. Le présent numéro explo-

re de nombreux aspects de cette probléma-

tique complexe et montre que la prévention 

n’a rien perdu de son actualité dans notre 

société devenue plus vulnérable que jamais.

(traduction)
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Un développement territorial durable passe 

nécessairement par la connaissance des ris-

ques à composante géographique. Premiè-

rement, pour répondre au besoin de sécu-

rité de la société; deuxièmement, pour ga-

rantir que les mesures préventives reste-

ront économiquement supportables à long 

terme; et troisièmement, pour minimiser les 

conséquences écologiques néfastes des ris-

ques eux-mêmes ou des mesures de protec-

tion prises. Les impacts possibles des chan-

gements climatiques et l’évolution techno-

logique future constituent des défis supplé-

mentaires.

Claudia Guggisberg
claudia.guggisberg@are.admin.ch

Connaissance et prévention des risques,  

prémices incontournables du développement 

durable du territoire
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naturels, les dangers d’origine tech-
nique et les évolutions sociales. Tous 
ces dangers représentent un poten-
tiel de catastrophe ou une probabili-
té de situation d’urgence. L’étude n’a 
toutefois pas pris en considération 
les événements économiques, écolo-
giques ou politiques tels que le terro-
risme ou les conflits armés. Du point 
de vue de la protection de la popula-
tion, les risques liés aux catastrophes 
et aux situations d’urgence représen-
tent la moitié de l’ensemble des ris-
ques analysés. Les plus forts pourcen-
tages de risques ont pour origine des 
séismes importants, de graves épidé-
mies et des inondations d’ampleur ré-
gionale. Les accidents chimiques et 
plusieurs autres dangers sont analysés 
dans le rapport, mais ne peuvent pas 
être représentés à la figure 1 en raison 
de leur importance relativement fai-
ble. La moitié restante de l’ensemble 
des risques comprend les événements 
non exceptionnels, tels que les acci-
dents de la route et du travail, les acci-
dents domestiques et les accidents de 
loisirs ou de sport. Pour la plupart de 
ces risques, toutefois, l’aménagement 
du territoire ne peut pas avoir une ac-
tion préventive.

Réunion de quatre paramètres: la me-
nace d’un danger, avec une certai-
ne probabil ité d’occurrence, pou-
vant déboucher sur un effet détermi-
né – par exemple une crue ou un acci-
dent chimique – entraînant un domma-
ge potentiel. Cela peut concerner des 
gens (séjournant à proximité d’une zo-
ne dangereuse), ou des biens.
Conséquence d’une décision – ou 
d’une non-décision – par rapport à un 
danger donné. 

Ces deux définitions laissent entrevoir 
que l’aménagement du territoire doit 
s’occuper de l’étude des risques. En 
effet, c’est à travers lui que se pren-
nent des décisions sur la répartition 
des activités dans l’espace.

Quels sont les risques en Suisse?

Dans le rapport « KATARISK – Catastro-
phes et situations d’urgence en Suis-
se  » publié par l’Office fédéral de la 
protection de la population en 2003, 
la Confédération a analysé, appré-
cié et comparé les risques selon une 
méthode uniforme. La palette de ris-
ques étudiés comprend les dangers 

Quotidiennement, nous prenons plus 
ou moins consciemment des risques, 
en tant qu’usager de la route pour aller 
travailler, ou le week-end, en tant que 
passionné de la montagne, pour faire 
de la randonnée ou du ski hors-piste. 
Théorique’ment du moins, nous agis-
sons en peine connaissance de ces ris-
ques car nous croyons pouvoir les éva-
luer et les maîtriser. Mais que se pas-
serait-il si nous étions surpris à no-
tre lieu de travail par un nuage de gaz 
toxique lâché par un wagon de mar-
chandises venant de dérailler à proxi-
mité? Et si notre hôtel était soufflé par 
une avalanche?

Sécurité et risque: comment nous 
situons-nous?

La sécurité fait partie des besoins fon-
damentaux de chaque individu. Elle 
est primordiale pour le bien-être de la 
société et le développement économi-
que d’un pays; et pourtant, elle n’exis-
te pas en termes absolus. Elle est plu-
tôt l’état dans lequel le risque résiduel 
est jugé acceptable. Nous acceptons 
de prendre des risques en fonction 
des facteurs suivants:

L’exposition volontaire: quand nous 
nous exposons délibérément à un ris-
que (par exemple le risque d’avalan-
che en randonnée à skis), notre accep-
tabilité est beaucoup plus élevée que 
lorsque nous prenons un risque à no-
tre insu, par exemple quand notre hô-
tel peut être détruit par une avalan-
che.

L’ampleur du dommage: notre percep-
tion d’un seul événement majeur dra-
matique sera plus forte que celle d’une 
somme de petits événements de moin-
dre importance conduisant au même 
résultat. Un accident dans lequel on 
déplorera 100 victimes sera ressenti 
plus intensément – et moins bien ac-
cepté par la société – que 100 acci-
dents faisant chacun une victime.
Il existe deux définitions du risque: Fig.1 : répartition des risques en fonction de leur origine
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re dont il se propage, et le potentiel de 
dommages. Il en déduit, pour l’aména-
gement du territoire, les possibilités 
suivantes de contrôle et de maîtrise:
Pour la mise en œuvre de la préven-
tion des risques par l’aménagement 
du territoire, on se basera surtout sur 
les plans directeurs cantonaux et les 
plans d’affectation communaux. Mais 
les autorités d’octroi du permis de 
construire ont également une respon-
sabilité. Ce type de prévention néces-
site l’élaboration de documents de ba-
se adaptés à notre temps, par exem-
ples des cartes de dangers ou des étu-
des de risques. Les établissements 
d’assurance appuient cette démarche 
car ils cherchent à éviter l’augmenta-
tion du coût des dommages.

En 2005, l’ARE a publié, conjointe-
ment avec d’autres of f ices fédé-
raux, la recommandation:  «  Aména-
gement du territoire et dangers na-
turels  ». Cf. le site suivant: http://
w w w. a r e . a d m i n .c h / t h e m e n / r a u m -
planung / 00244/ 00432/ 00434/ index .
html?lang=fr

Une publication analogue concernant 
la prévention des accidents majeurs 
est actuellement en préparation.

(traduction)
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ques jouent un rôle important, notam-
ment le prix que la société est prête à 
payer et la proportionnalité d’une me-
sure de protection. 
• Choisir les mesures permettant d’at-
teindre les objectifs de protection et 
apporter des réponses à la question: 
que faut-il faire? 
La gestion intégrée des risques repo-
se sur une combinaison optimale entre 
mesures de prévention, maîtrise des 
événements et rétablissement de la si-
tuation. L’aménagement du territoire y 
participe en jouant un rôle de préven-
tion important. Il assure une utilisa-
tion adaptée des surfaces exposées et 
contribue de ce fait à limiter le poten-
tiel de dommages et par conséquent à 
réduire les risques.

Comment l’aménagement du terri-
toire peut-il jouer un rôle préventif?

Un risque a un lien avec l’aménage-
ment du territoire lorsqu’il est locali-
sable géographiquement et qu’il peut 
avoir des conséquences sur des biens 
ou des personnes répartis dans l’es-
pace. Cela concerne en particulier les 
dangers naturels et les risques d’origi-
ne technique. Jürgen Pohl, de l’Univer-
sité de Bonn, a distingué les trois ni-
veaux suivants: les sources de risques, 
l’ampleur de l’événement et la maniè-

La comparabilité des concepts de 
risque est primordiale

En raison de l’exiguïté du territoire 
suisse et du plafonnement des moyens 
financiers alloués à la sécurité, il est 
important que les divers risques puis-
sent être analysés, évalués et gérés 
selon des méthodes comparables. On 
peut déjà faire référence aux objectifs 
généraux de la Stratégie de protection 
contre les dangers naturels de la pla-
teforme nationale « Dangers naturels » 
(PLANAT) et en retenir les points sui-
vants:
• garantir un niveau de sécurité ac-
cepté en appliquant des critères uni-
formes,
• réduire les risques existants et em-
pêcher l’apparition de nouveaux ris-
ques,
• utiliser efficacement et rationnelle-
ment les moyens financiers pour rédui-
re les risques dans une mesure optima-
le.
Pour atteindre ces objectifs, la mé-
thodologie du concept de risque com-
prend les trois étapes suivantes: 
• Identifier les risques en répondant à 
la question: qu’est-ce qui peut se pro-
duire? 
• Evaluer les risques en répondant à la 
question: qu’est-ce qu’on est prêt à su-
bir? Outre les aspects sociaux et éco-
logiques, les considérations économi-

Dangers naturels Risques d’origine technique

Sources 
de risques

Possibilités limitées: adapter l’uti-
lisation des zones concernées, par 
exemple renoncer à imperméabili-
ser les sols.

Choisir judicieusement l’implan-
tation des entreprises ou le tra-
cé des infrastructures de trans-
port ou d’approvisionnement en 
énergie.

Ampleur de 
l’événement /
périmètre 
d’exposition

Créer des bassins de rétention; pré-
voir par exemple davantage d’es-
pace pour les cours d’eau, et main-
tenir des surfaces non construites 
en vue d’y implanter des ouvrages 
techniques de protection. 

Influence limitée: adapter la répar-
tition spatiale des affectations ou 
encourager des mesures de pro-
tection

Potentiel de 
dommages

Adapter les affectations: pas de 
nouvelles zones à bâtir, restrictions 
d’utilisation ou conditions impo-
sées pour les constructions.

Adapter les affectations: dans la 
mesure du possible, pas de densi-
té élevée de population à proximi-
té des sources de risques, ou me-
sures préventives de protection.

Fig. 2 : Possibilités d’intervention de l’aménagement du territoire
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Les événements extrêmes, tempêtes hiver-

nales, grêle et inondations sont en recru-

descence; la Suisse n’est pas épargnée. La 

compagnie de réassurance Swiss Re parti-

cipe à des projets de recherche pour mieux 

évaluer l’impact des changements climati-

ques. Pamela Heck, experte pour les catas-

trophes naturelles et les changements cli-

matiques chez Swiss Re, en appelle à la 

coopération des assurés pour éviter les 

dommages. Elle ajoute que l’Etat devrait 

participer activement à cet effort et contri-

buer à réduire les risques en établissant 

des cartes de dangers, en prenant des me-

sures d’aménagement et en édictant des 

prescriptions sur les constructions.

Pamela Heck (1972) a rédigé son travail de doctorat et 

de post-doctorat en climatologie à l’Ecole polytechnique 

fédérale de Zurich (EPFZ). Elle fait partie depuis 2000 de 

l’équipe Dangers naturels de Swiss Re et développe des 

modèles de risques pour les aléas météorologiques tels 

que les tempêtes, les ouragans ou les orages de grêle. En 

tant que coordinatrice pour le climat du groupe Dangers 

naturels, elle collabore avec diverses universités dans 

le cadre du Programme prioritaire de recherche sur le 

climat (NCCR climat). Elle représente Swiss Re au Forum 

pour le climat et les changements climatiques (ProClim), 

au sein de l’Organe consultatif sur les changements cli-

matiques (OcCC), dans le Programme national de recher-

che sur le climat et dans le Groupement Intergouverne-

mental d’Etude du Climat (GIEC).

« Les changements climatiques,  

un défi pour les assureurs »

Interview : Pieter Poldervaart
Photos : Helen Weiss
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lytechnique fédérale de Zurich (EPFZ), 
nous avons effectué une étude com-
parative entre, d’une part, les domma-
ges causés par les tempêtes en Euro-
pe sous le climat que nous connaissons 
actuellement et, d’autre part, les dom-
mages causés potentiellement sous un 
climat qui correspond à nos prévisions. 
Nous avons associé les modèles clima-
tiques de l’EPFZ et de la communau-
té scientif ique internationale à notre 
modèle de dommages. Résultat: il faut 
escompter, pour la période de 2071 à 
2100, une augmentation de 20 à 70  % 
des dommages provoqués par les tem-
pêtes en Europe, par rapport à la pé-
riode de référence de 1961 à 1990. De 
tels résultats sont pris en compte dans 
notre modèle de dommages et de ges-
tion des risques.

Quels sont les montants concer-
nés?

Aujourd’hui, on estime à 4,2 milliards 
de francs les dommages assurés an-
nuels attendus suite à des tempêtes hi-
vernales en Europe. Selon nos calculs, 
ce montant atteindrait 5,6 milliards de 
francs en 2100. Dans ce scénario, la 
Suisse se situe dans la tranche bas-

couverts par contrat. De même que les 
assureurs, nous devons calculer nos 
primes de réassurance pour couvrir 
le risque effectivement attendu. Pour 
bien nous préparer, nous développons 
et utilisons des modèles complexes de 
survenance des dommages.

Cela semble extrêmement difficile…

Effectivement, les modèles de domma-
ges sont des modèles informatiques 
complexes. Pour notre modèle «  tem-
pêtes  », par exemple, nous avons sai-
si des données sur des milliers de tem-
pêtes recensées durant des centai-
nes d’années. Le modèle calcule com-
ment un bâtiment déterminé réagit à 
une tempête déterminée, et donne une 
estimation chif frée du dommage. Ce 
calcul est effectué pour chaque tempê-
te recensée et pour tous les bâtiments 
assurés dans ce portefeuille.

Comment intégrez-vous l’influence 
des changements climatiques sur 
les tempêtes dans votre modèle de 
dommages?

Conjointement avec l’Institut de mé-
téorologie et du climat de l’Ecole po-

Selon les estimations de la Swiss 
Re, les catastrophes naturelles 
auront occasionné d’ici la fin de 
l’année une charge de 42 milliards 
de francs de dommages dans le 
monde. Cela ferait 27 milliards de 
plus qu’en 2006, mais nettement 
moins qu’en 2005. Les dommages 
vont-il croissant ?

Les statistiques des sinistres de ces 
dernières décennies montrent que la 
variabilité et la gravité des catastro-
phes naturelles ont augmenté dans le 
monde. Cette tendance va se poursui-
vre et peut-être se renforcer.

Quels sont les événements naturels 
les plus lourds de conséquences 
pour une compagnie mondiale de 
réassurance comme Swiss Re?

Au niveau mondial, les ouragans sur-
venus dans l’Atlantique Nord, qui ont 
provoqué pour plus de 120 milliards de 
francs de dégâts, représentent la char-
ge la plus lourde pour les assureurs. 
L’année 2005 en apporte la démons-
tration: à lui seul, l’ouragan Katrina a 
coûté près de 70 milliards de francs au 
secteur des assurances. En considé-
rant seulement les catastrophes natu-
relles résultant de conditions météo-
rologiques extrêmes, ce sont les oura-
gans survenus aux Etats-Unis qui ont 
été les plus onéreux. Viennent ensui-
te les tempêtes hivernales comme Da-
ria (1990), Lothar (1999) ou Kyrill (2007), 
dont les dommages potentiels sont éva-
lués à 42 milliards de francs. En troisiè-
me position viennent les typhons que 
subit le Japon, dont les dommages po-
tentiels sont estimés à 24 milliards de 
francs. On estime que les événements 
de cette ampleur ne surviennent que 
tous les 100 à 200 ans.

En quoi Swiss Re est-elle concer-
née par l’amplification des domma-
ges?

Swiss Re doit verser aux compagnies 
d’assurance le montant des dommages 

forum du développement territorial 3/2007
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La protection contre le soleil est un cas 
classique. Autrefois, les volets étaient 
fabriqués en bois massif. Les stores à 
lamelles d’aujourd’hui sont certaine-
ment esthétiques, mais ils sont très 
vulnérables aux orages de grêle.

Comment Swiss Re peut-elle exer-
cer un rôle pour empêcher des in-
vestissements dans des régions ex-
posées?

En premier lieu, il convient d’observer 
que la prévention des dommages peut 
être en contradiction avec d’autres 
logiques. Certaines infrastructures, 
comme un terminal de transborde-
ment, doivent être localisées en bord 
de mer. S’établir près d’un fleuve est 
attractif pour de nombreux secteurs 
économiques, que ce soit sous l’angle 
logistique ou pour le pompage d’eau de 
refroidissement. De plus, les surfaces 
artisanales bon marché sont souvent 
situées aux embouchures des fleuves. 
On peut très bien s’accommoder de ce 
paradoxe sauf si les catastrophes na-
turelles deviennent la règle et sont pré-
visibles. Dans ce cas, il serait contraire 
au principe de l’assurance de conclu-
re des contrats pour de telles infras-
tructures. 
Par définition, une assurance sert à fai-
re face aux situations rares et impré-
visibles. Si des inondations ou autres 
événements deviennent la règle, il faut 
agir autrement ou à un autre niveau 
pour diminuer les risques: en modifiant 
les normes de construction ou en pre-
nant des mesures d’aménagement du 
territoire. Ce dernier joue en effet un 
rôle important, car ce qui est construit 
aujourd’hui existera encore ces 50 ou 
100 prochaines années. Il est donc in-
dispensable d’étudier où et comment 
construire les nouveaux bâtiments 
d’habitation et les installations de pro-
duction pour se protéger des prochai-
nes catastrophes naturelles.

Réclamez-vous, par exemple, des 
normes de construction plus sévè-

des infrastructures construites ou 
en construction?

En effet, on ne peut quantifier que des 
dommages touchant des valeurs maté-
rielles. Des intempéries qui surviennent 
loin de toute civilisation, par exemple 
en mer, ont des conséquences moins 
dramatiques. Par contre, une tornade 
survenant sur la côte de Floride risque 
de détruire des infrastructures coûteu-
ses et entraîne naturellement des dom-
mages importants.

Plus l’habitat est dense, plus les 
dommages assurés sont élevés?

Le calcul n’est pas si simple. Il faut éga-
lement étudier la couverture d’assu-
rance. S’il n’y a pas de contrat d’as-
surance, notre compagnie de réassu-
rance n’est pas concernée. Les caté-
gories d’infrastructure jouent aussi un 
rôle important: s’agit-il de simples ha-
bitations ou d’installations stratégi-
ques de production industrielle? Les 
calculs doivent également tenir comp-
te de l’exposition des bâtiments. Ces 
dernières décennies, l’augmentation 
des dommages résulte de la conjugai-
son des deux phénomènes successifs 
suivants: les changements climatiques 
provoquent davantage d’événements 
naturels qui, à leur tour, touchent des 
valeurs assurées plus importantes.

Ce genre d’information est-il pris 
en compte lors de la construction 
de nouveaux bâtiments ?

Pas forcément. Les bâtiments ne ser-
vent pas seulement à assurer une pro-
tection contre les forces extérieures, 
ils ont bien d’autres fonctions. L’es-
thétique, qui l’emporte souvent sur 
le fonctionnel, joue un rôle croissant. 
Nous constatons que de plus en plus 
de constructions présentent des par-
ties vulnérables.

Pouvez-vous nous citer un exem-
ple?

se; on estime que la charge des sinis-
tres devrait augmenter d’environ 20% 
– ce qui reste considérable pour l’éco-
nomie. L’Allemagne serait touchée da-
vantage, avec plus de deux fois plus de 
dommages.

Quels sont les événements extrê-
mes qui pourraient toucher la Suis-
se?

J’ai participé à la rédaction du chapitre 
consacré aux assurances dans le rap-
port « Les changements climatiques et 
la Suisse en 2050  » conçu par l’Orga-
ne consultatif sur les changements cli-
matiques (OcCC). Nous avons étudié 
les principales incidences des chan-
gements climatiques sur l’assurance 
des biens, et en particulier dans les 
cas d’événements extrêmes survenant 
tous les 200 à 300 ans. En Suisse, les 
évènements catastrophiques attendus 
sont, dans l’ordre d’importance dé-
croissant de dommages potentiels, les 
inondations, avec plus de 3 milliards de 
francs, les tempêtes, avec 3  milliards 
de francs environ, la grêle, avec un peu 
moins de deux milliards de francs
Certes, les événements de cette im-
portance ne sont attendus que tous les 
200 à 300 ans. Il s’agit toutefois de va-
leurs statistiques moyennes, et il est 
possible, en théorie du moins, que de 
tels événements surviennent deux fois 
de suite de façon rapprochée.

Mais la grêle n’est pas un phéno-
mène nouveau!

Les impacts augmentent. Les statisti-
ques montrent que, depuis 1940, les si-
tuations météorologiques à l’origine de 
grêles catastrophiques en Suisse sont 
nettement plus fréquentes. Comme la 
grêle est très localisée, il n’est guè-
re possible de faire des simulations ou 
des prévisions; les modèles atteignent 
là leurs limites.

Le classement des dommages po-
tentiels occasionnés par des événe-
ments extrêmes est-il lié à la valeur 
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Swiss Re cherche à devenir « carbo-
neutre »

pld. En 2006, les 10’800 personnes 
qui travaillent chez Swiss Re dans 
le monde entier ont émis quelque 
67’000 tonnes de CO2. Ces émissions 
doivent être réduites de 15  % d’ici 
2013. Les 85 % d’émissions restantes 
seront compensées par un investis-
sement dans le Fonds CDCF (Commu-
nity Development Carbon Fund) de la 
Banque mondiale. Ce fonds soutient 
des projets liés à la protection du 
climat dans les pays industrialisés 
et à l’amélioration des conditions 
de vie des populations des pays en 
voie de développement. Pour attein-
dre cet objectif, fixé en 2003, Swiss 
Re encourage en Suisse l’achat de 
carburants bio-équitables et «  car-
boneutres  » par l’intermédiaire de 
l’entreprise suisse Gebana SA. De 
plus, Swiss Re récompense ses col-
laborateurs qui adoptent, dans leur 
vie privée, un comportement aussi 
«  carboneutre  » que possible. Selon 
les circonstances régionales, Swiss 
Re soutient à hauteur de la moitié de 
l’investissement, et pour un montant 
maximum de 5000 francs, l’achat de 
voitures à moteur hybride émettant 
peu de gaz d’échappement, l’utilisa-
tion des transports publics ou l’ins-
tallation de panneaux solaires.

dangers soient connus, mais qu’aucu-
ne disposition ne soit prise pour des 
raisons f inancières. En Grande-Breta-
gne, la cartographie des dangers n’est 
ni centralisée, ni coordonnée par l’Etat, 
mais l’initiative émane plutôt des as-
sureurs. Même si la Suisse a un rôle 
précurseur au niveau international, el-
le n’a pas encore trouvé la panacée 
universelle.

Un scénario prévoit que des vallées 
entières se dépeupleraient ou de-
vraient être évacuées. La société 
civile doit-elle abandonner ce qui 
ne peut plus être protégé des dan-
gers naturels, et donc ne peut plus 
être assuré?

Lorsque le risque devient trop élevé, 
l’approche est économique. Les com-
pagnies d’assurance doivent renoncer 
à proposer une police. Si l’aménage-
ment du territoire et la prévention de-
viennent ineff icaces, toute exploita-
tion ou utilisation de certaines surfa-
ces devra être interdite. Inversement, 
aujourd’hui, des objets construits de 
façon très sûre et dans des situations 
bien protégées profitent de conditions 
plus avantageuses.

Et quelles sont les dispositions pri-
ses en prévision des conditions cli-
matiques de 2100 ?

res pour que les maisons puissent 
résister aux fortes tempêtes ?

Tout le secteur des assurances est in-
téressé à ce que les normes en ma-
tière de construction tiennent compte 
des exigences croissantes. Dans cette 
perspective, nous tentons de sensibili-
ser nos clients individuellement.

Quel est le rôle des pouvoirs pu-
blics en matière de prévention ?

En tant qu’assureurs, nous soutenons 
la création de normes de construction 
et de registres décrivant les matériaux 
de construction appropriés. Il est es-
sentiel également de poursuivre la car-
tographie des dangers. L’utilité de ces 
cartes a été prouvée lors du bilan des 
crues du mois d’août 2005: pour 80 % 
des cartes de dangers, les estimations 
des experts se sont avérées correctes. 
A Nidwald et Obwald, les mesures de 
protection réalisées ont permis d’évi-
ter d’importants dommages.

Existe-t-il, à l’étranger, de 
meilleurs projets de prévention des 
dangers?

Les stratégies varient considérable-
ment d’un pays à l’autre. En France, il 
faut parfois attendre vingt ans avant 
qu’une carte des dangers porte ef-
fet. De plus, il arrive souvent que les 

Le CO2 émis jusqu’à présent va pro-
voquer une hausse des températu-
res, même si nous prenons aujourd’hui 
des mesures drastiques. Comme Swiss 
Re, de plus en plus d’entreprises pren-
nent au sérieux ces questions et en ti-
rent les conséquences pour leur pro-
pre gestion. Cette évolution est encou-
rageante.

(traduction)
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Les événements catastrophiques de ces 

dernières années, notamment l’ouragan Lo-

thar de décembre 1999, la canicule de l’été 

2003 ou, plus récemment, les crues de 2005 

et 2007 démontrent la vulnérabilité de no-

tre milieu vital aux dangers naturels. L’am-

pleur des dommages dus à des catastro-

phes naturelles augmente continuellement. 

Les raisons en sont multiples: augmentation 

et concentration des valeurs, infrastructu-

res plus fragiles, hausse des exigences en 

matière de mobilité et de communication, 

incertitudes accrues face aux changements 

climatiques. Il importe donc d’atténuer les 

risques, d’en éviter de nouveaux et surtout, 

d’améliorer la prise de conscience des dan-

gers naturels. Tel est le mandat de la Plate-

forme nationale « Dangers naturels », créée 

il y a dix ans. 

PLANAT, la Plate-forme nationale  

« Dangers naturels »

Simone Hunziker
simone.hunziker@bafu.admin.ch
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risque permettra d’encourager une ap-
proche commune des questions de sé-
curité.

La stratégie actuelle

La stratégie de la PLANAT « Sécurité et 
dangers naturels  » vise le développe-
ment en Suisse d’une culture du risque 
dans la prise de conscience et la ges-
tion des dangers naturels. Elle a défi-
ni des objectifs de protection accepta-
bles des points de vue social, écono-
mique et écologique, et a f ixé des li-
mites aux coûts liés à la sécurité des 
personnes et des biens matériels.
La gestion globale du risque comprend, 
à parts égales, toutes les mesures de 
prévention, d’intervention et de remi-
se en état à mettre en œuvre de fa-
çon coordonnée, en fonction de tous 
les types de dangers naturels.

Les dangers naturels concernent 
tout le monde 

Ces dernières années, le nombre de 
morts dus aux catastrophes naturelles 
a diminué, mais le montant des dégâts, 
et en particulier des dommages indi-
rects, a augmenté. Certes, la pertinen-
ce de la politique actuelle, axée sur la 
défense contre les dangers, n’est plus 
à démontrer. Cependant, la densité 
accrue du milieu bâti, l’augmentation 
phénoménale de la valeur des biens, la 
diversité des besoins professionnels et 
les attentes en termes de loisirs pro-
voquent une augmentation constante 
des risques liés aux dangers naturels. 
Les conséquences environnementales 
des changements climatiques peuvent 
aggraver cette menace. 
Réduire les risques à des proportions 
acceptables est une tâche exigean-
te. Le développement d’une culture du 

Pour améliorer la sécurité contre les 
dangers naturels, le Conseil fédéral a 
créé en 1997 la PLANAT. Elle est com-
posée de vingt experts de toutes les 
régions du pays. Son objectif princi-
pal est de développer la prévention en 
favorisant la prise de conscience des 
risques actuels et futurs liés aux dan-
gers naturels. La protection optima-
le de la population suisse, de son mi-
lieu vital et des biens de grande valeur 
contre les dangers naturels constitue 
une tâche commune de la Confédéra-
tion, des cantons, des communes, de 
l’économie et de tout un chacun. Si les 
pouvoirs publics ont pour tâche princi-
pale d’identif ier et d’atténuer les ris-
ques, chaque individu doit néanmoins 
assumer sa part de responsabilité et 
éviter ou réduire les dommages poten-
tiels dans la mesure de ses possibili-
tés, en prenant lui-même des mesures 
de protection de ses biens.
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Les cartes de dangers du point de 
vue juridique

Les cartes de dangers indiquent les 
zones résidentielles de Suisse mena-
cées par des dangers naturels. Elles 
sont donc utilisées pour délimiter 
les zones de danger et pour formuler 
des exigences concernant l’affecta-
tion des sols. En vertu des lois fédé-
rales sur l’aménagement des cours 
d’eau (LACE) et sur la forêt (LFo), les 
cantons sont tenus d’établir de tel-
les cartes pour les crues, les avalan-
ches, les glissements de terrain et 
les éboulements; puis ils doivent les 
intégrer dans les plans directeurs et 
les plans d’affectation; enfin ils sont 
priés d’en tenir compte dans leurs 
autres activités touchant à l’aména-
gement du territoire.		   
En 2004, la PLANAT a publié l’étude 
intitulée « Cadre juridique des cartes 
de dangers ». Cet ouvrage examine le 
cadre juridique en vigueur et évalue 
les dispositions légales applicables 
aux cartes de dangers aux niveaux 
fédéral et cantonal. Un nouveau do-
cument d’information, sous le titre 
« Les cartes de dangers du point de 
vue juridique  », synthétise les ré-
ponses aux principales questions 
susceptibles de se poser lorsqu’une 
carte de dangers doit être mise en 
œuvre sur le plan cantonal ou com-
munal.

• Discussion sur les risques et les com-
pétences :
Des discussions avec tous les parte-
naires concernés permettront d’ancrer 
dans les esprits une culture du risque. 
Les compétences, les structures orga-
nisationnelles et les procédures seront 
également améliorées en fonction de 
cette nouvelle approche. Les compé-
tences qui n’ont pas encore été réglées 
pour certains dangers naturels – com-
me les températures extrêmes ou les 
ouragans – devront encore être défi-
nies.
• Controlling :
Il s’agira dorénavant d’enregistrer sys-
tématiquement et d’évaluer en perma-
nence les risques liés aux dangers na-
turels; il faudra analyser les moyens in-
vestis au titre de la protection, de ma-
nière à en vérifier l’efficacité.

Le Département fédéral de l’environ-
nement, des transports, de l’énergie 
et de la communication (DETEC) est 
chargé, d’ici 2008, de mettre en œuvre 
ce plan d’action en collaboration avec 
les services fédéraux concernés et la 
PLANAT. www.planat.ch

(traduction)

Simone Hunziker (1973) 

a étudié la géographie 

aux Universités de Fri-

bourg et Berne. Dans le 

cadre de la rédaction 

de son mémoire de di-

plôme, elle a observé 

les différents types de 

réactions des torrents dans leur bassin ver-

sant. Depuis 2003, elle est responsable de la 

communication de la Plate-forme «  Dangers 

naturels » (PLANAT). Elle travaille en tant que 

Cela va de soi qu’on investira en pre-
mier lieu dans des mesures peu coû-
teuses et particulièrement eff icaces. 
Mais il faut s’attendre, malgré l’amé-
lioration de la prévention, à devoir in-
demniser un montant important de 
dommages, d’où la nécessité de déve-
lopper également des concepts d’in-
tervention en cas de catastrophe pour 
maîtriser les situations de crise. Enfin, 
il faut s’occuper, avec l’aide des éta-
blissements d’assurance, des domma-
ges financiers subis par les privés.

Mise en œuvre étape par étape

Les risques liés aux dangers naturels 
subissent des changements constants. 
Les principes stratégiques devront par 
conséquent faire l’objet d’un contrô-
le périodique des résultats pour être, 
le cas échéant, adaptés aux nouvelles 
conditions sociales, politiques et f i-
nancières. La PLANAT a analysé la si-
tuation actuelle; son rapport de syn-
thèse  : «  Stratégie Dangers naturels 
en Suisse » montre que, chaque année, 
2,9 milliards de francs sont dépen-
sés en Suisse au titre de la protection 
contre les dangers naturels. Dans ce 
rapport, la PLANAT évalue également 
l’approche prévalant actuellement en 
matière de risques liés aux dangers 
naturels; elle propose en outre un plan 
d’action pour réduire encore davanta-
ge les risques et en améliorer la prise 
de conscience. Ce plan d’action com-
porte les trois volets suivants:
• Affinement du concept de risque 
« Dangers naturels »:
Un guide de mise en œuvre et une offre 
de formation de base et continue doi-
vent consolider la notion de gestion in-
tégrée des risques. Ce concept pourra 
ensuite être développé grâce à des étu-
des spécifiques.

collaboratrice scientifique à la Division Pré-

vention des dangers de l’Office fédéral de l’en-

vironnement (OFEV) auquel est rattachée la 

PLANAT. Depuis 2005, elle s’occupe également 

du secrétariat de la Plate-forme Risques natu-

rels de la Convention alpine PLANALP. 
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Sous-direction de la prévention des risques majeurs; direction de la prévention 
des pollutions et des risques; ministère de l’écologie, du développement et de 
l’aménagement durables. 

Le plan de prévention des risques naturels 

prévisibles (PPR) est un dossier réglemen-

taire de prévention pour faire connaître les 

risques et réduire la vulnérabilité des per-

sonnes et des biens. Il a pour objet de ras-

sembler la connaissance des risques sur un 

territoire donné, d’en déduire une délimita-

tion des zones exposées et de prescrire les 

conditions d’urbanisme, de construction et 

de gestion des constructions nouvelles. Il 

définit aussi les mesures d’aménagement 

et d’utilisation des biens existants dans les 

zones à risques ainsi que les mesures gé-

nérales de prévention, de protection et de 

sauvegarde à prendre par les collectivités 

et les particuliers. Il permet ainsi d’orien-

ter le développement vers les zones exemp-

tes de risques

Le PPR : un outil pour une stratégie globale de 

prévention

forum du développement territorial 3/2007
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éventuellement complétée par des ex-
pertises sur les risques potentiels, dé-
bouche sur une cartographie des aléas 
qui permet d’évaluer l’importance des 
phénomènes prévisibles. Cette car-
te, assortie d’une analyse des enjeux 
du territoire menée en concertation 
avec les différents partenaires locaux, 
constitue la base de la réflexion lors 
de l’élaboration du PPR. Le croisement 
du niveau d’aléa et des enjeux permet 
de définir les zones à risques.

Quel est le contenu du PPR ?

Le PPR est composé :

• d’un rapport de présentation qui ex-
plique l’analyse des phénomènes pris 
en compte, ainsi que l’étude de leur im-
pact sur les personnes et sur les biens, 
existants et futurs. Ce rapport justifie 
les choix retenus en matière de préven-
tion en indiquant les principes d’élabo-
ration du PPR et commentant la régle-
mentation mise en place.
• d’une carte réglementaire à une 
échelle comprise entre le 1:10 000 et 
le 1:5 000 en général, qui délimite les 
zones réglementées par le PPR. Il s’agit 
des zones exposées à des risques mais 
aussi de zones où des aménagements 
pourraient aggraver les risques ou en 
provoquer de nouveaux.
• d’un règlement qui précise les règles 
s’appliquant à chacune de ces zones. Le 
règlement définit ainsi les conditions 
de réalisation des projets, les mesures 
de prévention, de protection et de sau-
vegarde qui incombent aux particuliers 
ou aux collectivités, mais aussi les me-
sures applicables aux biens et activités 
existants.

Quel est le rôle du PPR ?

Le PPR vaut servitude d’urbanisme et 
s’impose à tous : particuliers, entre-
prises, collectivités, ainsi qu’à l’État, 
notamment lors de la délivrance du 
permis de construire. Il doit à ce titre 
être annexé au plan local d’urbanisme 
lorsque celui-ci existe. 

dans les communes dotées d’un PPR 
approuvé. 
Enfin, l’information préventive des ci-
toyens a pour objectif de favoriser la 
prise de conscience des risques et la 
mise en oeuvre d’actions individuelles 
d’anticipation des risques.

Le plan de prévention des risques 
naturels prévisibles (PPR) au centre 
de la politique de prévention.

Un PPR : qu’est ce que c’est ?

Le PPR est une procédure spécif ique 
à la prise en compte des risques natu-
rels dans l’aménagement. Pour les ter-
ritoires exposés aux risques les plus 
forts, le PPR est un document réalisé 
par l’État qui fait connaître les zones 
à risques aux populations et aux amé-
nageurs. Il réglemente l’utilisation des 
sols en tenant compte des risques na-
turels identif iés sur cette zone et de 
la non aggravation des risques. Cette 
réglementation va de la possibilité de 
construire sous certaines conditions 
à l’interdiction de construire dans les 
cas où l’intensité prévisible des ris-
ques ou la non aggravation des risques 
existants le justif ie. Elle permet ain-
si d’orienter les choix d’aménagement 
vers les territoires les moins exposés 
pour réduire les dommages aux per-
sonnes et aux biens.

Comment est élaboré un PPR ?

L’élaboration du PPR est conduite sous 
l’autorité du préfet de département, 
qui l’approuve après consultation of-
ficielle des communes et enquête pu-
blique. Le PPR est réalisé en associant 
les collectivités territoriales concer-
nées dès le début de son élaboration 
et une concertation avec le public vise 
le partage par tous de cette démarche. 
Il peut traiter d’un seul type de risque 
ou de plusieurs, et s’étendre sur une 
ou plusieurs communes.
L’élaboration du PPR débute en géné-
ral par l’analyse historique des princi-
paux phénomènes naturels ayant tou-
ché le territoire étudié. Cette analyse, 

Prévenir les risques naturels, c’est as-
surer la sécurité des personnes et des 
biens en tenant compte des phénomè-
nes naturels, en les anticipant. Cette 
politique vise à permettre un dévelop-
pement durable des territoires en en-
gageant les actions suivantes :
• mieux connaître les phénomènes et 
leurs incidences ;
• assurer, lorsque cela est possible, 
une surveillance des phénomènes na-
turels ;
• sensibiliser et informer les popula-
tions sur les risques et les moyens de 
s’en protéger ;
• prendre en compte les risques dans 
les décisions d’aménagement ;
• protéger et adapter les installations 
actuelles et futures ;
• tirer des leçons des événements pas-
sés.

Une politique globale

Cette politique de prévention se décli-
ne sur l’ensemble des territoires sou-
mis aux risques naturels à travers les 
outils réglementaires liés notamment 
à l’aménagement du territoire ou à 
l’urbanisme et à différentes échelles  : 
régionale et interrégionale  ; départe-
mentale  et communale ou supra-com-
munale.
Ce niveau communal ou supra-commu-
nal est celui des documents d’urbanis-
me élaborés par les collectivités terri-
toriales (schéma de cohérence territo-
riale, plan local d’urbanisme, etc.) qui 
ont l’obligation de prendre en comp-
te la prévention des risques naturels. 
C’est le niveau de mise en œuvre le 
plus courant des plans de prévention 
des risques naturels (PPR).
Au delà, la protection des lieux habi-
tés par des ouvrages, contribue à ré-
duire la vulnérabilité de l’existant, et 
vise à améliorer les conditions de vie 
face aux risques. Des plans de sauve-
garde fixent les conditions d’organisa-
tion de la gestion de crise dans les im-
plantations soumises à un événement 
naturel. Ces plans sont obligatoires 
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Documentation en ligne :
• site portail sur la prévention des risques : 

www.prim.net 
• cartographie des risques : http://cartoris-

que.prim.net/ 

Sous-direction de la prévention des risques 

majeurs; direction de la prévention des pollu-

tions et des risques; ministère de l’écologie, du 

développement et de l’aménagement durables. 

20, avenue de Ségur, F-75007 Paris.

La sous direction de la prévention des risques 

majeurs est chargée d’élaborer la politique 

de prévention des risques majeurs au niveau 

national en France. Elle définit et coordonne 

notamment les actions de connaissance, de 

prise en compte dans l’aménagement et d’in-

formation préventive liées aux risques majeurs 

qui seront mises en œuvre à l’échelon local.

Bilan des PPR

Sur les 36’000 communes françaises, 
16’000 sont concernées par les risques 
naturels. En septembre 2007, 5’900 
communes sont couvertes par un PPR 
prescrit et 5’151 autres sont couver-
tes par un PPR approuvé. Néanmoins, 
toutes les communes à risques ne se-
ront pas couvertes par un PPR car s’il 
est bien adapté pour les cas les plus 
marqués, d’autres moyens existent: 
notamment les documents d’urbanis-
me élaborés par les collectivités qui 
doivent prendre en compte les risques 
dans l’aménagement du territoire et 
qui sont bien adaptés aux territoires 
soumis à des risques moindres.

La prévention au delà du PPR

L’intérêt du PPR ne réside pas unique-
ment dans la réglementation qu’il met 
en place. Il ouvre droit à des subven-
tions pour les collectivités, les particu-
liers et les petites entreprises. Il créé 
des obligations en matière d’informa-
tion préventive (DICRIM, réunions pu-
bliques communales au moins une fois 
tous les deux ans, information des ac-
quéreurs et des locataires, etc.). 

forum du développement territorial 3/2007

A Châtel, en Haute Savoie, un glissement de 
terrain a emporté un chalet le 19 septembre 
2007. Il a été provoqué par des terrassements 
en cours sur la parcelle supérieure sur laquel-
le deux chalets devaient être construits. Il a 
fallu quelques secondes pour que le chalet 
soit détruit. © Photothèque IRMa / Sébastien 
Gominet
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Les changements territoriaux et les trans-

formations dans les connaissances sur les 

risques suite à des épisodes d’inondations 

ont été au cœur d’une recherche sur une 

durée de deux ans, financée par le Secré-

tariat d’Etat à l’éducation et la recherche 

(SER). Cette étude, basée sur deux épisodes 

d’inondation, l’un à Saillon (VS) en 2000, 

l’autre à Lully (GE) en 2002, a permis de 

mettre en évidence que les crises sont mo-

teurs de certaines réorganisations en pro-

fondeur tant des dynamiques territoriales 

que des modes d’organisation au niveau de 

la prévention que de l’action.

Valérie November
valerie.november@epfl.ch

Modifications territoriales et connaissances 

des risques lors d’épisodes d’inondations : une 

étude sur leurs fortes interrelations
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Les résultats de l’étude montrent que 
les épisodes d’inondations agissent 
de façon décisive sur la production de 
connaissances. Par exemple, à Genè-
ve, la crise a mis en évidence une nou-
velle catégorie de risque, absolument 
pas identif iée comme telle jusqu’ici 
par le Canton. En effet, l’inondation a 
été provoquée par les eaux de ruissel-
lement, et non par la crue de la rivière 
l’Aire passant à proximité des habita-
tions comme les spécialistes des eaux 
pouvaient s’y attendre. 
De plus, les épisodes d’inondation per-
mettent de mettre en évidence l’exis-
tence de connaissances « en attente » 
qui ne sont pas encore intégrées dans 
les procédures institutionnelles. A Lul-
ly toujours, une carte des dangers 

Un recensement des acteurs – ana-
lysés à travers leur rôle et leur place 
dans les mécanismes de préparation, 
d’alerte et de gestion – ainsi qu’un in-
ventaire des documents mobilisés par 
ceux-ci, ont été réalisés dans les deux 
cas. Cette analyse a permis d’évaluer 
la gestion des événements (degré de 
préparation avant et réponse lors de 
la crise), de déceler les changements 
organisationnels qui ont suivi les cri-
ses et de connaître la conception et 
le degré de formalisation du risque 
dont étaient dotés les dif férents ac-
teurs avant et après les inondations. 
Plus encore, l’analyse a documenté 
les nouveaux processus d’alerte et de 
prévision qui ont été mis en place sui-
te aux événements.

Au-delà des dégâts induits, des pro-
cessus de reconstruction, de rembour-
sement et d’assurances qui en décou-
lent, les inondations débouchent sou-
vent sur des changements territoriaux 
de grande ampleur (modifications de 
la valeur foncière, modif ications des 
plans de zones) et des transformations 
importantes au niveau organisationnel 
(modifications des structures de ges-
tion des crises, changements institu-
tionnels, émergence de nouveaux ac-
teurs).    
Cette recherche s’est donc concentrée 
sur l’étude des dynamiques territoria-
les et des processus d’apprentissage 
liés à des épisodes d’inondations dans 
des zones urbaines. Deux cas d’inon-
dation ayant touché essentiellement 
de nouveaux quartiers construits dans 
des zones inondables (Saillon, canton 
du Valais, 2000  ; Lully, canton de Ge-
nève, 2002) ont été analysés au cours 
d’une recherche menée dans le ca-
dre de l’Action COST C19 «  Vulnéra-
bilité des infrastructures urbaines et 
gestion de crise : impacts et enseigne-
ments de cas d’inondation en Suisse » 
par une équipe regroupant des géogra-
phes des Universités de Genève, Lau-
sanne, Fribourg, Zurich ainsi que de 
l’Ecole Polytechnique Fédérale de Lau-
sanne, (November V., Reynard E. (dir. ) , 
2006).1

Nous nous sommes concentrés sur les 
points suivants :
• Comment le risque d’inondation est-
il pris en compte dans les pratiques 
d’aménagement du territoire  (anticipa-
tion et planification des risques) ?
• Quelles pratiques liées à la gestion 
de l’eau (prélèvement, dotations de dé-
bits, revitalisation de cours d’eau) et 
quels acteurs ont une influence, posi-
tive ou négative, sur la gestion des ris-
ques d’inondation ?
• Comment se fait la prise en comp-
te des enseignements des situations 
de crise et des catastrophes  ? Quels 
acteurs (institutionnels ou non) sont 
concernés ?

Carte de dangers de Lully, région de Genève, parue 2000



47

Analyse des crues de 2005 
 
Les crues du mois d’août 2005 ont occasionné près de 3 milliards de francs de 
dégâts en Suisse. L’Office fédéral de l’environnement et l’Institut fédéral de re-
cherches sur la forêt, la neige et le paysage dirigent jusqu’à fin 2007 une analyse 
détaillée de ces événements. Une partie de ce projet a été confiée à Bettina Wit-
mer et Hans Kienholz, de l’Université de Berne, qui étudient la mise en œuvre des 
cartes de dangers dans le cadre de l’aménagement du territoire. 	  
Les chercheurs ne peuvent pas procéder à une évaluation systématique en 
raison du peu d’expérience de cartographie des dangers au niveau communal. 
Ils ont cependant relevé des exemples intéressants dans les douze cantons 
concernés, à savoir des mesures d’aménagement du territoire permettant 
de réduire les dommages. Dans leur publication, ils mettront le doigt sur des 
lacunes de mise en œuvre. Ils observent que les crues de 2005 ont incité 
plusieurs communes à réviser leur plan de mesures et les plans d’aména-
gement locaux. Beaucoup d’entre elles souhaitent une mise en œuvre aussi 
rapide que possible des cartes de dangers. Il s’agit en particulier d’éviter de 
construire dans les zones dangereuses. Quand cela n’est pas possible, une 
réflexion doit être engagée sur les risques encourus et sur les mesures pré-
ventives qui s’imposent dans les zones de danger faible ou moyen.	 
 
Reto Camenzind,		   
reto.camenzind@are.admin.ch	  
Roberto Loat,	  
roberto.loat@bafu.admin.ch	  

1 L’équipe de recherche était composée de 
Valérie November (EPFL), Emmanuel Rey-
nard (Université de Lausanne), Louis Bou-
lianne (CEAT-EPFL), Jean Ruegg (Université 
de Lausanne), Reynald Delaloye (Université 
de Fribourg), Marc Zaugg (Université de Zu-
rich), Marion Penelas (EPFL), Caroline Bar-
bisch (EPFL), Luzius Thomi (Université de 
Lausanne).

(traduction)

Valérie November, 1968, 

est professeure bour-

sière du Fonds national 

suisse de la recherche 

scientifique (FNS) auprès de l’EPFL depuis oc-

tobre 2006 où elle dirige le groupe d’Etude de 

la Spatialité des Risques (ESpRi). Depuis 15 ans, 

ses travaux portent sur la relation entre les ris-

ques (naturels, environnementaux et sociaux) 

était disponible pour ce secteur de-
puis 2000, mais les informations qu’el-
le contenait (à savoir que ces habita-
tions étaient situées en zone bleue, 
danger moyen) n’avait pas été inté-
gré dans les procédures d’aménage-
ment du territoire, notamment celles 
présidant à l’obtention d’autorisations 
de construire. Une conséquence direc-
te de l’événement est l’ouverture d’un 
poste cantonal dévolu au contrôle des 
demandes d’autorisation de construi-
re en fonction de la problématique de 
l’eau. 
Enfin, tant au point de vue de la prévi-
sion que de la gestion de la crise, ces 
épisodes d’inondation contribuent à 
remodeler parfois fondamentalement 
les modes d’organisation, de collabo-
ration et de sécurisation des disposi-
tifs de communication. Dans nos ter-
rains d’études, de nombreux éléments 
en témoignent. Pour en donner seule-
ment un aperçu, nous mentionnerons 
la création à Saillon d’un état-major 
local de conduite en cas de catastro-
phe ou la mise sur pied, par le canton 
et dans le but d’améliorer la gestion 
d’une crue du Rhône, d’un plan d’in-
tervention d’urgence visant à perfec-
tionner la communication et la colla-
boration entre les dif férents acteurs 
cantonaux et communaux. A Genève, 
le projet de renaturation de l’Aire est 
réorienté afin d’intégrer des objectifs 
de protection des constructions exis-
tantes. Ces quelques exemples confir-
ment que les événements de 2000 et 
2002 sont des producteurs de savoirs 
et de savoir-faire  : ils contribuent à la 
réorganisation des connaissances.
En conclusion, notre étude a montré 
que les risques et les crises liés aux 
inondations modifient les dynamiques 
et les politiques territoriales, consé-
quences du réajustement des réseaux 
d’acteurs. Toutefois, la mise en place 
de dispositifs d’intervention et de ges-
tion de crise se montre cependant plus 
efficace que la refonte des dispositifs 
d’aménagement, nécessitant généra-
lement une temporalité plus longue.

et les territoires et la façon dont ceux-ci trans-

forment le territoire. Elle a notamment dirigé la 

recherche sur les risques d’inondations dans le 

cadre de l’Action COST C19 : Vulnérabilité des 

infrastructures urbaines et gestion de crise  : 

impacts et enseignements de cas d’inondation 

en Suisse (financement Secrétariat d’Etat à 

l’éducation et à la recherche, Berne).
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Ne pas négliger l’aspect émotionnel 

dans la communication des risques

Les catastrophes naturelles entraînent des 

dégâts matériels, mais suscitent également 

des émotions extrêmement fortes. Une étu-

de montre que des arguments psycholo

giques peuvent inciter les personnes à 

prendre des mesures de prévention. Pour 

bien communiquer sur les risques et contri-

buer à une adaptation des comportements, 

il faut ajouter aux informations techniques 

des éléments émotionnels.

Michael Siegrist
msiegrist@ethz.ch
Heinz Gutscher
gutscher@sozpsy.uzh.ch

forum du développement territorial 3/2007
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Ce comportement souligne l’importan-
ce des émotions, qui incitent à pren-
dre des mesures préventives. Les re-
commandations des assurances ou 
des brochures d’information ne jouent 
qu’un rôle secondaire. Certes, l’étu-
de montre aussi que le fait d’avoir vé-
cu une crue ne fait que favoriser l’en-
gagement des propriétaires dans des 
mesures de prévention, mais ne le ga-
rantit pas. Ainsi, seulement une per-
sonne sur deux, touchées par les 
crues, a pris des mesures préventives 
pour le futur. Peu de gens ont procédé 
à des aménagements de plus grande 
ampleur, leur coût s’avérant dissuasif. 
Par ailleurs, beaucoup de personnes 
doutent de l’ef f icacité de telles me-
sures. Ces pessimistes, qui ne perçoi-
vent pas la réalité, rejoignent donc les 
optimistes qui affichent une confiance 
tout aussi infondée pour se donner l’il-
lusion que leur maison est bien proté-
gée contre les crues.

Les systèmes d’alerte se dévelop-
pent

Les interrelations décrites ci-dessus 
ont des effets qui doivent être pris en 
compte dans la communication des 
risques. Les brochures actuelles d’in-
formation sur les crues sont trop tech-
niques. Elles oublient ou ne font qu’ef-
fleurer les émotions négatives déclen-
chées par une crue. Dans la commu-
nication des risques, les informations 
données doivent porter à la fois sur le 
potentiel de dommages matériels et 
sur les conséquences émotionnelles 
des crues, de sorte que les propriétai-
res puissent mieux se représenter la 
situation de personnes sinistrées. 
L’amélioration des systèmes d’alerte 
joue également un rôle crucial dans la 
communication des risques. Les per-
sonnes sinistrées ont été invitées à 
dire  ce qui leur paraissait le plus im-
portant en cas de crue. La réponse la 
plus fréquente a été de dire qu’il fallait 
avertir la population le plus tôt possi-
ble. Les systèmes d’alerte et d’alarme 

re – même si les zones qu’ils occupent 
sont exposées à des menaces similai-
res selon les cartes de dangers.

Entre pessimisme infondé et fausse 
sécurité

Dans le cadre de l’étude, un groupe 
de personnes touchées par les crues 
a été invité à répondre à la question: 
«  Quel est le pire que vous ayez vécu 
durant la crue de 2005 ? »
Simultanément, un groupe de person-
nes épargnées devait répondre à la 
question: « Quel serait le pire que vous 
puissiez vivre en cas de crue? »
Les deux groupes ont donné des ré-
ponses diamétralement opposées, qui 
montrent que les gens ont beaucoup 
de peine à se mettre dans la situation 
d’un événement négatif.
Les personnes qui furent sinistrées ci-
tent des sentiments tels que l’incerti-
tude, l’insécurité, la peur, le choc, l’im-
puissance et la détresse comme les ef-
fets les plus dramatiques de la crue.
Les personnes épargnées ne mention-
nent pratiquement aucune émotion 
négative. Elles sous-estiment ainsi la 
charge émotionnelle que suscitent les 
dégâts causés par les eaux, les gravats 
et la boue dans une maison, et l’éner-
gie nécessaire pour tout déblayer. Par 
contre, elles surestiment l’importance 
des dégâts matériels touchant la mai-
son, le paysage et les personnes.
Alors que les personnes épargnées se 
focalisent sur les pertes matérielles, 
ce sont essentiellement les personnes 
sinistrées qui prennent des mesures 
préventives dans leur maison. Beau-
coup d’entre elles ont modif ié leur 
comportement et ne conservent, par 
exemple, plus aucun objet de valeur 
dans leur cave. De plus, elles prennent 
l’initiative de procéder à quelques pe-
tits aménagements, en construisant 
un mur, en rendant une fenêtre de ca-
ve étanche à l’eau ou en gardant à por-
tée de main des sacs de sable et des 
planches pour se protéger de la mon-
tée des eaux.

La population peut, jusqu’à un certain 
point, se prémunir contre les dangers 
naturels en prenant des mesures de 
prévention. Il incombe ainsi aux auto-
rités de rechercher un bon équilibre 
entre la description des dangers et la 
mise en œuvre de mesures de préven-
tion. Cette tâche est dif f icile à assu-
mer parce que les risques sont perçus 
différemment par les experts et la po-
pulation: 
Les experts décrivent les risques de 
manière abstraite, en calculant mathé-
matiquement des dommages proba-
bles en termes de nombre de morts ou 
de millions de francs de pertes.
La population, au contraire, perçoit les 
risques naturels en fonction de leur 
potentiel de destruction et de la me-
nace qu’ils représentent pour les gé-
nérations futures. Sous cet angle in-
tuitif, elle sous-estime volontiers la 
probabilité effective d’occurrence de 
telles catastrophes, notamment dans 
les cas d’événements très rares. Il ar-
rive aussi que des personnes se sen-
tent menacées, alors qu’elles n’habi-
tent pas dans une région dangereuse 
du point de vue des experts. 
Comment les autorités doivent-elles 
s’y prendre pour informer la popula-
tion des risques encourus et pour rec-
tif ier les perceptions erronées, tout en 
incitant les gens à prendre des dispo-
sitions de protection appropriées?
Cette problématique est abordée dans 
l’étude «  Communication des risques 
et dangers naturels  » confiée par la 
Plate-forme nationale Dangers natu-
rels (PLANAT) à l’Institut de recher-
ches sociales de l’Université de Zurich. 
L’analyse porte sur l’importance de la 
communication des risques et sur le 
lien entre le comportement préventif 
et l’implication personnelle, à l’exem-
ple des crues catastrophiques de 2005. 
Elle montre une importante différence 
de perception entre propriétaires per-
sonnellement touchés et propriétai-
res épargnés. Les premiers connais-
sent les risques et se préparent aux 
catastrophes potentielles, tandis que 
les seconds ne s’en préoccupent guè-
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cooperative risk management  » aux éditions 

Earthscan (Londres).

Heinz Gutscher (1947) 

est professeur ordi-

naire de sociopsycho-

logie à l’Université de 

Zurich. Domaines d’étu-

de: principales formes, 

fonctions et effets de 

processus d’influence 

sociale; aspects so-

ciopsychologiques dans le contexte du déve-

loppement durable; application des métho-

des sociopsychologiques dans des domaines 

d’actualité tels que l’énergie, la mobilité, les 

transports, la consommation, les déchets, les 

loisirs, les chances et les risques des nouvelles 

technologies et la recherche fondamentale et 

appliquée sur la perception des risques et la 

communication.

moins penser que ces systèmes ne se-
raient plus pris au sérieux.
Le rapport final est téléchargeable sur 
le site: www.planat.ch.

(traduction)

Michael Siegrist (1965) 

est professeur de 

«  comportementalisme 

du consommateur  » à 

l’EPFZ. Il a publié un 

grand nombre d’études 

spécialisées sur la perception des risques et 

la communication, et sur la prise de décision 

dans des contextes d’incertitude. Il signe 

avec Timothy C. Earle et Heinz Gutscher le li-

vre: « Trust, technology and society: studies in 

recèlent donc un potentiel d’améliora-
tion considérable. 
I l ne faut toutefois pas oublier que 
chaque système d’aler te compor-
te des risques d’erreurs. De fausses 
alertes peuvent avertir la population 
d’un risque de crue… qui ne se pro-
duit pas. Au contraire, une apprécia-
tion erronée de la situation peut em-
pêcher d’alerter la population quant 
à l’arrivée d’une crue… qui se produit 
réellement. Or, les gens n’ont géné-
ralement pas conscience de ces dif-
f icultés. Une personne interrogée sur 
trois pense que les systèmes d’alerte 
sont d’une fiabilité absolue, ce qui ne 
correspond pas à la réalité. Les don-
nées relevées dans l’étude ne fournis-
sent pas encore d’indication sur la fa-
çon dont la population réagirait à plu-
sieurs fausses alertes. On peut néan-

forum du développement territorial 3/2007

Le pont-levant de Brigue a été conçu spécialement pour les crues; photo Jean-Pierre Jordan, OFEV, Ittigen
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Sabine Mühlinghaus
sabine.muehlinghaus@are.admin.ch

Coordination entre aménagement du territoire 

et prévention des accidents majeurs

L’aménagement du territoire a pour tâche 

de coordonner entre elles les activités et 

les projets qui ont des incidences sur le ter-

ritoire. Or, les accidents majeurs peuvent 

avoir des impacts si importants que l’amé-

nagement du territoire doit s’en préoccuper 

à titre préventif.
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cité d’accueil des nouvelles installa-
tions à forte fréquentation qui y sont 
planifiées. Le risque lié au projet est 
reconnu en fonction de ces données. 
Seuls les projets présentant un risque 
élevé nécessitent des études plus ap-
profondies. Il s’agit 
• de vérifier que des mesures de sécu-
rité seront prises à la source, en appli-
cation de l’ordonnance sur la protec-
tion contre les accidents majeurs, et
• de limiter le risque par des mesu-
res d’aménagement judicieuses, relati-
vement peu coûteuses. 

Le projet pourra être réalisé si le ris-
que peut être ramené à un niveau ac-
ceptable. Dans le cas contraire, on 
poursuivra les investigations pour ana-
lyser le risque et envisager des mesu-
res plus importantes. Dans de tels cas, 
on procèdera à une pesée minutieu-
se des intérêts en présence. Un pro-
jet présentant un intérêt public majeur 
pourra être réalisé malgré un risque 
élevé. Cependant des mesures com-
plémentaires seront ordonnées pour 
ramener le risque à un niveau accepta-
ble dans un délai déterminé.

Choisir des mesures appropriées

En établissant, le plus tôt possible, 
une coordination entre la prévention 
des accidents majeurs et l’aménage-
ment du territoire, on arrive souvent 
à des solutions efficaces. Dans la plu-
part des cas, il ne s’agit pas de savoir 
si un projet est réalisable ou non, mais 
de chercher les mesures d’accompa-
gnement à mettre en place pour que le 
projet voie le jour malgré la situation 
de risque élevé. On peut, par exemple, 
diminuer le risque en modifiant l’orien-
tation des pièces ou du bâtiment, ou 
en jouant sur la disposition des fenê-
tres et des issues de secours. Bien 
souvent d’ailleurs, de telles mesures 
sont convergentes avec les exigences 
de protection contre le bruit.

rial (ARE), de l’environnement (OFEV) 
et des transports (OFT) sont en train 
de préparer un guide pour la planif i-
cation, qui s’intitulera: «  Aménage-
ment du territoire et prévention des 
accidents ». Ce guide facilitera la coor-
dination systématique entre l’aména-
gement du territoire et la prévention 
des accidents majeurs. Dans sa pre-
mière version, ce document se limite-
ra aux risques liés au transport de ma-
tières dangereuses par chemin de fer. 
La priorité a été accordée à ce type 
de risque en raison de l’étroite imbri-
cation entre le réseau ferroviaire et le 
milieu bâti. De plus, la pesée des in-
térêts est particulièrement délicate 
dans ce cas: transporter les marchan-
dises dangereuses par le rail répond à 
un intérêt public important, mais den-
sifier les zones bien desservies par les 
transports publics est également une 
préoccupation majeure de l’aménage-
ment du territoire.

Ne faire des études plus approfon-
dies que pour les risques pertinents

Pour ne pas alourdir inutilement les 
procédures de planif ication, le guide 
propose de ne procéder à des études 
plus approfondies que lorsque le ni-
veau de risque l’exige. Se basant sur 
les quantités de marchandises dan-
gereuses transportées et sur des ré-
f lexions stratégiques, il déf init les 
tronçons ferroviaires qui présentent 
un risque important. Le but est de par-
venir à indiquer ces tronçons à risque 
dans le plan sectoriel Transports et 
dans les plans directeurs cantonaux. 
La prévention des accidents majeurs 
ne reconnaît que les risques situés 
dans un périmètre de 100  m autour 
des tronçons identif iés. Les projets 
concernés doivent être minutieuse-
ment étudiés; il faut en particulier es-
timer le potentiel de croissance de 
la population et des postes de travail 
dans ce périmètre, et évaluer la capa-

La société et l’économie ne peuvent se 
passer de carburants, de combustibles, 
d’agents et de substances chimiques. 
Ces matières sont produites en gran-
des quantités, puis transportées et 
entreposées. Les accidents sont rares, 
mais peuvent avoir des conséquences 
catastrophiques pour les personnes et 
l’environnement. Depuis 1991, l’ordon-
nance sur la protection contre les ac-
cidents majeurs réglemente toutes les 
manipulations de matières dangereu-
ses. Suivant la logique du principe du 
pollueur payeur ancré dans la loi fédé-
rale sur la protection de l’environne-
ment, l’ordonnance s’adresse aux per-
sonnes à l’origine des risques, c’est-
à-dire aux exploitants d’installations 
de production, d’infrastructures de 
transport et de halles d’entreposage. 
Ces entreprises sont tenues de pren-
dre toutes les mesures possibles, se-
lon l’état de la technique, pour réduire 
les risques, pour autant qu’elles soient 
f inancièrement supportables. L’exten-
sion des constructions à proximité des 
installations et des axes de transport 
contribue à augmenter les risques liés 
à ces installations par le simple fait 
que les dangers potentiels concernent 
un plus grand nombre de personnes. 
Au bout du compte, le coût des mesu-
res nécessaires pour garantir la sécu-
rité peut devenir exorbitant, au point 
que les exploitants ne sont plus à mê-
me de les réaliser pour des raisons 
économiques et techniques. L’aména-
gement du territoire est ainsi confron-
té à un défi de taille.

Une nouvelle aide à la planification 
vient soutenir la coordination

La prévention des accidents majeurs 
est une question que la plupart des 
cantons n’ont abordée que ponctuel-
lement ou de façon très générale sous 
l’angle de l’aménagement du territoire. 
Pour améliorer la situation, les offices 
fédéraux du développement territo-
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La prévention des accidents ma-
jeurs améliore la sécurité de la po-
pulation

L’avant-projet d’aide à la planification 
«  Aménagement du territoire et pré-
vention des accidents majeurs  » est 
actuellement remanié en fonction des 
résultats de la consultation effectuée 
en 2006. Ce guide se basera égale-
ment sur les discussions menées avec 
les cantons et les entreprises de trans-
ports ferroviaires dans le cadre d’un 
atelier organisé au printemps 2007. 
Tout de suite après la publication de 
ce guide, annoncée pour le printemps 
2008, la même approche sera dévelop-
pée pour englober également les ins-
tallations f ixes, les conduites et les 
transports routiers. En développant 
une vision d’ensemble de la préven-
tion des accidents majeurs, l’aména-
gement du territoire permettra de lo-
caliser des infrastructures dans des si-
tes intéressants sans toutefois mettre 
en péril la population.

(traduction)

Sabine Mühl inghaus 

(1971) a étudié la géo-

graphie à l’Université 

de Zurich et présenté 

un mémoire sur le déve-

loppement rural. Depuis 

2003, elle est responsable à l’ARE du domaine 

des résidences secondaires et des problèmes 

d’interface entre protection de l’environne-

ment et aménagement du territoire.

Foto © KEYSTONE Fabrice Coffrini
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Les réserves de céréales dans le monde ont 

baissé à un niveau très bas. Par ailleurs, les 

terres agricoles fertiles sont très convoi-

tées. La Suisse doit donc s’adapter à de 

nouveaux facteurs de risque dans le domai-

ne de l’alimentation. La production indigè-

ne aura pour rôle, à l’avenir également, de 

contribuer en cas de crise à assurer l’appro-

visionnement du pays. Le plan sectoriel des 

surfaces d’assolement a pour but de garan-

tir le potentiel actuel de production sous la 

forme d’une surface minimale de sol culti-

vable.

Anne Babey
anne.babey@are.admin.ch
Katharina Wüthrich
katharina.wuethrich@bwl.admin.ch

La mondialisation,  

défi pour la sécurité alimentaire en Suisse
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des terres agricoles, le Conseil fédéral 
a édicté en 1992 le plan sectoriel des 
surfaces d’assolement (SDA) qui f ixe 
des contingents cantonaux. L’objectif 
de ce plan est de garantir une surfa-
ce minimale totale de 438560 hecta-
res de terres agricoles présentant les 
meilleures aptitudes agronomiques. 
Cependant, la mise en œuvre du plan 
sectoriel dans les cantons et les com-
munes, dans le cadre des plans direc-
teurs et des plans d’af fectation, se 
heurte à des dif f icultés. En effet, les 
meilleures terres agricoles sont sou-
vent situées dans les territoires les 
plus convoités par lurbanisation. Pour-
tant, le plan sectoriel SDA est le seul 
instrument à avoir prouvé son effica-
cité pour assurer la protection dura-
ble d’une partie des sols agricoles sur 
l’ensemble du pays.

(traduction)

Anne Babey, 1960, a 

étudié la géographie et 

l’aménagement du ter-

ritoire à Neuchâtel et 

Zurich. Elle a participé 

à la planification direc-

trice du canton du Jura 

et travaillé dans des bureaux d’aménagement 

privés en Suisse et à l’étranger. Après avoir as-

suré le secrétariat de la Commission fédérale 

de la protection de la nature et du paysage 

(CPN), elle travaille depuis 1995 à l’ARE en tant 

que collaboratrice scientifique dans les domai-

nes de l’agriculture et du plan sectoriel des 

surfaces d’assolement (SDA).

Kathar ina Wüthr ich, 

1979, a étudié la biologie 

à Bâle. Elle a travaillé à 

l’Institut de recherche 

de l’agriculture biolo-

gique dans le domaine 

de la sécurité alimen-

taire. En tant que collaboratrice scientifique 

de l’Office fédéral pour l’approvisionnement 

économique du pays, elle représente le secteur 

Alimentation au sein du groupe de travail inter-

départemental Surfaces d’assolement.

ques agricoles, l’utilisation efficace de 
moyens de production, tels que les en-
grais et les pesticides, et la spécialisa-
tion des élevages ont fait progresser la 
productivité de l’agriculture suisse ces 
dernières décennies. Simultanément, 
la modernisation des infrastructures 
de transport et la baisse du prix de 
l’énergie ont permis de diminuer l’im-
portance des stocks dans l’économie 
privée. La disponibilité de marchandi-
ses et la production en flux tendu ont 
contribué à ces changements. 
Pourtant, le commerce extérieur de 
biens agricoles a connu un essor ces 
dernières années. Cette évolution aug-
mente la dépendance de notre pays et 
introduit des risques nouveaux. Ces 
risques sont d’ordre démographique, 
écologique, climatique et économi-
que, ou découlent de l’épuisement des 
ressources. Dans une telle situation, il 
faut maintenir le potentiel de produc-
tion indigène de denrées alimentaires 
pour réduire ces risques. La forme de 
prévention la plus efficace est de ga-
rantir que le sol nécessaire sera pré-
servé à long terme. 
Sur un plan éthique par ailleurs, ces 
efforts permettent de diminuer l’acca-
parement de surfaces agricoles dans 
d’autres pays. 
Cet objectif doit néanmoins être mis 
dans la perspective des réalités de no-
tre pays, où disparaissent chaque jour 
onze hectares de sol cultivable, le plus 
souvent au profit de surfaces construi-
tes. Le potentiel de production indigè-
ne, qui pourrait contribuer à la sécuri-
té alimentaire en cas de crise future, 
s’en trouve réduit.

Le plan sectoriel des surfaces d’as-
solement a fait ses preuves

Par rapport aux autres pays européens, 
la Suisse est pauvre en sols cultiva-
bles. Développement durable oblige, la 
Suisse doit léguer aux générations fu-
tures des ressources intactes qui puis-
sent garantir leur sécurité alimentaire. 
Confronté à la disparition croissante 

L’époque de la surproduction agrico-
le est révolue. Les stocks de céréales 
dans le monde sont actuellement jus-
te suffisants pour un ou deux mois. La 
population continue d’augmenter tan-
dis que les terres cultivables dispa-
raissent – en Suisse également. Les 
causes de cette évolution dif fèrent 
d’une région du monde à l’autre: ex-
tension de l’urbanisation et diminution 
de la fertilité des sols du fait de leur 
érosion, de leur compactage et de leur 
salinisation. 
La demande en matières premières 
agricoles dans le monde s’accroît en 
raison de l’augmentation des besoins 
en denrées alimentaires pour nour-
rir une population toujours plus nom-
breuse, mais aussi de l’augmenta-
tion de la production de carburants 
et de combustibles d’origine végétale. 
Par ailleurs les changements climati-
ques de plus en plus perceptibles font 
émerger de nouveaux risques, dif f ici-
les à estimer, faisant craindre une rup-
ture d’approvisionnement en produits 
agricoles. Ces turbulences entraînent 
d’importantes f luctuations de l’of fre 
sur les marchés internationaux.
Notre pays n’est pas épargné par ce 
phénomène car environ un tiers de 
notre alimentation dépend des im-
portations. Dans le secteur énergéti-
que, primordial pour la mise à dispo-
sition des moyens de production agri-
cole tels que les engrais azotés et le 
diesel, la dépendance de l’étranger at-
teint même les 80 %. 
Soucieux de leur sécurité alimentaire, 
un groupe de pays importateurs nets 
de produits agricoles a demandé, dans 
le cadre de l’OMC et sur l’initiative de 
la Suisse, une levée des restrictions 
et des interdictions d’exportation des 
pays fournisseurs. Cette suppression 
améliorerait, en cas de crise, l’accès 
aux matières premières agricoles pour 
les pays importateurs.
La sécurité alimentaire de la Suisse 
est assurée selon les trois axes stra-
tégiques suivants: la production indi-
gène, le stockage obligatoire et les im-
portations. L’amélioration des techni-
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«Rivalutare la prevenzione dei rischi»

Fritz Wegelin
vicedirettore ARE
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Ovunque gli esseri umani abbiano deciso di 

insediarsi, si sono dovuti confrontare con ri-

schi e pericoli. Un tempo era la natura stes-

sa a dettare l’ubicazione adatta a fondare 

un villaggio. Lo si riconosce ancora oggi os-

servando molti insediamenti nella zona al-

pina: villaggi, casali e frazioni sono stati po-

sizionati in modo così ingegnoso da non es-

sere minacciati né da frane, né da valanghe 

o inondazioni. Inoltre, si è sempre prestata 

molta attenzione a salvaguardare il terreno 

agricolo, scarso e molto prezioso. 

Durante il ventesimo secolo, il rispetto del-

la natura ha perso gradualmente importan-

za. Le conseguenze non ci sono state rispar-

miate: sempre più danni alle persone, agli 

immobili, alle infrastrutture ed alle coltiva-

zioni. Per questo motivo, già nel 1972, il de-

creto federale sulle misure urgenti nell’am-

bito della pianificazione del territorio, incari-

cava i Cantoni di delimitare senza indugio le 

zone a rischio. Durante la fase di crescita ed 

espansione degli ultimi decenni, il manda-

to non ha però mai assunto carattere priori-

tario. Oggi, invece, si nota una certa sensibi-

lizzazione. L’approssimazione nell’espansio-

ne degli insediamenti, la crescente richiesta 

di superficie nelle zone a rischio, l’imperme-

abilizzazione ulteriore del terreno così come 

l’accresciuta frequenza degli eventi naturali 

hanno provocato danni in misura molto mag-

giore che in passato. La forza delle immagini 

mostrate dai media, congiunta alle incertez-

ze in relazione ai mutamenti climatici, hanno 

a loro volta contribuito a ridestare l’atten-

zione per questo tema. 

Oltre ai rischi naturali esistono anche rischi 

tecnologici, generati dall’uomo stesso. La 

produzione e il trasporto di merci pericolo-

se possono rappresentare una minaccia per 

le persone e per gli insediamenti, fatto non 

sempre abbastanza considerato dalla piani-

ficazione. Ad esempio, non si può certo par-

lare di una pianificazione previdente quan-

do si delimitano nuove zone edificabili lungo 

una linea ferroviaria destinata al trasporto 

di merci pericolose. Anche in casi come que-

sto esistono possibilità tecniche e pianifica-

torie che aiutano ad evitare rischi. 

La popolazione vuole sicurezza e la sicurez-

za è molto costosa. Sono senza dubbio ne-

cessari ulteriori investimenti. Purtroppo, es-

si superano di molto le possibilità finanziarie 

date se si incentrano solo su misure tecni-

che. Per questo motivo, un procedimento ac-

curatamente pianificato con solide basi, ap-

propriate valutazioni dei rischi, chiare prio-

rità, carte dei pericoli attendibili e una scel-

ta adeguata delle ubicazioni costituisce una 

parte importante di una gestione integrale 

dei rischi. forum propone in quest’edizione 

un’ampia panoramica sui vari aspetti di que-

sta problematica e pone in evidenza come 

la prevenzione dei rischi sia necessariamen-

te un tema da riscoprire in un mondo sem-

pre più fragile.

(traduzione)
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La prevenzione dei rischi: un elemento fonda-

mentale dello sviluppo territoriale sostenibile

Claudia Guggisberg
claudia.guggisberg@are.admin.ch

Uno sviluppo territoriale sostenibile deve 

necessariamente tenere conto di tutti i ri-

schi esistenti di rilevanza territoriale. Prima 

di tutto, per rispondere alla domanda socia-

le di sicurezza. In secondo luogo, per garan-

tire la sopportabilità economica a lungo ter-

mine dei dispositivi di sicurezza necessari. 

Terzo, per minimizzare un eventuale impat-

to ecologico negativo dovuto ai rischi o ai 

dispositivi di sicurezza stessi. Le possibili 

conseguenze legate al cambiamento clima-

tico e gli sviluppi tecnologici del futuro rap-

presentano ulteriori sfide in questo senso.

forum sviluppo territoriale 3/2007
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Ogni giorno assumiamo in modo più 
o meno consapevole dei rischi: come 
utenti della strada recandoci al lavo-
ro o durante il f ine settimana come ap-
passionati di montagna o dello sci fuori 
pista. Teoricamente sappiamo di que-
sti rischi e crediamo di saperli valutare 
e affrontare. Cosa succederebbe pe-
rò se al nostro posto di lavoro fossi-
mo sorpresi da una nube di gas tossi-
ci dovuta al deragliamento di un vago-
ne merci sulla vicina linea ferroviaria? 
O se il nostro albergo in montagna fos-
se spazzato via da una valanga? 

Cosa significano per noi la sicurezza 
e il rischio

La sicurezza fa parte delle esigenze 
basilari di ogni essere umano ed è una 
condizione indispensabile per il benes-
sere sociale e lo sviluppo economico di 
un Paese. Una sicurezza assoluta, pe-
rò, non esiste. Piuttosto, essa rappre-
senta quello stato in cui il rischio rima-
nente ci pare accettabile. L’accettazio-
ne dei rischi dipende da vari fattori: se 
si affronta un rischio di propria volon-
tà, ad esempio il rischio di valanghe 
durante un’escursione sciistica, l’ac-
cettazione risulta molto maggiore che 
per un rischio fortuito come ad esem-
pio la possibilità che l’albergo sia tra-
volto da una valanga. 
Un singolo grave evento è considera-
to molto più drammatico di tanti sin-
goli eventi analoghi ma di minore por-
tata. Un incidente con cento morti, ad 
esempio, è considerato più grave e 
meno accettabile dalla società di cen-
to incidenti con un morto ciascuno. 
Il rischio è definito dalla probabilità 
e dall’entità del danno. Questo signi-
f ica che oltre a un dato pericolo con 
una data probabilità di sopravvenien-
za e un determinato effetto, ad esem-
pio un’alluvione o un incidente chimi-
co, è necessario un potenziale di dan-
ni per costituire un rischio. Può esse-
re la presenza di persone nella zona 
di pericolo, oppure può trattarsi di be-
ni materiali. Secondo un’altra defini-

genza rappresentano circa la metà del 
rischio complessivo riconducibile ai 
pericoli analizzati. Le quote di rischio 
maggiori riguardano forti terremoti, 
epidemie gravi ed estese inondazioni. 
Gli incidenti chimici rilevanti e diversi 
altri tipi di pericoli, pur essendo con-
siderati nel rapporto, non compaiono 
nello schema in virtù della loro relati-
vamente scarsa incidenza. L’altra metà 
del rischio si compone di sinistri quo-
tidiani come incidenti della circolazio-
ne, professionali, domestici, sportivi e 
del tempo libero. Naturalmente, la pia-
nificazione del territorio non può con-
tribuire alla prevenzione di tutti i sud-
detti rischi. 

L’importanza della paragonabilità 
dei concetti di rischio

Considerata la scarsità di spazio in 
Svizzera e i limitati mezzi finanziari di-
sponibili per la sicurezza, è importante 
che i rischi vengano valutati e trattati 
con metodi confrontabili. Come obiet-
tivi preposti possono essere menzio-
nati i seguenti punti tratti dalla Stra-
tegia federale contro i pericoli natura-
li in Svizzera: 

zione, invece, il rischio è inteso come 
conseguenza di una decisione presa o 
non presa di fronte ad un dato perico-
lo. Considerando tutt’e due le defini-
zioni, appare evidente che la pianifica-
zione del territorio, quale responsabile 
per le decisioni ad incidenza territoria-
le, deve occuparsi dei rischi. 

Quali rischi esistono in Svizzera?

La Confederazione, nel rappor to 
«KATARISK - Catastrofi e altre situa-
zioni d’emergenza in Svizzera» (2003) 
dell’Uff icio federale della protezione 
della popolazione, ha analizzato, valu-
tato e messo a confronto i diversi ti-
pi di rischi secondo un metodo siste-
matico analogo. Lo spettro dei perico-
li analizzato comprende pericoli natu-
rali, rischi tecnologici e sviluppi socia-
li che presentano un potenziale di ca-
tastrofe e situazioni d’emergenza. Non 
sono stati invece considerati i perico-
li economici, ecologici e di natura po-
litica statale, come il terrorismo e la 
guerra (Fig.1)
Dal punto di vista della protezione del-
la popolazione, attualmente, i rischi 
legati a catastrofi o situazioni d’emer-

Fig. 1: Panorama comparativo dei rischi presenti in Svizzera nell’ottica della protezione della 
popolazione (Fonte: Ufficio federale della protezione della popolazione)
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sempre più richiesta e sostenuta an-
che dalle compagnie assicurative, vi-
sto il continuo aumento della somma 
dei danni. 
Nel 2005, l’ARE, assieme ad altri Uffici 
federali, ha pubblicato una raccoman-
dazione relativa alla considerazione dei 
pericoli naturali nella pianificazione del 
territorio (www.are.admin.ch/themen/
raumplanung/00244/00432/00434/in-
dex.html?lang= it ) . Una pubblicazio-
ne analoga sul tema della prevenzio-
ne degli incidenti rilevanti nella piani-
f icazione del territorio è attualmente 
in elaborazione. 

(traduzione)

Claudia Guggisberg, 

1962, ha studiato ge-

ografia a Berna ed ha 

svolto il suo lavoro 

di licenza nel quadro 

dell’analisi dell’evento 

del maltempo del 1987, prima di entrare a far 

parte, nel 1991, dell’allora Ufficio federale per 

la pianificazione del territorio. Dal 2002 dirige 

il gruppo strategico della pianificazione diret-

trice presso l’ARE. Rappresenta, inoltre, l’ARE 

presso la Piattaforma nazionale Pericoli natu-

rali (PLANAT) e presso l’Organo consultivo per 

i cambiamenti climatici (OcCC). 

perfici minacciate contribuendo così a 
limitare il potenziale dei danni e a ri-
durre i rischi. 

Come può contribuire la pianifica
zione del territorio alla prevenzione 
dei rischi?

Per la pianificazione del territorio un 
rischio è sempre rilevante quando è lo-
calizzabile territorialmente ed ha ef-
fetti sulle persone o sui beni nel terri-
torio. In particolare, si tratta di perico-
li naturali e rischi tecnologici. Jürgen 
Pohl, dell’Università di Bonn, propone 
tre livelli d’esame: la fonte del rischio, 
l’estensione del rischio e il potenzia-
le del danno. Per la pianificazione del 
territorio risultano le seguenti possibi-
lità d’influenza e d’azione: 
L’attuazione della prevenzione dei ri-
schi nell’ambito della pianif icazione 
del territorio riguarda soprattutto la 
pianificazione direttrice cantonale e la 
pianificazione d’utilizzazione comuna-
le ma anche la procedura di autoriz-
zazione edilizia. Premesse importanti 
per una prevenzione pianificatoria dei 
rischi sono le basi elaborate secondo 
lo stato della tecnica come ad esem-
pio le carte dei pericoli o gli studi dei 
rischi. La prevenzione dei rischi a li-
vello di pianificazione del territorio è 

• la garanzia di un livello di sicurezza 
accettato secondo criteri unitari, 
• la riduzione dei rischi attuali e stra-
tegia per evitarne dei nuovi, 
• l’utilizzo efficiente ed efficace dei 
mezzi per una riduzione ottimale dei ri-
schi. 

La base metodica per raggiungere que-
sti obiettivi è, per ciascun rischio, l’ela-
borazione di un concetto del rischio in 
base ai seguenti passi fondamentali. 
Prima di tutto il rischio va analizzato: 
«che cosa può capitare?». Poi va valu-
tato: «che cosa ci si può attendere?» 
A questo proposito svolgono un ruolo 
importante, oltre agli aspetti sociali ed 
ecologici, considerazioni di carattere 
economico come la disponibilità al pa-
gamento della società e la proporzio-
nalità di una determinata misura. In-
f ine, vanno scelte le misure necessa-
rie al raggiungimento degli obiettivi di 
protezione: «che cosa si deve fare?». 
Una gestione integrale dei rischi si ba-
sa su una combinazione ottimale di 
misure atte a prevenire e fronteggiare 
un avvenimento e a garantire la rige-
nerazione (ricostruzione e ripristino). 
La pianificazione del territorio è parte 
di questa gestione integrale dei rischi 
e contribuisce in modo significativo al-
la prevenzione. In particolare, assicura 
un’utilizzazione appropriata delle su-

Pericoli naturali Rischi tecnologici

Fonte 
del rischio

Influsso limitato: utilizzazione ade-
guata del comprensorio, ad esem-
pio in materia d‘impermeabilizza-
zione del suolo

Scelta dell’ubicazione di certe 
aziende rispettivamente del trac-
ciato di corrispondenti infrastruttu-
re per l’approvvigionamento ener-
getico e dei trasporti.

Estensione Realizzazione di zone naturali di ri-
tenzione, per esempio più spazio ai 
corsi d‘acqua, e mantenimento di 
spazi liberi per misure tecniche di 
protezione.

Solo un influsso limitato: colloca-
mento adeguato nel territorio di 
una certa utilizzazione o richiesta 
di corrispondenti misure di prote-
zione.

Potenziale 
del danno

Utilizzazione adeguata: nessuna 
nuova zona edif icabile, limitazione 
dell‘utilizzazione o oneri edilizi

Utilizzazione adeguata: se possibi-
le basse densità della popolazione 
nelle vicinanze di fonti di rischio ri-
spettivamente adozione di misure 
di protezione.

Fig. 2: Le possibilità d’influenza e di manovra della pianificazione del territorio
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«Le compagnie d’assicurazione 

e la sfida dei mutamenti climatici»

Intervista: Pieter Poldervaart
Foto: Helen Weiss

Tempeste invernali, grandine e inondazioni: 

gli eventi naturali estremi sono sempre più 

frequenti, anche in Svizzera. Al fine di valu-

tare al meglio la futura evoluzione, la Com-

pagnia di riassicurazione Swiss Re parte-

cipa a progetti di ricerca. Sulla scorta del-

le risultanze di tali ricerche, il gruppo invita 

gli assicurati a cooperare nella prevenzio-

ne dei danni. Ma anche lo Stato è chiamato 

ad attivarsi per minimizzare i rischi dei pe-

ricoli naturali con misure di pianificazione 

del territorio, norme edilizie e carte dei pe-

ricoli: è quanto ha dichiarato Pamela Heck, 

esperta di Swiss Re nel settore catastrofi 

naturali e mutamenti climatici.

Pamela Heck (1972) ha conseguito il dottorato e un di-

ploma post-doc in climatologia al Politecnico di Zurigo. 

Dal 2000, collabora presso Swiss Re al gruppo che si 

occupa dei pericoli naturali e sviluppa modelli dei ri-

schi per pericoli atmosferici come tempeste, uragani e 

grandinate. Come coordinatrice per il clima del gruppo 

pericoli naturali si impegna nella collaborazione con gli 

istituti universitari nel quadro del Polo di ricerca nazio-

nale Clima (PRN Clima). Rappresenta Swiss Re presso 

il Forum svizzero per il clima e il cambiamento globale 

(ProClim), presso l’Organo consultivo sui cambiamenti 

climatici (OcCC), presso il Programma nazionale di ri-

cerca sul clima e presso l’Intergovernmental Panel on 

Climate Change (IPCC). 
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netario. La procedura è applicata per 
tutte le migliaia di tempeste e tutte le 
costruzioni assicurate del portafoglio. 

Come integrate gli effetti dovuti ai 
mutamenti climatici sulle tempeste 
nel modello dei danni? 

Abbiamo condotto uno studio in col-
laborazione con l’Istituto per l’atmo-
sfera e il clima ( Institut für Atmosphä-
re und Klima) del Politecnico di Zurigo 
in cui abbiamo confrontato i danni cau-
sati dalle tempeste in Europa nel cli-
ma attuale con quelli previsti in un cli-
ma futuro. Abbiamo associato i model-
li climatici del Politecnico di Zurigo e 
della comunità scientif ica internazio-
nale al nostro modello dei danni. Ne è 
risultata una previsione dei danni do-
vuti a tempeste in Europa per il perio-
do che va dal 2071 al 2100 e che indi-
ca un aumento dal 20 al 70 percento ri-
spetto al periodo di riferimento 1961 - 
1990. Questi risultati sono considera-
ti sia nel nostro modello dei danni che 
nella nostra gestione dei rischi. 

Questo cosa significa dal lato fi-
nanziario?

Significa che probabilmente, nel 2100, 
invece degli attuali 4,2 miliardi di fran-
chi all’anno di danni assicurati dovu-
ti a tempeste invernali a livello euro-
peo, dovremo aspettarci un ammonta-
re di 5,6 miliardi di franchi. In questo 
scenario la Svizzera si trova a un bas-
so livello e deve aspettarsi un aumen-
to di circa il 20 percento: una cifra che 
è pur sempre di un certo peso econo-
mico. Molto più colpita sarà la Germa-
nia in cui i danni presumibilmente su-
biranno un raddoppio. 

Quali sono in dettaglio gli eventi 
naturali estremi che la Svizzera do-
vrà fronteggiare? 

Ho collaborato alla stesura del capito-
lo relativo alle compagnie assicurative 
del rapporto «Il cambiamento climati-
co e la Svizzera nel 2050» dell’Orga-

guiti dalle tempeste invernali in Euro-
pa come Lothar (1999), Daria (1990) o 
Kyrill (2007) con un potenziale dei dan-
ni di 42 miliardi di franchi. Al terzo po-
sto troviamo i tifoni giapponesi con 24 
miliardi di franchi. In base alle previsio-
ni, eventi di tale portata possono veri-
ficarsi ogni 100 o 200 anni. 

In che misura Swiss Re è toccata 
dall’aumento dei danni? 

Swiss Re copre i danni per i quali rias-
sicura l’assicurazione primaria. I nostri 
premi assicurativi, come nel caso del-
le assicurazioni primarie, devono corri-
spondere al prevedibile danno. Per po-
tervi far fronte sviluppiamo ed utiliz-
ziamo dei modelli molto complessi per 
la determinazione dei danni. 

Una procedura complicata...

In effetti, gli attuali modelli dei dan-
ni sono elaborati al computer e molto 
complessi. Ad esempio, il nostro mo-
dello relativo alle tempeste ne integra 
migliaia, distribuite sull’arco di centi-
naia di anni. Il modello calcola la rea-
zione di una data edificazione a una da-
ta tempesta e quantifica un danno mo-

Per il 2007, la Swiss Re valuta a 42 
miliardi di franchi i danni dovuti al-
le catastrofi naturali a livello mon-
diale. Sarebbero 27 miliardi in più 
del 2006, ma decisamente meno 
del 2005. Riesce a dedurne una ten-
denza? 

I dati relativi ai danni degli ultimi de-
cenni rivelano che la variabilità e la 
gravità delle catastrofi naturali sono 
aumentate a livello mondiale. Questa 
tendenza continuerà a manifestarsi an-
che in futuro ed è possibile un suo raf-
forzamento. 

Quali sono le forze della natura che 
preoccupano maggiormente un ri-
assicuratore globale come Swiss 
Re? 

A livello mondiale si tratta sicuramente 
dei cicloni nell’Atlantico del Nord che 
con i loro 120 miliardi di franchi rappre-
sentano il potenziale di danni maggio-
re per l’industria assicurativa. Il 2005 
ce lo ha mostrato chiaramente: il so-
lo uragano Katrina ha causato danni 
per un ammontare di ben 70 miliardi di 
franchi. Se ci si attiene solo alle cata-
strofi naturali atmosferiche, gli effetti 
degli uragani negli Stati Uniti sono se-
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rose altre funzioni. L’estetica assume 
un ruolo sempre più importante, sca-
valcando in molti casi i fattori funzio-
nali. Osserviamo altresì che le costru-
zioni presentano sempre più elemen-
ti vulnerabili. 

Può farci un esempio? 

Un esempio classico è la protezione so-
lare. Un tempo si montavano imposte 
in legno massiccio. Le veneziane a la-
melle utilizzate oggi potranno anche 
essere esteticamente più confacenti 
alle nuove costruzioni, ma in caso di 
temporali con grandine subiscono dan-
ni importanti. 

Quale influenza può esercitare 
Swiss Re affinché gli investimenti 
non avvengano in regioni a rischio? 

A questo proposito esiste un proble-
ma di fondo: ciò che appare importan-
te dal punto di vista della prevenzio-

Non è così semplice. Occorre tenere 
conto anche della densità della pene-
trazione assicurativa. Dove non c’è un 
contratto ovviamente non c’è per il no-
stro settore nemmeno un obbligo di ri-
sarcimento. Anche il tipo d’infrastrut-
tura è un fattore d’influenza impor-
tante: si tratta puramente di insedia-
menti abitativi o ci sono importanti im-
pianti di produzione artigianali e indu-
striali? Decisiva è inoltre la vulnerabi-
lità delle costruzioni. L’analisi degli ul-
timi decenni evidenzia essenzialmen-
te due motivi per l’aumento dei danni: 
da un lato, i mutamenti climatici com-
portano più eventi naturali, d’altro la-
to tali eventi colpiscono maggiori valo-
ri assicurati. 

Si tiene conto di queste conoscen-
ze in campo edilizio?

Non necessariamente, perché le co-
struzioni, oltre ad offrire protezione 
dagli influssi esterni, svolgono nume-

no consultivo sui cambiamenti climati-
ci (OcCC). Vi abbiamo esaminato gli ef-
fetti più importanti dovuti al cambia-
mento del clima sull’assicurazione co-
se per eventi gravi prevedibili ogni 200 
o 300 anni. 
Per la Svizzera, il rischio maggiore è 
rappresentato dalle inondazioni con 
danni superiori ai tre miliardi di fran-
chi, seguito dalle tempeste con circa 
tre miliardi di franchi. Al terzo posto 
troviamo la grandine con meno di due 
miliardi di franchi in quanto a potenzia-
le dei danni. Eventi di queste dimensio-
ni sono previsti solitamente solo ogni 
200 o 300 anni. Dato però che si trat-
ta di una media statistica sarebbe teo-
ricamente possibile un loro succedersi 
a breve termine. 

Ma i danni dovuti alla grandine ci 
sono sempre stati.

Sono gli ef fetti che aumentano. Le 
statistiche dimostrano che dal 1940 
le condizioni meteorologiche genera-
li responsabili in Svizzera di grandina-
te estreme sono nettamente aumenta-
te. Dato che la grandine colpisce local-
mente è purtroppo dif f icile simularla 
con modelli climatici e formulare del-
le previsioni. 

La classifica dei danni dovuti al 
maltempo dipende anche dai costi 
dell’infrastruttura costruita o pre-
vista nelle regioni colpite? 

In effetti, solo dove esistono dei valo-
ri materiali è possibile stabilire l’am-
montare economico di un danno. Un 
fenomeno meteorologico lontano dal 
mondo civilizzato, ad esempio in ma-
re aperto, risulta quindi meno dram-
matico. Se invece un uragano distrug-
ge la complessa infrastruttura presen-
te lungo la costa della Florida, le con-
seguenze saranno molto rilevanti dal 
profilo economico. 

Quindi, maggiore è la densità 
nell’insediamento, maggiori saran-
no i danni a livello assicurativo? 
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Swiss Re vuole essere CO2 neutrale 

pld. Nel corso del 2006, i 10’800 im-
piegati di Swiss Re in tutto il mondo 
hanno prodotto circa 67’000 tonnel-
late di CO2. Entro il 2013, la compa-
gnia intende ridurre le emissioni di 
CO2 di circa il 15 percento mentre 
il rimanente 85 percento sarà com-
pensato attraverso un investimento 
nel Community Development Carbon 
Fund (CDCF) della Banca Mondiale. 
Questo fondo sostiene progetti per 
il miglioramento della protezione del 
clima e delle condizioni di vita della 
popolazione nei Paesi in via di svilup-
po. Un altro esempio per raggiungere 
quest’obiettivo stabilito nel 2003 è 
l’acquisto in Svizzera di carburante 
bio&fair neutrale per il clima trami-
te la ditta Gebana SA. Inoltre, Swiss 
Re premia i collaboratori che anche 
nella vita privata si sforzano di com-
portarsi in modo rispettoso del clima. 
A dipendenza delle situazioni regio-
nali, Swiss Re sostiene l’acquisto di 
automobili a motore ibrido con bas-
se emissioni, l’uso dei mezzi di tra-
sporto pubblico o l’installazione di 
collettori solari fino a metà dell’in-
vestimento per un massimo di 5’000 
franchi.  

che elencano materiali di costruzio-
ne adatti. Inoltre, un punto centrale è 
il proseguimento della cartografia dei 
pericoli. L’utilità di queste carte è sta-
ta dimostrata ad esempio in sede di bi-
lancio dell’alluvione dell’agosto 2005: 
in circa l’80 percento delle carte dei 
pericoli la valutazione degli esperti si 
è rivelata esatta. Nei Cantoni Nidvaldo 
ed Obvaldo si sono potuti evitare dan-
ni superiori grazie alle misure di prote-
zione adottate. 

Conosce dei progetti esteri miglio-
ri in materia di prevenzione dei pe-
ricoli? 

Le strategie variano molto da Paese a 
Paese. Ad esempio in Francia ci posso-
no volere vent’anni per la realizzazione 
di una carta dei pericoli. Inoltre, sussi-
ste il problema che anche se spesso si 
conoscono i pericoli, per motivi di co-
sti non vengono tratte le debite conse-
guenze. D’altra parte, in Gran Bretagna, 
la cartografia dei pericoli non è cen-
tralizzata e coordinata a livello stata-
le: l’iniziativa parte piuttosto dagli as-
sicuratori stessi. Anche se la Svizzera 
primeggia in un confronto internazio-
nale, non si può dire che abbiamo sco-
perto l’uovo di Colombo. 

Uno scenario prevede per il futuro 
lo spopolamento o addirittura l’eva-
cuazione di intere vallate. La socie-
tà deve quindi abbandonare ciò che 
non si può più proteggere dai peri-
coli naturali e che quindi non è più 
assicurabile? 

Quando la minaccia è troppo grande 
la compagnia assicurativa deve pensa-
re in termini di economia di mercato e 
rinunciare ad una polizza. Se la piani-
ficazione del territorio e la protezione 
dei beni non bastano più, certe super-
fici dovranno rimanere inutilizzate. Vi-
ceversa, oggetti costruiti in modo ap-
propriato e ubicati in zone ben protet-
te approfittano già oggi di condizioni 
favorevoli. 

ne dei danni può risultare sfavorevo-
le per altri motivi. Le infrastrutture co-
me i terminali marittimi di trasbordo 
devono per forza trovarsi vicino al ma-
re. Anche la vicinanza ai f iumi rappre-
senta per molti settori un vantaggio, 
sia in campo logistico sia per l’acqua 
di raffreddamento. Inoltre, le superfi-
ci industriali più abbordabili in quan-
to al prezzo si situano spesso nelle zo-
ne golenali. 
Il dilemma è sopportabile fino al mo-
mento in cui certe catastrofi natura-
li iniziano ad essere la norma e qua-
si prevedibili. Un contratto assicura-
tivo per infrastrutture in tali condizio-
ni contraddice il principio assicurativo. 
Infatti, per definizione, un’assicurazio-
ne assume il rischio nel caso imprevi-
sto e raro. Se le alluvioni o altre cala-
mità naturali diventano la regola, è ne-
cessario agire altrimenti per minimiz-
zare i rischi: a livello di norme edilizie o 
di pianificazione del territorio. Proprio 
quest’ultima svolge un compito molto 
importante in questo senso. Ciò che si 
costruisce oggi dovrebbe restare per i 
prossimi 50 o 100 anni. È quindi neces-
saria un’attenta ponderazione di do-
ve e come costruire nuovi edifici d’abi-
tazione o di produzione per non esse-
re già in breve tempo alla mercè delle 
forze naturali. 

Esige quindi, per esempio, norme 
edilizie più severe affinché le co-
struzioni possano resistere a vio-
lenti tempeste? 

L’intera industria assicurativa auspi-
ca che le norme edilizie tengano con-
to delle crescenti sollecitazioni future. 
Cerchiamo inoltre di esercitare un’in-
fluenza individuale nel colloquio con 
i clienti. 

E qual è il ruolo dell’ente pubblico 
in materia di prevenzione? 

Come assicuratori sosteniamo l’elabo-
razione di norme edilizie o di registri 

Come sarà il clima nel 2100? 

È evidente che il CO2 emesso finora de-
terminerà un aumento della tempera-
tura anche se adesso decidessimo di 
invertire la rotta. Come Swiss Re, un 
numero sempre maggiore di imprese si 
occupa seriamente del tema traendo-
ne delle conseguenze nel campo della 
propria gestione. Questo rappresenta 
una speranza. 

(traduzione)
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Gli eventi di maltempo degli ultimi anni, 

come ad esempio la tempesta Lothar nel 

dicembre del 1999, la siccità estrema 

dell’estate 2003 o le alluvioni più recenti 

del 2005 e del 2007, rivelano quanto sia di-

ventato vulnerabile il nostro ambiente vita-

le ai pericoli naturali. L’entità dei danni cau-

sati dalle catastrofi naturali continua ad au-

mentare. I motivi sono molteplici: aumen-

to e concentrazione dei valori, impianti più 

esposti, maggiori esigenze di mobilità e co-

municazione, grandi insicurezze riguardo 

al cambiamento climatico. Si tratta quindi 

di ridurre i rischi, di evitare possibilmente 

nuovi rischi e, soprattutto, di aumentare la 

consapevolezza dei pericoli naturali. PLA-

NAT, la Piattaforma nazionale «Pericoli natu-

rali» vi contribuisce ormai da un decennio. 

Simone Hunziker
simone.hunziker@bafu.admin.ch

PLANAT: la Piattaforma nazionale 

«Pericoli naturali» 
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ne, d’intervento e di rigenerazione per 
tutti i tipi di pericoli naturali. 
Si scelgono prima di tutto misure po-
co onerose e particolarmente efficaci. 
Nonostante le ottime misure precau-
zionali, sono da attendersi danni im-
portanti anche in futuro. È perciò ne-
cessario sviluppare anche dei concet-
ti d’emergenza per fronteggiare situa-
zioni di crisi. Inoltre, è di primaria im-
portanza coprire i danni finanziari nel 
settore privato con l’aiuto delle com-
pagnie assicurative. 

Una realizzazione a tappe 

I rischi legati ai pericoli naturali sono 
soggetti ad un continuo processo di 
mutazione. Per questo motivo, in fu-
turo, l’efficacia delle basi strategiche 
dovrà essere verificata periodicamen-
te mediante un controllo dei risultati e 
le stesse dovranno essere adattate al-
le nuove condizioni quadro sociali, po-
litiche e finanziarie. 
La PLANAT ha analizzato la situazio-
ne attuale. Il rapporto di sintesi «Stra-
tegia pericoli naturali Svizzera» rive-
la che il nostro Paese investe annual-
mente 2,9 miliardi di franchi nella pro-
tezione contro i pericoli naturali. I l 
rapporto valuta anche l’approccio at-
tuale ai rischi legati ai pericoli natu-
rali e propone un piano d’azione che 
li dovrebbe limitare ulteriormente, au-
mentandone contemporaneamente la 
consapevolezza. I progetti del piano 
d’azione prevedono tre priorità.
• Uno sviluppo ulteriore del «Concet-
to di rischio connesso ai pericoli natu-
rali»: manuali pratici e un’offerta di for-
mazione e perfezionamento in materia 
dovrebbero rafforzare ulteriormente la 
gestione integrale dei rischi. Il Concetto 
andrà quindi sviluppato ulteriormente 
tramite studi mirati. 
• Competenze e dialogo incentrato 
sui rischi: istituzione, per mezzo di 
un ampio dialogo, di una cultura del-
la consapevolezza dei rischi condivisa 
da tutte le parti interessate. Devono al
tresì essere migliorate le competenze, 

care di ridurli, ma ogni singola persona 
deve assumere la propria responsabili-
tà e nei limiti delle sue possibilità cer-
care di evitare o ridurre i danni, adot-
tando misure di protezione puntuali. 

I pericoli naturali concernono tutti 

Come dimostra l’esperienza degli ulti-
mi anni, si è riusciti a diminuire il nu-
mero delle vittime in caso di catastrofi 
naturali, ma i danni materiali e in parti-
colare i danni indiretti sono aumentati. 
In retrospettiva, la politica di gestio-
ne dei pericoli naturali f inora condotta, 
il cui obiettivo principale era la dife-
sa dai pericoli, va considerata un suc-
cesso. L’aumento della densità degli 
insediamenti e quello ancora più mar-
cato dei valori, come pure le svariate 
esigenze nel lavoro e nel tempo libe-
ro ingrandiscono però sempre più il ri-
schio legato ai pericoli naturali. Gli in-
flussi ambientali come il cambiamento 
del clima possono, a loro volta, accre-
scere in futuro la minaccia di singoli 
pericoli naturali. Ridurre il rischio che 
ne risulta ad un minimo sopportabile 
rappresenta per la nostra società un 
compito certamente assai impegnati-
vo. Una cultura del rischio vissuta in 
modo consapevole dovrebbe promuo-
vere a livello sociale una comprensio-
ne globale delle questioni relative al-
la sicurezza. 

La strategia attuale

La strategia contro i pericoli natura-
li (PLANAT) mira a stabilire in Svizze-
ra una nuova cultura del rischio per la 
gestione dei pericoli naturali. A tal f i-
ne, vengono definiti obiettivi di prote-
zione sostenibili a livello sociale, eco-
nomico ed ecologico, vale a dire dei li-
miti agli sforzi in materia di sicurezza 
per la protezione degli esseri viventi e 
dei loro averi. 
Nel quadro della gestione integrale 
dei rischi vengono applicate misure 
equivalenti e coordinate di prevenzio-

Nel 1997, i l  Consig l io federale, 
nell’intento di migliorare la prevenzio-
ne dei pericoli naturali in Svizzera, ha 
istituito la piattaforma PLANAT. Essa si 
compone di venti esperti provenienti 
da tutto il Paese. Il suo obiettivo prin-
cipale è una gestione più consapevo-
le dei rischi naturali attuali e futuri ai 
sensi di una cultura del rischio di ca-
rattere preventivo. La protezione otti-
male della popolazione svizzera, delle 
sue basi vitali e dei suoi beni più pre-
ziosi dai diversi pericoli naturali costi-
tuisce un impegno comune della Con-
federazione, dei Cantoni, dei Comu-
ni, dell’economia e di ogni singolo in-
dividuo. Il compito principale dell’ente 
pubblico è di evidenziare i rischi e cer-

Le carte dei pericoli 
dal punto di vista giuridico 

Le carte dei pericoli illustrano dove 
in Svizzera esistono minacce natura-
li per gli insediamenti. Sono quindi 
fondamentali per la delimitazione 
delle zone di pericolo e per la defi-
nizione dei vincoli d’utilizzazione. Le 
leggi federali sulla sistemazione dei 
corsi d’acqua e sulle foreste (LFO) 
obbligano i Cantoni ad elaborare del-
le carte dei pericoli per piene, va-
langhe, scoscendimenti e frane ed a 
tenerne conto nell’ambito della pia-
nificazione direttrice e d’utilizzazio-
ne così come in tutte le loro attività 
ad incidenza territoriale. Nel 2004, 
la PLANAT ha pubblicato lo studio 
«Aspetti legali in materia di carta 
dei pericoli». La pubblicazione, oltre 
a chiarire gli aspetti giuridici, com-
prende anche una valutazione delle 
norme legislative a livello federale e 
cantonale. Il nuovo promemoria del-
la PLANAT, dal titolo «Le carte dei 
pericoli dal punto di vista giuridico», 
riassume conoscenze e risposte alle 
questioni giuridiche più importanti 
con cui Cantoni e Comuni potrebbe-
ro essere confrontati al momento 
dell’attuazione. 
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turali PLANAT è responsabile, dal 2003, del-

le pubbliche relazioni. Parallelamente, lavora 

come collaboratrice scientifica presso la Divi-

sione Prevenzione dei pericoli dell’Ufficio fe-

derale dell’ambiente UFAM, a cui è aggregata 

a livello organizzativo PLANAT. Dal 2005, si oc-

cupa anche del segretariato della Piattaforma 

Pericoli naturali della Convenzione delle Alpi 

PLANALP. 

Il Dipartimento federale dell’ambiente, 
dei trasporti, dell’energia e delle co-
municazioni (DATEC) intende attuare, 
d’intesa con gli Uffici federali compe-
tenti e PLANAT, questo piano d’azione 
entro la metà del 2008. 
www.planat.ch 

(traduzione)

le strutture e le procedure organizza-
tive necessarie a una gestione consape-
vole dei rischi dei pericoli naturali. Van-
no inoltre stabilite responsabilità non 
ancora definite per determinati pericoli 
naturali come ad esempio temperature 
estreme o tempeste. 
• Controlling: in futuro, i rischi derivan-
ti dai pericoli naturali e i mezzi investi-
ti per le misure di protezione andranno 
rilevati in modo sistematico e valuta-
ti con regolarità, permettendo così una 
verifica del rapporto tra costi ed effica-
cia. 

Lago di Sarnen in piena: campeggio allagato 
presso la foce della Melchaa (23.08.2005). 
Foto: © Forze aeree svizzere

Il confronto tra le carte dei pericoli e gli even-
ti legati al maltempo nell’agosto del 2005 ri-
vela che nella maggioranza dei casi i pericoli 
sono stati previsti e segnalati correttamente.
A sinistra: la carta dei pericoli di Sarnen.
Foto: Sarnen durante l’alluvione dell’agosto 
del 2005. 



68 forum sviluppo territoriale 3/2007
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La pianificazione del territorio ha il compi-

to di coordinare tra loro le attività e gli svi-

luppi ad incidenza territoriale. Gli inciden-

ti rilevanti hanno, dal canto loro, un consi-

derevole impatto sul territorio. Pertanto, la 

pianificazione del territorio deve occuparsi 

della loro prevenzione. 

Il coordinamento della pianificazione del territo-

rio e della prevenzione degli incidenti rilevanti
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di sicurezza adottabili alla fonte. Pa-
rallelamente, si chiarisce d’altro can-
to la disponibilità a livello di pianifica-
zione del territorio di misure adatte e 
poco onerose. Se così facendo si rie-
sce a ridurre il rischio ad un livello ac-
cettabile, il progetto potrà essere rea-
lizzato. Se però il rischio resta ecces-
sivo nonostante le misure prese, si im-
pone un’analisi dettagliata della situa-
zione di rischio e la definizione di mi-
sure ulteriori. Inoltre, in questi casi, va 
effettuata una ponderazione degli in-
teressi molto accurata. Se per un pro-
getto esiste un elevato interesse pub-
blico, è possibile realizzarlo nonostan-
te un rischio elevato. Vanno però or-
dinate delle misure fiancheggiatrici in 
grado di ridurre il rischio ad un livel-
lo sopportabile entro un limite di tem-
po stabilito. 

La scelta di misure adatte

Il coordinamento tempestivo della pre-
venzione degli incidenti rilevanti e del-
la pianificazione del territorio permet-
te spesso di trovare soluzioni eff ica-
ci. Nella maggiore parte dei casi non si 
tratta di decidere se un progetto pos-
sa essere realizzato o meno. Piuttosto, 
la discussione si incentra sulle misu-
re f iancheggiatrici da attuare per co-
struire nonostante la situazione di ri-
schio. Ad esempio, il rischio può esse-
re ridotto tramite un adeguato orienta-
mento dei singoli spazi o di tutta la co-
struzione. Anche la disposizione del-
le finestre e delle vie di fuga svolge un 
ruolo importante. In molti casi queste 
misure sono comunque necessarie per 
ottenere un’adeguata protezione foni-
ca. 

La prevenzione degli incidenti ri-
levanti migliora la sicurezza della 
popolazione 

La guida alla pianificazione «Pianifica-
zione del territorio e prevenzione de-
gli incidenti rilevanti» è attualmente 

mettere un coordinamento sistema-
tico della pianificazione del territorio 
e della prevenzione degli incidenti ri-
levanti. La guida, nella sua prima ver-
sione, si limita ai rischi relativi al tra-
sporto ferroviario di merci pericolose. 
La tematica è particolarmente urgen-
te in virtù della stretta relazione tra 
rete ferroviaria e zone d’insediamen-
to. Inoltre, la ponderazione degli inte-
ressi nell’ambito del trasporto su rota-
ia è particolarmente complessa. Infat-
ti, da una parte vi è un elevato interes-
se pubblico per il trasferimento su ro-
taia del trasporto di merci pericolose; 
dall’altra, l’utilizzazione densificata di 
localizzazioni ben allacciate ai traspor-
ti pubblici è uno degli obiettivi primari 
della pianificazione del territorio. 

Accertamenti approfonditi solo in 
caso di rischi rilevanti

Per non complicare inutilmente i pro-
cessi di pianif icazione, la guida pre-
vede accertamenti approfonditi solo 
se inevitabili a motivo della situazio-
ne di rischio. Essa definisce quali sono 
le tratte a rischio della rete ferroviaria 
sulla base dei quantitativi di merci pe-
ricolose trasportate e di considerazio-
ni strategiche. Si auspica la loro inte-
grazione nel Piano settoriale dei tra-
sporti e nei piani direttori cantonali. 
Sono considerati rilevanti per la pre-
venzione degli incidenti rilevanti so-
lo progetti previsti dal piano d’utiliz-
zazione nel raggio di cento metri dalle 
tratte a rischio. Questi progetti devono 
quindi essere analizzati attentamente. 
In particolare, deve essere valutata la 
crescita potenziale della popolazione 
residente e lavorativa e la dimensio-
ne di nuove strutture a forte affluen-
za di pubblico. La rilevanza del rischio 
del progetto è quindi calcolata sulla 
base di questi dati. Solo i progetti con 
elevata rilevanza del rischio necessi-
tano di un accertamento approfondito. 
A norma dell’Ordinanza sulla protezio-
ne contro gli incidenti rilevanti, vanno 
appurate da un lato le possibili misure 

I carburanti, gli oli combustibili, le so-
stanze e i prodotti chimici sono indi-
spensabili alla nostra società ed eco-
nomia. Devono essere prodotti, tra-
sportati e immagazzinati in grandi 
quantità. Gli incidenti sono fortunata-
mente rari, ma i loro effetti possono 
essere catastrofici per la popolazione 
e l’ambiente. Dal 1991, l’Ordinanza sul-
la protezione contro gli incidenti rile-
vanti (OPIR) regola le modalità di trat-
tamento di queste sostanze. Seguen-
do il principio di causalità stabilito dal-
la legge sulla protezione dell’ambiente, 
l’ordinanza si rivolge ai responsabili di 
rischi, cioè agli esercenti degli impian-
ti di produzione, delle infrastrutture di 
trasporto e dei depositi. Queste azien-
de devono adottare tutte le misure di-
sponibili secondo lo sviluppo della tec-
nica in materia di sicurezza e soppor-
tabili sotto il profilo economico per ri-
durre i rischi. Il forte sviluppo insedia-
tivo in prossimità di impianti e assi di 
trasporto ha fatto aumentare i rischi 
che derivano da tali impianti, poiché 
gli incidenti rilevanti potrebbero col-
pire un numero maggiore di persone. 
Le misure necessarie a garantire la si-
curezza potrebbero così diventare as-
sai onerose e complesse per il gesto-
re dell’impianto o non più essere rea-
lizzabili per motivi economici e tecnici. 
Questo sviluppo rappresenta una sfi-
da anche per la pianificazione del ter-
ritorio. 

Una guida alla pianificazione sostie-
ne il coordinamento

I l tema della prevenzione degli inci-
denti rilevanti è stato f inora trattato 
soltanto in modo puntuale e generico 
dalla pianif icazione del territorio del-
la maggior parte dei Cantoni. Al f ine 
di migliorare questa situazione, gli Uf-
fici federali dello sviluppo territoriale 
(ARE), dell’ambiente (UFAM) e dei tra-
sporti (UFT) elaborano una nuova gui-
da alla pianif icazione «Pianif icazione 
del territorio e prevenzione degli in-
cidenti rilevanti». Essa dovrebbe per-
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te e da trasporti su strada. Con questa 
considerazione generale degli obietti-
vi della prevenzione degli incidenti ri-
levanti, la pianificazione del territorio 
intende contribuire alla realizzazione 
di progetti d’utilizzazione in zone favo-
revoli nel rispetto della sicurezza del-
la popolazione. 

(traduzione)

in rielaborazione sulla base dei risul-
tati di una consultazione condotta nel 
2006 nonché dei colloqui con i Canto-
ni e le imprese ferroviarie avvenuti nel 
quadro di un workshop nella primave-
ra del 2007. Al seguito della pubblica-
zione della nuova versione della gui-
da alla pianificazione, prevista per la 
primavera del 2008, si intende amplia-
re gradatamente la procedura ai rischi 
derivanti da impianti f issi, da condot-
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